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Ausgangssperre verlängert, Gaststätten geschlossen

.... .....seielef::
Luxemburg ist inzwischen eines
der Länder der EU mit den pro-
portional höchsten Covid-in-
fektionszahlen, in den Spitälern
werden nicht dringende Ein-
griffe abgesagt, die Intensiv-
stationen sind zur Hälfte durch
Corona-Patienten belegt. Mit
verschärften Maßnahmen und
einem entsprechenden Ge-
setz will die Regierung gegen-
steuern. Während einer intensiv
geführten Debatte wurde das
entsprechende Projekt gestern
bei Gegenstimmen der gesam-
ten Opposition angenommen,

Obwohl der Präsident der Gesund-
heitskommission und Bericht-
erstatter des Gesetzes, Mars Di
Bartolomeo, sich alle Mühe der
Welt gab, um das Parlament zum
Zusammenrücken gegen die Krise
zu motivieren, verweigerten die
Oppositionsabgeordneten die Zu-
stimmung zu dem Text, der, so die
Hauptvorwürfe, inkohärent sei,
Widersprüche beinhalte und zu
spät komme.

Di Bartolomeo bezeichnete den
Text als nächste Etappe im Kampf
gegen einen mörderischen Geg-
ner, der notwendig geworden sei,
nachdem die vor einem Monat ge-
troffenen Maßnahmen nicht aus-
reichten, um die Infektionszahlen
zu drücken. Das Gesetz sei keine
Patentlösung, man habe aber kei-
nen zweiten kompletten Lock-
down gewollt, wie dies im Frühjahr
der Fall war.

Der Berichterstatter ging weiter auf
die Maßnahmen ein, die zusätzlich
zu den bereits beschlossenen vor-
erst bis zum 15. Dezember gelten
werden. So bleibt die Ausgangs-
sperre von 23 bis 6 Uhr bestehen,

Restaurants und Cafés müssen
schließen, andere Geschäfte blei-
ben geöffnet, die Kunden müssen
Maske tragen und Abstand hal-
ten. Versammlungen von mehr
als hundert Menschen sind verbo-
ten, bei mehr als vier gilt Masken-
pflicht. Weiter werden überdachte
Sporteinrichtungen und Schwimm-
bäder geschlossen (außer für Elite-
sportler), Handwerkskurse (Nähen,
Töpferei usw.) dürfen nicht mehr
als vier Teilnehmer haben, Vereins-
versammlungen werden strengeren
Regeln unterworfen.

Eine Regel, die während der
Debatten noch Diskussionen aus-
lösen sollte, ist jene, dass die Zahl
der Gäste, die von einem Haus-
halt empfangen werden dürfen,
auf zwei Menschen, die zudem
ihrerseits aus dem gleichen Haus-
halt kommen müssen, beschränkt
wird. Eltern mit Kind dürfen also
nicht zu den Großeltern, diese
dürfen aber zu ersterem Haus-
halt, was eine der später kritisier-
ten Inkohärenzen war. Auch einige
Vertreter von Mehrheitsparteien
regten an, den Besuch eines Haus-
haltes bei einem anderen zu er-
lauben, die Zwei -Personen -Regel
also beiseitezulassen.

„

Einschränkungen wird es auch
beim Sport, der Justiz und der
Kultur geben. Theater werden ge-
schlossen, Kultstätten (Kirchen,
Moscheen usw.) bleiben hingegen
zugänglich, was auch als Wider-
spruch im Text kritisiert wurde.
Schulkantinen werden offen
bleiben, Betriebskantinen müs-
sen schließen: auch dies ein um-
strittener Punkt.

Das Gesetz, so schlass Di Bar-
tolomeo, sei ein Seiltanz zwischen
sanitärem Nutzen und wirtschaft-
lichen Kollateralschäden. Es sei

nicht perfekt, erlaube aber even-
tuell eine gewisse Normalität zu
Weihnachten erreichen zu kört-
nen; dies in Erwartung des Impf-
stoffes. Claude Wiseler bündelte in
einer engagierten Stellungnahme
die zahlreichen Kritikpunkte, die
bereits während der letzten Wo-
chen und Monate von der CSV
vorgebracht wurden. Das Ge-
setz komme zu spät: Trotz extrem
hoher Infektionszahlen sei „ab-
gewartet und zugesehen" worden.
Die Partei vermisse Evaluierungen
der bisherigen Maßnahmen, hätte
einen genau definierten Stufen-
plan zur Einsetzung verschiedener
Maßnahmen vorgezogen. Der
Redner verwies weiter auf eine
ganze Reihe von technischen und
Definitionsfragen und kritisierte
teils widersprüchliche Aussagen
von Regierungsmitgliedern.

An den vergangenen Wochen-
enden seien die Fußgängerzonen
im Land „schwarz von Menschen"
gewesen, die CSV verlangt eine all-
gemeine Maskenpflicht etwa für
die hauptstädtische Oberstadt.

Schließlich fragte er nach Per-
spektiven für nach dem 15. De-
zember und nach Kriterien zur
Aufhebung der Maßnahmen. Die
CSV reichte ein knappes Dutzend
Môtionen ein und stimmte gegen
das Gesetz.

Für Gilles Baum, Fraktions-
sprecher der DP, sind die drei kom-
menden Wochen des Verzichts
eine Notwendigkeit, ein Wellen-
brecher, der das Gesundheits-
system und das Personal entlasten
soll. Es sei jetzt nicht die Zeit, nach
den Einzelnen zu schauen, son-
dern nach der Allgemeinheit. Es
gebe allerdings keine Alternative
zu offenen Schulen, so der Politi-
ker weiter.

Andere Länder hätten ver-
gleichsweise strengere Regeln, so
der Fraktionssprecher der LSAP,
Georges Engel, der einen ent-
sprechenden Vergleich anstellte.
Das effizienteste Mittel gegen das



Virus sei ein kompletter Lock-
down, den habe die Regierung aber
ob der schweren Konsequenzen zu
Recht nicht gewollt. Es sei besser,
einen Teil des Lebens weiterführen
zu können, das Virus bekämpfen
zu können und dafür einige In-
kohärenzen in Kauf zu nehmen.

ist ~Î s'üssei

Es müsse klar sein, dass während
der nächsten Zeit der Besuch bei
anderen Menschen die Ausnahme
werden müsse und es nicht darum
gehe, möglichst weitgehende Be-
suchsrechte zu verteidigen. Auf
die Kritik an der Schließung von
Betriebskantinen eingehend, gab
Engel zu bedenken, dass zahl-
reiche Unternehmen gar keine
Kantine haben und die Mitarbeiter

- entgegen dem, was manche
Oppositionspolitiker unterstellen
würden - auch so überleben könn-
ten.

Nicht unkritisch mit dem Gesetz-
entwurf beschäftigte sich die Grü-
nen -Sprecherin Josée Lorsché, die
ankündigte, sie werde im Vergleich
zu manchen ihrer Vorredner leiser
sprechen, um nicht unnötig Aero-
sole zu verbreiten. Um der Über-
lastung des Gesundheitssystems
entgegenzuwirken, versuche die
Regierung, die vorgeschlagenen
Maßnahmen auf die verschiedenen
Bereiche ausgeglichen zu verteilen,
um so auch die Kollateralschäden
gerecht zu verteilen. Es stimme,
dass die Maßnahmen nicht immer
kohärent seien; sollten sie ver-
längert werden müssen, so könne
sicher noch an diversen Schrauben
entsprechend gedreht werden.

Gegen die Ausgangssperre und
alle Eingriffe in die Freiheit der
Bürger sei die ADR, so. Jeff Enge-
len, der stattdessen gezielte Maß-
nahmen zum Schutz der Älteren
und der Verletzbaren forderte.

Für Marc Baum {„déi Lénk") haben
die bisherigen Maßnahmen ihr Ziel
nicht erreicht, sie seien, wie die

Ausgangssperre, disproportioniert
und der wissenschaftliche Hinter-
grund fehle. Im Gegensatz zu den
Theatern, für die es keine Stu-
dien gebe, dass dort eine höhere
Infektionsgefahr herrsche, gebe es
sehr wohl solche, die dies in Kir-
chen belegten. Erstere würden ge-
schlossen, Zweitgenannte bleiben
geöffnet - eine weitere Inkohärenz
laut Baum.

Auch Marc Goergen (Piraten)
bemängelte dies. Es handele sich
hierbei um Aktionismus. Er be-
dauerte, dass die Gaststätten, die
viel Geld in Schutzmaßnahmen
investiert haben, wieder schließen
müssen.

Im Anschluss an die Debatten
bedankte sich Staatsminister Xa-
vier Bettel für alle Beiträge und
räumte ein, niemand habe ein
Patentrezept gegen das Virus. Er-
ziehungsminister Claude Meisch
ging kurz auf das bestehende
Stufenmodell gegen das Virus in
den Schulen ein, das die Orientie-
rung bei den Maßnahmen erlaube.
Es gebe auch in Schulen keine ab-
solute Sicherheit gegen das Virus;
u.a. deshalb würden so viele Tests
dort durchgeführt.

Schließlich ging Gesundheits-
ministerin Paulette Lenert auf die
Infektionslage ein, die laut Welt-
gesundheitsorganisation zurzeit in
Europa sehr kritisch sei. Der nor-
male Höhepunkt von Grippeviren
sei der Monat Januar - der uns
noch bevorstehe. Die Maßnahmen
seien notwendig - auch wenn sie
Einzelne stark treffen würden - um
eine Besserung der Lage herbeizu-
führen. Luxemburg habe seinen
Weg in der Pandemie gesucht und
dieser sei nicht einfach gewesen.
Die Infektion sei gedeckelt worden,
die Lage sei nicht katastrophal. Sie
zeigte sich überzeugt davon, dass
die Infektionswelle auch diesmal
nicht aus dem Ruder laufe.

Lenert rief die Menschen zur
Vorsicht, auch innerhalb der Fami-
lie, auf.

Das Gesetz wurde mit den Stim-
men der Mehrheit angenommen.



Mit den Stimmen der Mehrheitsabgeordneten votiert die Chamber für schärfere Corona-Restriktionen
Von Marc Hoscheid
„Ich würde heute lieber über et-
was anderes als die nächste Etap-
pe im Kampf gegen dieses hinter-
hältige Virus berichten”, so Mars
Di Bartolomeo (LSAP) zu Beginn
seiner Ausführungen während der
gestrigen Chamberdebatte. Der
Präsident der parlamentarischen
Gesundheitskommission fungierte
als Berichterstatter für das Geset-
zesprojekt 7694, welches weitere
Verschärfungen im Kampf gegen
die Verbreitung des Corona-Virus
vorsieht.

Die bereits geltenden Maßnah-
men hätten die Ausbreitung des
Virus zwar ausgebremst, dies aber
nicht stark genug. Auch wenn er
durchaus verstehe, dass einige der
neuen Maßnahmen kritisch gese-
hen werden, setzten diese doch an
den richtigen Stellen an. Die meis-
ten Kontroversen habe es in der
Kommission rund um die Frage ge-
geben, wie viele Besucher man zu-
hause empfangen darf, wobei sich
die strengere Position durchge-
setzt habe. Di Bartolomeo vertei-
digte zudem die Entscheidung, die
Gotteshäuser offen zu lassen wäh-
rend mehrere Kultureinrichtun-
gen geschlossen werden mit dem
Verweis auf die Religionsfreiheit.
„Das Gesetz ist nicht perfekt, es
handelt sich um einen Seiltanz."
Die schmerzhaften Einschnitte
würden aber gleichzeitig Perspek-
tiven mit Blick auf das
Weihnachtsfest liefern.

Zögerliches Handeln bemängelt

Claude Wiseler (CSV) kritisierte,
dass es rund einen Monat gedau-
ert hat, bis neue Maßnahmen be-
schlossen wurden, andere EU -
Staaten hätten wesentlich schnel-
ler reagiert. „Wenn man die Zahl
der Infizierten sieht, weiß man,
dass diese sich eine Woche später
auf die Situation in den Kranken-
häusern auswirken." Es gehe nicht
nur um die Neuinfektionen und die
Krankenhausbetten, sondern auch
um die Zahl der Toten, von denen
er selbst mehrere gekannt habe.

Wiseler hinterfragte auch die
Kommunikation der Regierung.
Mehrere Mitglieder der Krisenzel-
le hätten sich in Interviews be-
reits seit Längerem für härtere
Restriktionen ausgesprochen. Er
bezweifelte zudem, dass der Pro-

zentsatz der positiv auf Corona Ge-
testeten tatsächlich bei lediglich
fünf bis sechs Prozent liege. Wenn
man das Large Scale Testing her -ausrechne, liege dieser nämlich bei
12,69 Prozent.
„Wir sind mit allen Restriktio-

nen einverstanden, wenn bewie-
sen ist, dass sie die Verbreitung des
Virus ausbremsen", unterstrich
Wiseler. Vor diesem Hintergrund
beschwerte er sich darüber, dass
lange behauptet worden sei, in
Gastronomiebetrieben gebe es kei-
ne erhöhte Ansteckungsgefahr,
wobei eine kürzlich vorgelegte
Studie aus dem Juli das Gegenteil
beweise. Auch die Beschränkun-
gen im Privatbereich seien nicht
nachvollziehbar. „Die Leute ver-
stehen nicht, dass zwei Groß-
eltern zu ihren drei Enkeln gehen
dürfen, aber umgekehrt die drei
Enkel nicht zu ihren Großeltern,
zwei und drei ergibt immer fünf."
Ohne Verständnis verliere man die
Akzeptanz der Bevölkerung.

Die Christsozialen fordern
außerdezu eine Maskenpflicht in
Fußgängerzonen, weil der jetzige
Text zu schwammig formuliert sei,
damit die Polizei bei großen Men-
schenansammlungen eingreifen
kann. Eine Impfung gegen das Co-
rona-Virus solle kostenlos sein.

„Im Moment geht es nicht um
den Einzelnen, sondern um uns al-
le", so DP-Fraktionspräsident Lil-
les Baum. Es müsse verhindert
werden, dass die Angestellten im
Gesundheitsbereich in den kom-
menden Wochen mit Arbeit über-
schwemmt werden. Er habe aber
auch Verständnis für den Frust vie-
ler Menschen angesichts der neu-
en Einschränkungen.

„Ein kompletter Lockdown wür-
de vielen Betrieben das Genick
brechen und unserer Wirtschaft
schwer schaden", so rechtfertigte
Baum den Verzicht auf ein kom-
plettes Herunterfahren der Gesell-
schaft. Auch die negativen Konse-
quenzen auf die Psyche des Ein-
zelnen müssten berücksichtigt
werden.

Für den Chef der LSAP-Frak-
tion, Georges Engel, zeigt die Sta-
bilisierung der Infektionszahlen,
dass die bisher getroffenen Maß-
nahmen, wie die Ausgangssperre,
gegriffen hätten. Es sei richtig ge-
wesen so lange wie möglich mit

neuen Restriktionen zu warten. Er
räumte aber auch Inkohärenzen
beim neuen -Text ein. Der Opposi-
tion warf er vor, keine konkreten
Alternativen vorzulegen und lie-
ferte sich mehrere verbale Schar-
mützel mit deren Vertretern. „Ich
rede etwas leiser als einige Her-
ren, dann fliegen weniger Aeroso-
le durch die Luft", meinte anschlie-
ßend Josée Lorsché, Fraktionsche-
fin von Déi Gréng. Sie hinterfrag-
te kritisch, warum dem Elitesport
mehr Rechte eingeräumt würden
als beispielsweise dem gesund-
heitserhaltenden Seniorensport.

Ausgangssperre in der Kritik

„Die ADR ist weiterhin gegen eine
Ausgangssperre und andere Ein-
griffe in die Privatsphäre", so Jeff
Engelen. Die hohe Zahl an Vor-
schriften führe zu einer immer grö-
ßeren Verwirrung bei den Bür-
gern aber auch bei den Ordnungs-
kräften. Marc Baum (Déi Lénk) be-
mängelte, dass die vorgelegten Re-
gelungen nicht auf wissenschaftli-
chen Erkenntnissen fußten, inko-
härent seien und zu Kollateral-
schäden führten. Als Beispiel führ-
te er an, dass Schulkantinen geöff-
net bleiben, jene in Krankenhäu-
sern aber nicht.

Für Marc Goergen (Piraten)

droht die Gefahr, dass die Gesell-
schaft sich zunehmend in eine
Richtung entwickelt, in der der
Mensch vor allem funktionieren
muss und Freizeitaktivitäten
nebensächlich werden. Mit Blick
auf die Schule plädierte er für eine
Verlängerung der Weihnachtsfe-
rien, damit die Schüler, die sich
über die Feiertage im Privatbe-
reich infiziert haben, das Virus
nicht weiter verbreiten.
Bildungsminister Claude

Meisch (DP) verteidigte das ein-
geführte Stufenmodell. Er unter-
strich zudem, dass man nicht be-
haupte, es gebe in den Schulen kei-
ne Ansteckungsgefahr, was die vie-
len Tests und die rezenten Anpas-
sungen belegten. Gesundheitsmi-
nisterin Paulette Lenert (LSAP)
warnt ihrerseits, dass der Anfang
des kommenden Jahres wegen der
vorgelagerten Feiertage besonders
kritisch werden könnte.

Das Gesetz wurde schließlich
mit 31 Ja- bei 29 Nein -Stimmen an-
genommen.

# Das Gesetz ist
! nicht perfekt, es
handelt sich um
einen Seiltanz.
Mars Di Bartolomeo, LSAP



• Die Leute• verstehen nicht,
dass zwei
Großeltern zu
ihren drei Enkeln
gehen dürfen, aber
umgekehrt die drei
Enkel nicht zu
ihren Großeltern.
Claude Wiseler, CSV

Was sich ändert und was nicht
Heute treten wegen der stabil hohen
Zahl an Neuinfektionen mit dem Co-
rona-Virus neue Restriktionen in
Kraft, die bis einschließlich dem 15.
Dezember gelten. So sind Cafés und
Restaurants ab dem heutigen Tag ge-
schlossen. Wie Premier Xavier Bettel
(DP) am Montag erklärte, handele es
sich bei den Gastronomiebetrieben
zwar nicht um Infektions-Notspots
und die Betreiber hätten die gelten-
den Hygienemaßnahmen auch gut
eingehalten, allerdings wolle man die
Zahl der sozialen Kontakte ohne
Maske, zu denen es beim Essen und
Trinken zwangsläufig komme, redu-
zieren. Es besteht aber die Möglich-
keit einen Lieferdienst respektive
einen Take-away einzurichten. Hotels
bleiben geöffnet.

Komplett geschlossen bleiben das
Kasino, Indoorspielplätze und The-
menparks. Auch Ausstellungen und
Messen sind verboten. Im Kulturbe-

reich schließen Kinos, Konzertsäle
und Theater ihre Türen. Bibliotheken,
Gotteshäuser, Kunstzentren, Museen

und das Nationalarchiv bleiben hin-
gegen geöffnet.

Im Sportbereich müssen Fitness-
studios schließen. Laut Bettel führe
der Umstand, dass man dort wäh-
rend den Übungen keine Maske trägt
und gleichzeitig tiefer ein- und ausat-
met zu einer erhöhten Ansteckungs-

gefahr. Auch Sporthallen und
Schwimmbäder sind während der
kommenden drei Wochen für die
breite Öffentlichkeit nicht mehr zu-
gänglich. Schulsport soll aber mög-
lich bleiben, die Mitglieder des Elite-
kaders des nationalen olympischen
Komitees (COSL) haben zudem wei-
terhin Zugang zur Coque in Kirch-
berg. Auch die Nationalmannschaften
und Personen, die im Besitz eines
ärztlichen Attests sind, das ihnen
eine sportliche Aktivität ans Herz

legt, stellen eine Ausnahme dar.
Sportliche Aktivitäten im Freien sind
auf bis zu vier Personen begrenzt.

In den Lyzeen werden zwischen
dem 30. November und den Weih-
nachtsferien in der Oberstufe (von 4e
bis 2e) wieder A- und B -Klassen ein-
geführt. Die Abschlussklassen sind
hingegen von dieser Maßnahme aus-
genommen. Schulausflüge werden
ausgesetzt.

Die Zahl der Besucher, die man bei
sich zuhause empfangen darf, wird
von vier auf zwei gesenkt, diese
müssen zudem aus einem Haushalt
stammen. Bei Versammlungen zwi-
schen vier und zehn Personen müs-
sen die Maskenpflicht und der Min-
destabstand von zwei Metern re-
spektiert werden. Ansammlungen
von mehr afs zehn Personen sind ver-
boten. Die Ausgangssperre zwischen

23 und 6 Uhr bleibt in Kraft. Generell
ist es die Aufforderung der Regie-
rung, die sozialen Kontakte auf ein
striktes Minimum zu reduzieren. MaH



Ab Donnerstag gelten schärfere Corona-Beschränkungen
Von Marc Hoscheid
Wie erwartet haben Premiermi-
nister Xavier Bettel (DP) und Ge-
sundheitsministerin Paulette Le-
nert (LSAP) gestern strengere'
Maßnahmen im Kampf gegen das
Corona-Virus angekündigt. Dies
vor allem angesichts der Infek-
tionszahlen, die sich in den ver-
gangenen Tagen zwar stabilisiert
hätten, allerdings auf einem zu ho-
hen Niveau. Die Beschränkungen
sollen am Donnerstag in Kraft tre-
ten und gelten erst einmal bis zum
15. Dezember. Diese hatte die Re-
gierung bereits vor einer Woche
präsentiert, wobei das zwangswei-
se Schließen von Cafés und Res-
taurants heraussticht.

„Wir ziehen jetzt die Handbrem-
se, damit wir später nicht in einen
Lockdown müssen, der dann län-
ger als drei Wochen dauert", so
Bettel. Die Lage sei zwar derzeit
stabil, aber man wolle sich zusätz-
liche Luft geben. „Wir können es
uns als Luxemburg nicht erlauben,
dass mittelfristig keine Intensiv-
betten mehr zur Verfügung ste-
hen." Derzeit befinden sich 242 mit
Covid-19 infizierte Personen in
Krankenhäusern in Behandlung,
davon 47 auf der Intensivstation.
Laut Lenert fällt zudem auf, dass
mehr Patienten beatmet werden
müssen, als dies noch vor einigen
Wochen der Fall war.

Restaurants keine Hotspots
Die Gesundheitsministerin erin-

nerte daran, dass die Strategie der
Regierung darauf fuße, die Infi-
zierten ausfindig zu machen und
zu isolieren, sowie ihre Kontakte
zurückzuverfolgen. Da derzeit
rund fünf Prozent der Bevölke-
rung corona-positiv sei, bestehe je-
doch die Gefahr, dass sich Cluster
bildeten und das Tracing nicht
mehr klappe, schon jetzt könne in
der Hälfte der Fälle nicht mehr
nachverfolgt werden, wo sich die
Personen angesteckt haben. Sie
unterstrich jedoch auch, dass die
Altersstruktur der Infizierten stak
bil sei. Etwa 15 Prozent seien älter
als 65 Jahre.

Trotzdem richtete sie einen ein-
dringlichen Appell an die Men-
schen: „Habt keinen Besuch, wenn
nicht nötig!" Die Freiheit, die man
jetzt noch behalte, habe ihren
Preis. Dass Luxemburg bisher ver-
gleichsweise gut durch die Krise
gekommen ist, führt Lenert unter
anderem auf die von 23 bis 6 Uhr
geltende Ausgangssperre und die
durchgängig beibehaltene Masken-
pflicht zurück.

Bettel war es besonders wichtig
zu unterstreichen, dass es sich bei
Cafés und Restaurants nicht um In-
fektionshotspots handele. Die Be-
treiber hätten sich gut an die gel-
tenden Vorschriften gehalten, aber
es sei normal, dass es zu Interak-
tionen komme, wenn bis zu vier
Personen an einem Tisch sitzen,
um zusammen zu essen und zu
trinken. „Wir können nicht von

den Restaurants verlangen, den
Abstand von zwei Metern einzu-
halten, dann brauchen sie Tische
von acht oder zehn Metern Län-
ge.“
Neben den Betrieben aus dem Ho-
resca-Bereich sind auch Kultur-
einrichtungen und Fitnessstudios
betroffen. In Letzteren bestehe
eine erhöhte Ansteckungsgefahr,
da man teils keine Maske trage und
heftiger atme. Auch Sporthallen
und Schwimmbäder machen zu. Es
bleibt aber weiterhin möglich, dass
bis zu vier Personen gemeinsam im
Freien sportlichen Aktivitäten
nachgehen. Außerdem dürfen Eli-
tesportler weiterhin trainieren.

Auch der Schulsport soll mög-
lich bleiben. In den höheren Klas-
sen im Lyzeum wird zudem ein
System mit alternierendem Prä-
senzunterricht eingeführt. Die
Kantinen bleiben zwar geöffnet,
aber der Mindestabstand von zwei
Metern muss eingehalten werden.
Schulausflüge werden ausgesetzt.
Den Glaubensgemeinschaften
bleibt es unter Einhaltung der Hy-
gienemaßnahmen erlaubt, religiö-
se Zeremonien abzuhalten.

Chamber stimmt am Mittwoch ab
Die Entscheidung, dass die Zahl
der Personen, die man bei sich zu
Hause empfangen darf, ab Don-
nerstag von derzeit vier auf zwei
reduziert wird, verteidigte Bettel.
„Sobald man sich aus der familiä-
ren Blase hinaus begibt, besteht ein

Risiko". Man habe die Zahl aber
auch nicht auf null setzen wollen,
weil viele Personen alleine lebten
und ein Minimum an sozialen Kon-
takt benötigten. Vor allem Paulet-
te Lenert war deutlich anzumer-
ken, dass ihr die Nachfragen nach
dem, was denn nun ab Donnerstag
genau bei den Besuchen im priva-
ten Bereich erlaubt bleibt, auf die
Nerven gehen. „Es geht darum die
sozialen Kontakte auf ein Mini-
mum zu reduzieren und nicht den
Rahmen, den wir jetzt setzen, bis
zum Letzten auszureizen."

Mit Blick auf eine Impfstrategie
wollten sich die Minister nicht zu
weit abs dem Fenster lehnen. Hier
hänge viel davon ab, wann der
Impfstoff und andere Materialien
geliefert werden. Bettel verwies
zudem auf ein noch ausstehendes
Gutachten des Ethikrats.

Bevor die neuen Regeln in Kraft
treten können, muss das Parla-
ment noch zustimmen. Dies soll
am Mittwoch passieren. Ob nach
dem 15. Dezember wieder Locke-
rungen vorgenommen werden,
hänge von mehreren Faktoren ab,
darunter der Reproduktionswert
und die Zahl der freien Kranken-
hausbetten. Wie diese dann ausse-
hen könnten, darüber wollten Bet-
tel und Lenert nicht spekulieren.• Habt keinen• Besuch, wenn nicht

nötig!
Gesundheitsministerin Paulette Lenert



Restriktionen im Kampf gegen das Corona-Virus werden bis zum 15. Dezember verschärft
Luxemburg. Auch wenn der eine oder an-
dere noch auf ein kleines Wunder gehofft
hatte, so war die Ankündigung der Regie-
rung, dass ab Donnerstag strengere Coro-
na-Regeln gelten, zu erwarten. Die Zahl der
Neuinfektionen ist rezent zwar leicht zu-
rückgegangen, bewegt sich aber mit täg-
lich mehr als 500 auf einem hohen Niveau.
Wenn das Parlament morgen seine Zu-
stimmung gibt, bleiben Kultur- und Sport-

einrichtungen sowie Cafés und Restau-
rants ab Donnerstag bis mindestens zum
15. Dezember geschlossen. Die neuen Maß-
nahmen der Regierung treffen vor allem
den Horesca-Sektor hart. Die Betriebe be-
trachten sich ais „Kollateralschaden" in der
Pandemie -Bekämpfung.. Viele stehen mit
dem Rücken zur Wand. Ihr einziger Stroh-
halm sind die neuen Hilfsgelder der Regie-
rung. Die Gastronomen fordern, dass diese
schnell ausgezahlt werden. MaH/mab



Regierungsrat beschließt weitere Sozial- und Wirtschaftsmaßnahmen
Von Annette Welsch
Bis Montag lässt sich die Regie-
rung Zeit. Dann zieht sie ihre defi-
nitive Schlussfolgerung aus der
Covid-Entwicklung. Premier Xa-
vier Bettel (DP) und Gesundheits-
ministerin Paulette Lenert (LSAP)

werden der Präsidentenkonferenz
des Parlaments morgens einen
Vorschlag unterbreiten, wie wei-
ter mit den am vergangenen Diens-
tag auf den Instanzenweg
geschickten, verschärften Covid-
Maßnahmen vorgegangen werden
soll. „Das Parlament ist der Sou-
verän und entscheidet über seine
Agenda, wir können nur empfeh-
len", betonte Premierminister Xa-
vier Bettel (DP), als er gestern nach
dem Regierungsrat vor die Presse
trat.

Das Gutachten des Staatsrats
könnte Anfang nächster Woche
vorliegen, meinte er. „Wenn der
Staatsrat bis Montag fertig ist und
die Gesundheitskommission ihren
Bericht noch verabschiedet, wäre
Dienstag ein idealer Tag für die
Abstimmung. Dann könnte das Ge-
setz am Mittwoch in Kraft treten."
Und danach sieht es ganz aus.

„Wir bewegen uns weiter 'auf
einem hohen Niveau. Die Zahlen
von heute weisen 519 Neuinfektio-
nen aus bei 11782 Testen, also eine
Positivitätsrate von 4,41 Prozent.
Das ist eine Absenkung, über die
wir uns freuen, dennoch bleiben
die Zahlen über Dauer geschaut
stabil auf einem hohen Niveau, oh-
ne dramatisch zu steigen." Dabei
bräuchte man ein dauerhaftes Ab-
sinken, um Luft zu bekommen und
das Gesundheitssystem entlasten
zu können.

Mindestlohn steigt um 2,8 Prozent
Von 100 Intensivbetten seien 41
mit Covid-Patienten belegt. Aber:
„Auch andere Patienten brauchen
Intensivbetreuung, wir können
nicht alle Plätze für Covid-Patien-
ten reservieren." Jede notwendige
Intervention werde durchgeführt,
sagte Bettel, auch wenn einzelne
verschoben werden mussten. Der
Regierungsrat befasste sich auch

mit weiteren Sozial- und Wirt-
schaftshilfen. Der Mindestlohn
steigt ab 1.1.2021 um 2,8 Prozent an,
so wie das Gesetz es vorsieht. „Es
ist uns bewusst, dass es wirtschaft-
lich schwer zu verkraften ist, es ist
aber wichtig, diese Anpassung zu
machen. Denn wir können gerade
die Ärmsten nicht links liegen las-
sen." Diese weitere Belastung, ge-
rade für Betriebe, die es schon am
schwersten haben, wird aber kom-
pensiert. Der Horesca- und Tou-
rismusbereich, der Event-Sektor,
der Handel und verschiedene Kul-
tur -Betriebe bekommen eine nicht
erstattbare Soforthilfe in Höhe von
500 Euro pro Arbeitnehmer, des-
sen Gehalt zwischen dem Min-
destlohn und dem qualifizierten
Mindestlohn liegt. „So können die
Betriebe auch in diesen schweren
Zeiten ihre Arbeitskräfte behal-
ten."

Falls nächste Woche weitere
Schließungen beschlossen werden
sollten, bekommen betroffene Be-
triebe nicht 75 Prozent, sondern
100 Prozent der Hilfen aus der
Klasse sechs. Der größte Teil der
Betriebskosten wird so vom Staat
übernommen. Da der Handel ge-
nerell leiden wird, wenn Restau-
rants und Cafés eventuell schlie-
ßen, können auch Geschäfte, die
Umsatzverluste von mehr als 25
Prozent einfahren von Direkthil-
fen profitieren. „Wenn weitere sa-
nitäre Maßnahmen kommen soll-
ten, haben wir bei den Hilfen vor-
gesorgt, um vorbereitet zu sein."

Die Erhöhung des Mindest-
lohns bedeutet auch, dass der Re-
vis um 2,8 Prozent steigt. „Die
Kaufkraft soll erhalten bleiben. Ge-
rade die Leute, die es am schwers-
ten haben, sollen nicht auch noch
existenzielle Sorgen bekommen."
In diesem Sinn wurde auch bei der
Kurzarbeit die Hilfe angepasst, so
dass nun 100 Prozent und nicht 80
Prozent des Gehalts ausbezahlt
werden. Und schließlich wird die
Teuerungszulage im nächsten Jahr
um zehn Prozent erhöht.

45 000 Impfdosen Mitte Dezember

Bettel berichtete dann noch vom
virtuellen EU -Gipfel vom Vortag,
der sich vor allem um die gegen-
seitige Anerkennung von Covid-
Tests, aber auch den für Mitte De-
zember erwarteten Impfstoff dreh-
te. Die PCR-Tests sind EU -weit an-
erkannt, so dass kein weiterer Test
erforderlich ist, wenn man in ein
anderes EU Land einreisen will.
Anders die neuen, sehr unter-
schiedlichen Antigen -Schnelltests,
bei denen derzeit noch an Stan-
dards gearbeitet wird.

Eine Schlüsselrolle wird die EU
auch bei den Covid-Impfungen
übernehmen. „Wir sind dankbar,
dass die EU -Kommission die Ver-
handlungen übernahm", betonte
Bettel. „Wir wollen alle zusam-
men nur die Impfungen nehmen,
die Garantien bieten." Denn ohne
diese hätten die Leute kein Ver-
trauen, sich impfen zu lassen. Bet-
tel rechnet derzeit damit, dass Mit-
te Dezember 45 000 Impfdosen,
um gut 23 000 Personen durch -
impfen zu können verfügbar sind.
„Es muss priorisiert werden, wer
als erstes geimpft wird. Der lu-
xemburgische Ethikrat arbeitet
momentan einen Vorschlag dafür
aus."

Es gab natürlich beim EU -Gip-
fel auch eine Diskussion über den
Rechtsstaatsmechanismus. Be-
kanntlich haben Ungarn, Polen und
mittlerweile auch Slowenien ihr
Veto gegen das Covid-Paket der
EU eingelegt, weil sie sich gegen
den mühsam ausgehandelten
Rechtsstaatsmechanismus weh-
ren. „Luxemburg war, ist und bleibt
worter eines ehrgeizigen Rechts-
staatsmechanismus, der an das
europäische Budget gebunden ist.
Für uns ist die Rechtsstaatlichkeit
ein wichtiges Fundament unserer
Werte - und die sind nicht ver-
handelbar."• Wir können die• Ärmsten nicht

links liegen lassen,
Xavier Bettei



Abschluss der außenpolitischen Debatten im Parlament
LUXEMBURG

LJ

Nachdem Außenminister Jean As-
selborn am Mittwoch rund 90

Minuten gebraucht hatte, um
seine nunmehr bereits 14. au-

ßenpolitische Erklärung im Parlament vor-
zustellen, hatten die Abgeordneten gestern
Nachmittag während fünf Stunden Zeit, auf
die Erklärung zu reagieren. Allgemein stie-
ßen die Prioritäten unserer Außenpolitik auf
Zustimmung, Kritik gab es aber auch vonsei-
ten der Oppositionsparteien.

So vermisste Claude Wiseler (CSV) die
großen Linien der Luxemburger Außenpoli-
tik, die oftmals nur aus Einzelaktionen des
Außenministers bestehe, die eher als Pri-
vatinitiativen zu betrachten seien, wie zum

Beispiel in Bezug auf .die Nahost -Politik.
Auch sei die Außenpolitik von Jean Assel-
born oftmals nicht mit der Außenpolitik des
Premierministers und nicht mit der Politik
des Wirtschafts- und des Finanzministers
abgesprochen, monierte der christlich-so-

ziale Redner.
Gusty Graas (DP) berichtete über seine

Erlebnisse als Wahlbeobachter in den USA,
derweil Yves Cruchten (LSAP) hierauf eine
Lanze für den Multilateralismus brach.
„D'Zäiten hunn sech gerännert, mir gesinn
haut erëm méi Egoismus a Kompetitioun
uechter d'Welt", so der Präsident, der au-
ßen- und europapolitischen Kommission.

Abkommen mit Japan

Nach Abschluss der außenpolitischen De-

batte befasste sich die Abgeordnetenkam-
mer am Abend dann auch noch mit drei Ge-
setzesprojekten, mit denen internationale
Abkommen in nationales Recht umgesetzt
werden, darunter ein Partenariatsabkom-
men zwischen der EU und Japan in den
Bereichen internationale Sicherheit, Cy-
berkriminalität und Justiz.

Nächste Woche stehen ab Dienstag
dann drei öffentliche Sitzungen auf der
Tagesordnung, darunter eine von der
CSV angefragte Aktualitätsstunde über
die Situation in den Alters- und Pflege-
heimen während der Corona-Krise, eine

Orientierungsdebatte über die großen In-

frastrukturprojekte sowie der Gesetzent-
wurf über den immer teurer werdenden
Militärsatelliten...

„D'Zäiten hunn sech gerännert, mir Besinn haut eiern méi
Egoismus a Kompetitioun uechter d'Welt”

YVES CRUCHTEN Präsident der außenpolitischen Kommission





In 90 Minuten um die Welt: 14. außenpolitische Erklärung von Jean Asselborn

Es war dies gestern Nachmittag bereits die 14.
außenpolitische Erklärung, die Chefdiplomat
Jean Asselborn im Parlament abgab, wobei bei
der diesjährigen Ausgabe nach der Flüchtlings-

krise und der Brexit-Krise der vorangegangenen Jahre

diesmal erwartungsgemäß die Corona-Krise sowie die
Wahlen in den USA im Mittelpunkt standen.

Heute werden die Abgeordneten dann die Gelegenheit
haben, auf die Asselborn'sche Erklärung zu reagieren,

wobei Kritik vor allem vonseiten der adr zu erwarten ist,
hatte diese doch - natürlich erfolglos - im vergangenen
Monat die Demission Asselborns gefordert, da dieser un-

ser Land im Ausland nicht gut vertrete.
Asselborn optimistisch, was Wiederaufnahme
der transatlantischen Beziehungen anbelangt

Auch hatten sich gestern Nachmittag im Vorfeld der
Erklärung vor dem Cercle -Gebäude, in dem die Abgeord-
netenkammer momentan wegen der Covid-19-Pandemie
ihre öffentlichen Sitzungen abhält, einige Demonstran-

ten der „Initiative Devoir de Vigilance" eingefunden, die

im Zusammenhang mit der Kandidatur Luxemburgs für
den Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen für den
Zeitraum 2022 bis 2024 für ein nationales Gesetz über
Menschenrechte und Unternehmen eintritt.

Was nun die 46 Seiten umfassende Erklärung anbe-
langt, so zeigte sich der dienstälteste Außenminister der
EU hier direkt eingangs seiner Rede überzeugt, dass der

Ausgang der Präsidentschaftswahlen in den Vereinigten

Staaten ab Januar kommenden Jahres ermöglichen wer-
de, dass die verschiedenen Nationen wieder zu einem
kultivierten Umgang untereinander finden. „Véier Joer
Desaster op all döse Gebidder waren der véier ze ville,

so Asselborn, der sich vom neuen US-Präsidenten Joe

Biden positive Impulse und eine neue Dynamik erwartet,
nicht zuletzt was eine Rückkehr zum Pariser Klimaab-
kommen und zum Multilateralismus angeht.

Mit Joe Biden und seiner Vizepräsidentin Kamala

Harris komme mit Sicherheit neue Energie in die trans-
atlantischen Beziehungen, was aber nicht heiße, dass ab
dem 20. Januar 2021 nun alles anders werde, werde der

neue Präsident sich doch zuallererst auf die Beseitigung
innenpolitischer Probleme konzentrieren müssen, gelte
es doch die Amerikaner, die in den letzten Jahren immer

weiter auseinandergedriftet seien, wieder zusammenzu-
führen, was nicht einfach werde. Außenpolitisch sei er
aber überzeugt, so ein optimistischer Jean Asselborn,
dass Europäer und Amerikaner wieder ein richtiges Ver-

trauensverhältnis aufbauen könnten.
Im Laufe seiner rund 90-minütigen Rede ging der Au-

ßenminister unter anderem auf die bereits erwähnte Co-

vid-19-Pandemie ein, die Migrationspolitik, den Brexit,

die Rechtsstaatlichkeit, die Klimapolitik, das Verhältnis
zur Türkei, die Handels- und die Standortpolitik, den
Multilateralismus, die Lage im Nahen Osten sowie die
diversen anderen Krisenherde in der Welt.

Véier Joer Desaster op all
dëse Geb idder waren der vé ier ze vill "

JEAN ASSELBORN Außenminister, über die Amtszeit von US-Präsident Donald Trump

COVID-19

„Die größte Krise seit
dem Zweiten Weltkrieg”
Jean Asselborn gab eingangs
seiner Erklärung zu bedenken,
dass zu Beginn dieses Jahres noch

keiner habe absehen können,
dass die Menschheit 2020 durch
das Coronavirus mit der größten

Krise seit dem Zweiten Weltkrieg
konfrontiert werde, die unser aller

Leben verändert habe. Der Außen-
minister erinnerte in diesem Zu-
sammenhang insbesondere an die

Krisendiplomatie, die während der
ersten Welle im Frühjahr für viel
Arbeit gesorgt habe, sei es doch

unter anderem darum gegangen,

die Luxemburger aus dem Ausland

nach Hause zu holen und genü-
gend Schutzmaterial zu organisie-

ren. Die Corona-Krise habe aber
auch vieles, was wir bis jetzt als

selbstverständlich betrachtet hät-
ten, zum Wackeln gebracht, womit
Asselborn natürlich die Quasi -
Schließung der Grenzen ansprach:

D'Covid -Kris huet d'Europäesch
Unioun, iwwert Grenz- a Kompe-
tenzfroen eraus, op eng schwéier
Prouf gestalt". So etwas dürfe sich
nicht wiederholen. Auch brauche

Europa in Zukunft eine bessere
Koordinierung was die Gesund-

heitspolitik anbelangt.



RECHTSSTAATLICHKEIT

„Bedenkliche
Entwicklung”
Besorgt zeigte sich der Chef-

diplomat über die Entwicklung
der Rechtsstaatlichkeit, womit

er in erster Linie die Situation in

Ländern wie Polen und Ungarn
meinte. So müsse man sich be-

wusst sein, dass das Fundament
der europäschen Zusammenarbeit

in Frage gestellt werde, wenn das

Vertrauen in das Justizsystem
eines anderen Mitgliedstaats in
Frage gestellt werde. Aus diese,
Grunde müsse auch sichergestellt

werden, dass die EU -Fördergelder

auch für das benutzt werden, für

das sie gedacht waren. Entsetzt
zeigte sich der Außenminister
zudem über die Reaktion des
slowenischen Premierministers,
der quasi aus heitetem Himmel

die Aussagen von Donald Trump

unterstützt habe, dass er die Wah-
len gewonnen habe, obwohl nach

Millionen von Stimmen nicht aus-

gezählt waren. „Dat ass net eleng

en Zeeche vu falscher Solidaritéit

em falsche Moment, mee et weist
datt et an der EU Regierunge gëtt,
déi d'Einmaleins vun den demo-

kratesche Basisreegelen einfach
bewosst ignoréieren", so Jean
Asselborn.

MIGRATION

„Wir brauchen ein
gerechteres System”
Der Außenminister ging natürlich

des Längeren auf die Migrationspo-

litik ein. Der Migrationsdruck habe
angesichts der Corona-Pandemie

zwar etwas nachgelassen, diese

Entspannung sei aber wohl nur von

kurzer Dauer. „Mir brauchen drin-

gend ee méi gerechte System, wou
Länner déi Leit Um Mier retten oder

engem gréisseren Zoufloss ausgesat

sinn, sech kënnen op eng previsibel

Solidaritéit vun alle Memberstaaten
verloossen", zeigt sich Asselborn
überzeugt, wobei Luxemburg aber

nicht allein das Problem des Schen-

gen-Systems lösen könne. Allerdings

spreche unser Land im Gegensatz

zu anderen Ländern nicht nur von
Solidarität, sondern übe sie auch

aus. Die EU müsse indes in der Lage

sein, ihre Außengrenzen besser zu
schützen; für den Grenzschutz gebe

es aber konkrete Regeln, und diese

müssten unter allen Umständen

eingehalten werden. Sogenannte

Push-backs von Migranten seien
illegal. Luxemb urg gehe engagiert
in die Verhandlungen über einen
Migrationspakt: „Mir brauche Resul-

tater fir eng méi human an effikass

europäesch Migratiounspolitik. De
Problem ass net d'Migratioun, mee
eis Gestioun dovun".

BREXIT

„Großbritannien bleibt
ein wichtiger Partner”
Jean Asselborn ging natürlich auch

auf den Brexit ein, wobei das Aus-
trittsabkommen zwischen der Eu-
ropäischen Union und Großbritan-

nien den besten und einzigen Weg
darstelle, um den Frieden auf der

irischen Insel und den Binnenmarkt
zu schützen. Dieses Abkommen

müsse respektiert werden, und das
gelte es sicherzustellen.

Die Verhandlungen über die zu-
künftigen Beziehungen zwischen
der EU und London seien weiterhin
kompliziert, würden sich aber

in der entscheidenden Phase

befinden.
London, aber auch die Europä-

ische Union, wären indes gut
beraten, nicht noch weiter zu
pokern. Ein „No Deal" sei dabei

immer noch nicht auszuschlie-
ßen, was weitreichende Folgen
für die Bürger und die Wirtschaft

habe. Das Vereinigte Königreich

bleibe jedoch auch in Zukunft ein
wichtiger Partner für Luxemburg,

was besonders für den Dienstleis-
tungsbereich und den Finanzsek-

tor gelte.

„A ville Beräicher wäerte mir wei-
derhin enk zesumme schaffen, ebe
just an engem anere Kader."

TÜRKEI

„Auch hier gilt das
internationale Recht”
Was nun die aktuelle Situation in

der Türkei anbelangt, so bedauert
der dienstälteste Außenminister
der EU, dass diese sich immer

weiter weg von der EU fortbewe-

ge, unter anderem auch was die

Menschenrechte und die Rechts-
staatlichkeit anbelange, die nicht
mit den Kopenhagener Kriterien

in Einklang zu bringen seien. Dies

habe dann auch dazu geführt,
dass die Beitrittsverhandlungen
mit der EU komplett zum Stillstand

gekommen seien.
„D'EU war oppen énnert ver-

schidde Konditiounen eng positiv
politesch Agenda ze lancéieren an
un enger Redynamisatioun vun där

Agenda ze schaffen. Leider sinn
d'Signaler absolut net encoura-
geant, mee carrément enttäu-
schend." Auch müssten sich die

Türkei, Griechenland und Zypern
endlich an einen Tisch setzen,

um zu einer Lösung zu finden.
„Lëtzebuerg bleift solidaresch

mat Zypern a Griicheland wat
de Respekt fir hir Souveränitéit a
souverän Rechter ugeet. D'Tierkei

an hire President stinn net iwwert
dem internationale Recht", so der

Außenminister.

HANDELSPOLITIK

„Handelsbeziehungen zu
Drittstaaten fairer gestalten”
Wie Jean Asselborn weiter unter-
strich, biete die aktuelle Debatte
über die Zukunft der Handelspoli-
tik die Gelegenheit, verschiedene

Sachen „nei auszebalancéieren".

In diesem Zusammenhang werde

sich die Aufmerksamkeit der
Luxemburger Regierung auf die
Frage der Öffnung des Binnen-
markts fokussieren. Dieser sei
für Unternehmen aus zahlreichen
Drittländern zugänglich, wobei

diese aber oftmals unseren Betrie-
ben den Zugang erschweren wür-
den. Auch werde der Wettbewerb

im Binnenmarkt oftmals verfälscht,
weil ausländische Firmen in ihren
Ländern Subventionen bekommen
würden, um in unseren Ländern

wettbewerbsfähiger zu sein.
Aus diesem Grund unterstütze
Luxemburg die Arbeit der EU -
Kommission, um derartige Miss-
bräuche zu einem Ende zu bringen

und die Handelsbeziehungen zu
Drittstaaten fairer zu gestalten.
Auch setze Luxemburg Akzente

in der EU -Handelspolitik, wenn es
um den nachhaltigen Schutz und
die Förderung des Respekts der
Menschenrechte gehe.



STANDORTPOLITIK

„Der Standort Luxemburg
ist nicht in Frage gestellt”
Jean Asselborn bekräftigte in
seiner außenpolitischen Erklärung
noch einmal seinen Einsatz für den

EU -Standort Luxemburg, dessen

Attraktivität trotz des Abzugs der
Exekutivagentur für Verbraucher,
Gesundheit, Landwirtschaft und
Lebensmittel nicht in Frage gestellt

sei. „Lëtzebuerg ass houfreg drop

ee vun den historesche Sëtz vun
den EU-Institutiounen ze sinn a
mir setzen eis all Dag an fir deenen

iwwer 14.000 EU-Fonctionnairen

an Agenten an den europäeschen
Institutiounen an Agencen zu Lët-
zebuerg déi beschten Aarbechts- a
Liewensbedingungen ze garanté-

ieren." In den vergangenen 18 Mo-

naten sei es Luxemburg gelungen,

zwei neue EU -Agenturen im Land

zu empfangen, nämlich die Euro-

päische Staatsanwaltschaft sowie
das Gemeinsame Unternehmen
eines Europäischen Hochleistungs-
rechners (EuroHPC), und nicht

später als am letzten Freitag habe

Luxemburg auch seine Kandidatur
für den Sitz des zukünftigen Euro-
päischen Kompetenzzentrums für
Cybersicherheit eingereicht.

MULTILATERALISMUS

Luxemburg kandidiert für
UN -Menschenrechtsrat

Der Minister brach aber natürlich

auch diesmal wieder eine Lanze
für den Multilateralismus und

erinnerte dabei an unsere Mitglied-
schaft in den Jahren 2013 bis 2014

im Sicherheitsrat der Vereinten Na-
tionen. Da auch kleine Länder wie

Luxemburg dort etwas bewegen
könnten, habe das Großherzogtum
erneut seine Kandidatur einge-
reicht - diesmal für die Periode
2031 bis 2032. „Dat ënnermauert

eise Wällen, eise Bäitrag an der

UNO fir Fridden a Sécherheet ze
leeschten", so Asselborn. Auch
habe unser Land seine Kandidatur
für den UN -Menschenrechtsrat für
die Jahre 2022 bis 2024 einge-
reicht; dies wäre dann das erste
Mandat in diesem 2006 geschaf-

fenen Gremium für Luxemburg.
„Mir wëllen eis do staark maa-
che fir all d'Mënscherechter.

Nieft der Ënnerstëtzung fir
d'Mënscherechtsverdeedeger a fir
d'Rechtsstaatlechkeet huet Lëtze-
buerg fir säi Mandat de Kampf fir

d'Egalité des genres an de Schutz
vu vulnerabele Gruppe viru Gewalt

an Diskriminéierung als Prioritéit

festgehalen."

INTERNATIONALE KRISEN

„Ein zweites Syrien
vermeiden”

In aller Ausführlichkeit ging der
Minister dann auch noch auf die
zahlreichen internationalen Krisen
ein, so auch auf die Situation

in Belarus, wo das Regime von
Lukaschenko das Wahlresultat ver-
fälscht habe. „De Regime ënnerd-
réckt di friddlech Oppositioun mat

massiver Gewalt a gebraucht all
d'instrumenter vum Staatsterror,

entféiert a foltert Demonstranten".

So etwas dürfe es im Euroa des

21. Jahrhunderts nicht geben.

Besorgt zeigte sich Asselborn aber
natürlich auch über den Konflikt
in Bergkarabach und die weiterhin
angespannte Situation im Don-
bass, ehe er auf die zahlreichen

Konflikte in der Sahel -Zone und in

Libyen zu sprechen kam: „A Libye

gëtt et ze vill Waffen an ze vill
extern Acteuren. Mir als Europäer

mussen alles maachen, fir dass

aus Libyen keen zweet Syrie gëtt."
Dramatisch bleibe die Lage aber

auch im Nahen Osten und hier
insbesondere in Syrien. Auch wies
Asselborn erneut darauf hin, dass
Luxemburg weiterhin die Zwei -
Staaten -Lösung unterstütze.

ASIEN/AFRIKA
Wichtige

Zusammenarbeit
Zum Abschluss seiner rund einein-
halbstündigen Rede befasste sich
der Außenminister dann auch noch
mit der Situation in Asien und in
Afrika. Hier wies er vor allen auf
die Wichtigkeit guter Beziehungen

zu China hin, wobei China aber

gleichzeitig ein Konkurrent sei,
„deen aner Valeuren an eng aner
Visioun vun der Weltuerdnung
huet, wéi mir". Als sehr gut be-
zeichnete Asselborn das Verhältnis

zu Japan, wo im Zusammenhang
mit dem Brexit bereits eine ganze
Reihe von japanischen Unterneh-

men ihren europäischen Sitz von

London nach Luxemburg verlegt
hätten, unter anderem im Bereich
der Versicherungen. Immer wichti-

ger werde aber auch das Verhält-

nis zu Indien. Dann wünschte sich
Jean Asselborn auch noch, dass
in Zukunft mehr Luxemburger
Unternehmen in Afrika investieren
würden. Zu einer Zusammenarbeit

mit unseren afrikanischen Partnern

würde aber auch die Verteidigung

der demokratischen Werte und

der Respekt der Menschenrechte
gehören, „nëmmen esou können

d'Afrikaner hire Kontinent op de
Wee vun der nohalteger Entwéck-
lung féieren".



PARLAMENT Eine außenpolitische Debatte mit wenig Höhen und Tiefen
Luden Morttebruco
Die Abgeordnetenkammer
hat gestern über die Rolle des
„Ländchens" in der großen
weiten Welt sinniert. Außen-
minister Jean Asse฀born
(LSAP) hatte am Mittwoch
die außenpolitischen Schwer-
punkte der Regierung um-
rissen.
Die Luxemburger Außenpolitik
bietet der Opposition selten An-
griffspunkte gegen die Regierung.
Fundamentale Unterschiede sind
bei den großen Fraktionen nicht
festzustellen. Also bleibt es in
der Regel bei Allgemeinplätzen
und Kritiker knüpfen sich oft-
mals eher technische und formale
denn inhaltliche Aspekte vor.

So vermisste der außen-
politische Sprecher der CSV
Claude Wiseler klare außen-
politische Linien. Auf ein vor
über einem Jahr gefragtes Doku-
ment zur außenpolitischen Stra-
tegie warte man noch heute, sagte
er. Zwar habe Außenminister
Jean Asselborn am Vortag eine
Reise um die Welt gemacht und
internationale Ereignisse kom-
mentiert. Die großen Richt-
linien habe er, Wiseler, jedoch
nicht ausgemacht. Luxemburgs
Außenpolitik bestehe aus Einzel-
aktionen. Wiederholte Aussagen
des Außenministers zur Palästi-
na -Problematik seien wohl eher
privater Natur. Dabei wünschte
sich Wiseler in diesem Bereich
eine ausgewogenere Haltung Lu-
xemburgs. Außenpolitik werde
auch vom Premierminister und
vom Verteidigungsminister ge-
macht, so der CSV-Politiker wei-
ter. Dabei habe er den Eindruck,
dass jeder sage, was er so wolle.
Die Welt habe sich geändert,

seitdem Asselborn im Jahr 2004
Außenminister wurde, analysierte
Wiseler. Die EU sei schwach in
einer Welt, die wesentlich bru-
taler geworden sei. „Wenn wir
das nicht verstehen, haben wir
keine Chance", so der CSV-
Abgeordnete. Kommissions-
präsidentip Ursula von der Leyen
wolle eine geopolitische Kom-

mission. Welche Rolle Luxem-
burg in diesem neuen Umfeld
einnehmen wolle, fragte Wiseler.
In außen- und verteidigungs-
politischen Fragen müsse auf das
Einstimmigkeitsprinzip verzichtet
werden, forderte er. Die EU brau-
che eine gemeinsame Politik.

Multilaterale
Lösur gsvors läge

Der Kritik Wiselers an Assel-
born setzte Gusty Graas (DP)
Lobesworte entgegen. Das hohe
Lebensniveau Luxemburgs sei
eine Folge der Offenheit des
Landes und dazu hätten auch
Politiker beigetragen, die sich
für Luxemburg im Ausland ein-
setzen. Er bedankte sich aus-
drücklich bei Asselborn für
dessen langjährigem Engage-
ment. Zuvor hatte Graas über
seine Erfahrungen als Wahl-
beobachter bei den rezenten
Präsidentschaftswahlen in den
USA berichtet. Unregelmäßig-
keiten seien keine festgestellt
worden.

Yves Cruchten (LSAP) unter-
strich seinerseits die Bedeutung
von Kooperation und Multi-
lateralismus für ein kleines Land,
das oftmals Spielball großer
Länder war. Eine multilaterale
Herangehensweise ermögliche,
dass auch kleine Länder mit-
reden könnten. Internationale
Organisationen und international
gültige Regeln seien die Voraus-
setzung dafür, dass Luxemburg
seine Souveränität genießen
könne. Die EU sei ein Beispiel
für Multilateralismus. Sie müsse
jedoch verstärkt multilaterale
Lösungsvorschläge vorlegen, jetzt
wieder zusammen mit den USA
unter einem neuen Präsidenten.

Wie Wiseler zuvor stellte auch
Cruchten die Weiterführung von
Beitrittsgesprächen mit der Tür-
kei infrage. Außenpolitische
Entscheidungen in der EU soll-
ten mit qualifizierter Mehrheit
getroffen werden. Stéphanie

Empain („déi gréng") sprach sich
für die Aufrechterhaltung des
Dialogs mit schwierigen Partnern
aus, doch dürfe man sich von
diesen nicht unter Druck setzen
lassen, so die Abgeordnete mit
Blick auf die Türkei. Eine Motion
der CSV zum Abbruch der Ge-
spräche mit der Türkei wurde je-
doch verworfen.

)artnersclaftrsc t
reit Japan

Inhaltliche Kritik kam von den
kleinen Fraktionen. So lehnte
Fernand Kartheiser (AL R) all-
zu scharfe Angriffe auf Ungarns
und Polens Führung wegen deren
Untergrabung der Rechtsstaat-
lichkeit ab. Auch Luxemburgs
Regierung habe oft Probleme mit
Rechtsstaatlichkeit. Er erinnerte
dabei ab die rezente Äußerung
von Premierminister Bettel, den
Krisenzustand auszurufen, sollte
das Parlament nicht rechtzeitig
zusätzliche Covid-Maßnahmen
verabschieden. Man sollte sich
auch nicht in die aktuelle Dis-
kussion um die Verschärfung des
Abtreibungsgesetzes in Polen
einmischen. Das sei deren An-
gelegenheit.

Der ADR-Sprecher bemängelte
die Nahostpolitik des Außen-
ministeriums. Asselborn sei der
einzige Außenminister der west-
lichen Welt gewesen, der das
Abkommen zwischen Israel
und den VAE kritisiert habe.
Kartheiser warf ihm Einseitigkeit
bei der Einschätzung der Situ-
ation im Nahen Osten vor, ins-
besondere was die Einhaltung
der Menschenrechte anbelangt.
Er zitierte dabei aus dem Bericht
von Amnesty International über
Menschenrechtsverstöße in den
palästinensischen Gebieten.
David Wagner („déi Lénk")

befasste sich hauptsächlich mit
dem rezenten Wahlausgang in
den USA. Ja, Trump wurde ab-
gewählt, doch sollte man sich
über die Wahl Bidens freu-



en? Joe Biden sei die elegan-
te Version der Verteidigung der
Kapitalinteressen, so Wagner.
Auch Biden spreche sich für
die führende Rolle der USA
in der Welt aus. Die Europäer
werden wohl erneut jede kri-
tische Haltung gegenüber den
USA verlieren, befürchtet er.

„Deux poids, deux mesures”

— warf Wagner der BU in Sa-
chen Menschenrechte vor. So
bezeichne man Syriens Macht-
haber Assad wohl zu Recht als
Kriegsverbrecher, den saudiara-
bischen Kronprinzen Moham-
med Bin Salman jedoch nicht,
trotz des Jemen -Kriegs.

Nach mehr als fünfstündiger
außenpolitischer Debatte ver-
abschiedete das Parlament
noch drei internationale Ver-
träge. Einer davon betrifft das
Abkommen über strategische
Partnerschaft der EU mit Japan.



Außenminister ohne Verständnis für Trumps Vorgehen

Luxemburg. Mit großem Unver-
ständnis hat Außenminister jean
Asselborn auf die vorzeitige Wahl-
siegerklärung Donald Trumps re-
agiert. Dass der amtierende Präsi-
dent vor Auszahlungsende so agie-
re und einen Wahlbetrug in den
Raum stelle - „für mich ist das ein
Horrorszenario, was die politische
Ethik angeht", sagte der LSAP-Poli-
tiker gestern Abend, als noch kein
Sieger abzusehen war. „Es gibt
Leute, die das als einen Staats-
streich ansehen", sagte Asselborn.
Wenn so etwas in Belarus gesche-
he, würden Sanktionen ins Spiel
gebracht. Doch es bestehe hier ein
Unterschied: „Ich habe Vertrauen
in die Rechtsstaatlichkeit in Ame-

rika."
• Die Wahl habe gezeigt, wie ge-

spalten das Land sei - und dass viel
mehr Amerikaner hinter Trump
.stünden, als das in Europa wahr-
genommen werde. Zudem habe
sich erneut erwiesen, wie unzu-
verlässig Umfragen geworden sei-
en. Gestern Abend zeichnete sich
ein Vorsprung von Joe Biden ab.
Asselborn wies darauf hin, dass der
Demokrat acht Jahre unter Barack
Obama Vizepräsident war. Biden
habe ein Verständnis für die his-
torischen Beziehungen zwischen
Europa und den USA. „Ich will
nicht sagen, dass es einfacher wird,
was Russland, China und den Han-
del angeht", so Asselborn. Es wer-

de in vielen Politikfeldern auch
weiterhin unterschiedliche Inter-
essen geben. Doch müsse man die-
se Konflikte auf zivilisierte, kulti-
vierte Weise lösen. „Es würde vie-
les verbessern", wenn Biden die
Wahl gewinnen würde.

Scharf kritisierte Asselborn,
dass der rechtspopulistische slo-
wenische Ministerpräsident Janez
Jana Trump bereits zum Sieg gra-
tuliert hat. Das werfe ein schlech-
tes Licht auf Europa. Ein Sieg Bi-
dens würde einen Dämpfer für „die
größten Fans" von Trump wie Vik-
tor Orbán, Marine Le Pen und Mat-
ter Salvini bedeuten.

Premierminister Xavier Bettel
(DP) hat sich gestern bis Redak-
tionsschluss noch nicht zum vor-
zeitig reklamierten Wahlsieg Do-
nald Trumps geäußert. mer



Bettel erwartet mehr Berechenbarkeit- Asselborn sieht Hoffnungen
Luxemburg. Außenminister Jean
Asselborn hat dem am Samstag-
abend bestätigten US-Präsidenten
Joe Biden zu seinem Wahlsieg gra-
tuliert. „In den letzten Jahrzehn-
ten hat selten eine Wahl so viel
Hoffnung gemacht wie diese", sag-
te der LSAP-Politiker dem „Lu-
xemburger Wort". „Millionen
Menschen auf der Welt sind froh,
dass das vierjährige Spektakel vor-
über ist", sagte Asselborn mit Blick
auf. die Amtsperiode Donald
Trumps.

Asselborn betonte, er wolle
nicht zu viel Hoffnung in die Prä-
sidentschaft Bidens setzen, doch
„das könnte ein Moment sein, in
dem die ganze Nervosität der Welt
eingedämmt werden kann". So
könne Biden wichtige internatio-
nale Impulse etwa für den Klima-

schutz, die Handelspolitik und den
Kampf gegen Corona setzen. Doch
müsse man auch im Blick behal-
ten, dass noch nicht entschieden
ist, wie stark die beiden großen
Parteien im Senat abschneiden. Bei
einer Dominanz der Republikaner
habe der Präsident trotz seiner
großen Machtfülle nur einen sehr
begrenzten Spielraum für tiefgrei-
fende Reformen etwa im Gesund-
heitswesen.

Noch nie habe ein US-Präsident
mit 74 Millionen so viele Stimmen
erhalten wie nun Biden. Es sei jäm-
merlich, dass der scheidende
Staatschef Donald Trump nicht in
der Lage sei, „das zu machen, was
Tradition in den USA und in an-
deren Ländern ist: Das Telefon in
die Hand zu nehmen und dem Sie-
ger zu gratulieren - und damit "ein-

zusehen, dass die Demokratie ge-
griffen hat."

Positiv sei hingegen, dass die de-
mokratischen Institutionen der
USA nicht in eine Krise geraten
seien. „Wenn auch Illiberalismus
gepredigt wird, bringt es doch
nicht die demokratischen Struktu-
ren ins Wackeln." Der Wahlsieg
bringe Hoffnung für Europa und
sei ein Dämpfer für jene Politiker,
die etwa in Ungarn, Polen und Slo-
wenien nicht die Rechtsstaatlich-
keit respektierten. Auch für den
britischen Premier und Trump-
Vertrauten Boris Johnson, der sich
nicht an bereits vereinbarte Ver-
träge mit der EU halte, sei es ein
Dämpfer mit Blick auf die Post-
Brexit-Verhandlungen.

Premierminister Xavier Bettel
reagierte gestern und gratulierte

dem Wahlsiegerduo Joe Biden und
Kamala Harris. „Egal wer gewinnt,
als erstes gratuliert man", sagte er
und betonte den Umstand, dass
zum ersten Mal in der Geschichte
der USA eine Frau zur Vizepräsi-
dentin gewählt worden sei. Es wer-
de für die beiden keine einfache
Aufgabe. „Momentan sind die Ver-
einigten Staaten nicht ganz ver-
eint, es herrscht ein tiefer Graben
in der amerikanischen Gesell-
schaft", so der Luxemburger Pre-
mierminister, der den Wahlsie-
gern „eine glückliche Hand" beim
Regieren wünschte.

Vom gewählten Präsident er-
hofft sich Xavier Bettel mehr Be-
rechenbarkeit, besonders in der
Klimapolitik. „Mit Joe Biden ste-
hen wieder verschiedene Punkte
im Vordergrund, die mit Trump
nicht im Vordergrund standen, wie
die Umwelt."





Besonders der jüngeren Generation schlägt Corona aufs Gemüt
Von Marc Schlammes
Alle Jahre wieder im Herbst und
Winter machen die von Dunkel-
heit und Tristesse geprägten Tage
vielen Menschen zu schaffen. 2020
gesellt sich eine weitere Belastung
dazu: die Corona-Krise.

56 Prozent der Befragten geben
im jüngsten Politmonitor an, dass
sie die anhaltende Pandemie be-
lastet; für 14 Prozent stellt sie eine
„ganz starke" Belastung dar. Je
nach Alter schlägt die Krise unter-
schiedlich aufs Gemüt und es ist
mit 70 Prozent die Generation der
18- bis 24 -Jährigen, die sich durch
Maßnahmen wie Mundschutz, Ab-
stand halten und Kontaktbeschrän-
kungen am stärksten belastet fühlt.
Umgekehrt findet sich einzig bei
den über 65 -Jährigen eine Mehr-
heit an Befragten, die angibt, sich
nicht belastet fühlen.

Maßgeschneidert

Auch wenn die Einschränkungen
das alltägliche Leben beschwerli-
cher machen, so steht dennoch
eine Mehrzahl der Befragten da-
hinter: 46 Prozent erachten die
derzeitigen Maßnahmen als „ge-
nau richtig" und 41 Prozent ver-
treten sogar die Meinung, dass die-
se „nicht streng genug" sind. Neun
Prozent bewerten die Vorkehrun-
gen als „übertrieben".

Damit einher geht eine positive
Benotung des Corona-Manage-
ments von Blau -Rot -Grün. Aller-
dings hat die Zustimmung im Lau-
fe der zurückliegenden sechs Mo-
nate deutlich nachgelassen. War
im März/April die Hälfte der Be-
fragten überzeugt, dass die Regie-
rung eine „ganz gute" Arbeit ver-
richtet, so sind es im Septem-
ber/Oktober bloß noch rund 25
Prozent. Demgegenüber stuft ein

Drittel der befragten Wähler die
Arbeit der Bettel -Regierung als
„schlecht" ein.

Aufgeschlüsselt in Stammwäh-
ler erteilt die elektorale Kund-
schaft von CSV und Déi Gréng der
Regierung eine weitaus schlechte -

[Politmonitor]
re Note - rund ein Fünftel spricht
im Herbst 2020 von „ganz guter"
Arbeit - als die Wähler von DP und
LSAP - 39 beziehungsweise 38 Pro-
zent vergeben die Note „ganz gut".
Allerdings fiel auch die Einschät-
zung der liberalen und sozialisti-
schen Anhängerschaft im Früh-
jahr mit 64 beziehungsweise 62
Prozent weitaus besser aus.

Im Zusammenhang mit dem Kri-
senmanagement geben auch 43
Prozent der Befragten an, dass sie
die Maßnahmen als nicht kohä-
rent wahrnehmen. Quasi jeder
Fünfte zeigt

.
sich dabei „ganz ein-

verstanden" mit dieser Aussage.
Gleichzeitig sagt eine solide

Mehrheit der Befragten, dass sie
einverstanden ist mit der seit knapp
zwei Wochen geltenden Ausgangs-

sperre - 38 Prozent sind „ganz" ein-
verstanden, 25 Prozent „eher" ein-
verstanden. Gleiches gilt für die
Kontaktbeschränkungen, mit denen
sich 44 respektive 37 Prozent „ganz"
beziehungsweise „eher" einverstan-
den zeigen. Sorgen machen sich
dennoch 68 Prozent der Befragten,
dass es nochmals zu einem Lock-
down kommt: Jeweils 34 Prozent
sind „ganz" beziehungsweise „eher"
einverstanden mit dieser Sorge.

Rücksichtslos

45 Prozent der befragten Wähler
sind wiederum der Meinung, dass
die Normalisierung „eindeutig zu
schnell" erfolgt. 80 Prozent stim-
men der Aussage zu, dass sich vie-
le Mitbürger unvorsichtig und oh-
ne Rücksichten benehmen; 49 Pro-
zent sind mit dieser Feststellung
„ganz" einverstanden, was dem
höchsten Wert entspricht.

Kopfzerbrechen bereiten den
Menschen die wirtschaftlichen
und sozialen Auswirkungen der
anhaltenden Pandemie. So ma-
chen sich beispielsweise 86 Pro-
zent der Befragten Sorgen um die
wirtschaftlichen Folgen, 71 Pro-
zent stimmen der Aussage zu, dass
die Unterschiede zwischen Arm
und Reich mit der Corona-Krise
gewachsen sind und 69 Prozent
sind einverstanden mit der Fest-
stellung, dass die sanitäre Krise
viele soziale Ungleichheiten pro-
voziert habe.

Für 59 Prozent der Befragten of-
fenbart die sanitäre Krise zudem,
dass Luxemburg über seinen Ver-
hältnissen lebt. Und infolge von
Grenzschließungen und Grenz-
kontrollen steht für 77 Prozent der
Befragten fest, dass das Zusam-
menleben in der Großregion durch
die Pandemie Schaden genommen
hat.• 80 Prozent der• Befragten stimmen

der Aussage zu,
dass sich viele
Mitbürger
mittlerweile
unvorsichtig
verhalten.

Wie die Umfrage
zustande kam
Die repräsentative Politmoni-
tor -Meinungsumfrage wurde
im Auftrag von „Luxemburger
Wort" und RTL von TNS
durchgeführt. Im Zeitraum
vom 22. Oktober 2020 bis zum
3. November 2020 wurden
1 039 wahlberechtigte Einwoh-
ner befragt. Die Befragung er-

folgte via Telefon und online
via MyPanel von TNS. Die
Rohdaten wurden auf folgen-
den Variablen gewichtet: Al-
tersgruppe, Geschlecht, Wohn-
bezirk und Berufstätigkeit
(Daten vom Statec). Die Feh-
lermarge könnte zwischen 1,3
und 3,0 Prozentpunkte betra-
gen. Die Angaben zur Metho-
dologie wurden bei der ALIA
(alia.lu) hinterlegt. mas



Die Gesundheitsministerin führt unangefochten das Polit-Ranking an
Von Dani Schumacher
Zurzeit führt offensichtlich kein
Weg an der Gesundheitsministe-
rin vorbei. Paulette Lenert (LSAP)
dominiert auch weiterhin die Um-
fragen. Laut dem Politmonitor von
„Luxemburger Wort" und RTL
liegt sie im November erneut mit
deutlichem Vorsprung auf Platz 1.
90 Prozent der 1039 Befragten sind
mit ihrer Arbeit zufrieden und hal-
ten sie für sympathisch.

Damit verweist sie Premier Xa-
vier Bettel (DP) und Außenminis-
ter Jean Asselborn (LSAP) klar auf
die Plätze 2 und 3. Bettel erreicht
eine Zustimmung von 82 Prozent,
gegenüber 83 Prozent im Juli. Al-
lerdings überholt er diesmal Di-
plomatiechef Asselborn, dem nur
noch 78 Prozent der Befragten ihr
Vertrauen aussprechen. Der LSAP-
Politiker büßt insgesamt sieben
Prozentpunkte gegenüber der Um-
frage vom Juli ein. Kein anderer
Politiker muss einen derartigen
Verlust hinnehmen.

Hinter dem Spitzentrio folgen
mit deutlichem Abstand Sozialmi-
nister Romain Schneider (LSAP)

und Finanzminister Pierre Gra-
megna (DP). Allerdings schiebt
sich Schneider (61 Prozent) dies-
mal mit einem Zugewinn von vier
Punkten an Gramegna (58 Pro-
zent) vorbei auf Platz 4. Der Fi-
nanzminister büßt fünf Prozent-
punkte ein, übrigens genau wie Bil-
dungsminister Claude Meisch, der
auf Rang 26 abrutscht und dem nur
noch 35 Prozent der Befragten ihr
Vertrauen entgegenbringen.

Mittelstandsminister Lex Delles
(DP) ist den beiden dicht auf den
Fersen. Er gewinnt ganze acht Pro-
zentpunkte hinzu und genießt das
Vertrauen von 54 Prozent der Be-
fragten, nach 46 Prozent im Juli.
Im Sommer reichte es nur für Platz
10, nun liegt er auf Rang 6. Kein an-
derer Politiker kann so hohe Zu-
gewinne verbuchen. Seine Partei-
kollegin, Familienministerin Co-
rinne Cahen, kann sich um fünf
Prozentpunkte verbessern und er-
reicht bei der Zustimmung einen
Wert von 46 Prozent. Sie schafft
es diesmal auf Platz 11. Im Som-
mer reichte es nur für Rang 16.

Einen Sprung nach vorn macht
auch Dan Kersch (LSAP). Der
Arbeitsminister legt um sechs Pro-
zentpunkte zu und landet mit 52
Prozent Zustimmung auf Platz 7.
Im Aufwind befindet sich auch sein

Parteikollege Franz Fayot. Der
Wirtschaftsminister verbucht so-
gar ein Plus von sieben Prozent-
punkten und genießt das Vertrau-
en von 42 Prozent der Befragten.
Der Wirtschaftsminister Fayot lan-
det im November auf Platz 16, im
Juli reichte es nur für Rang 24.
Auch Innenministerin Taina Bof-
ferding (LSAP) kann sich deutlich
verbessern. Mit einem Plus von
sechs Prozentpunkten kommt sie
im Politmonitor diesmal auf Platz
9.51 Prozent der Befragten schen-
ken der ihr das Vertrauen.

Durchwachsene Bilanz
Bei Déi Gréng schafft es diesmal
nur Nachhaltigkeitsminister Fran-
çois Bausch knapp in die Top-Ten.
Er landet mit einer Zustimmung
von 48 Prozent (+3 Prozentpunk-
te) auf dem 10. Platz. Im Juli war
er noch hinter Justizministerin

Sam Tanson als Zwölfter ins Ziel
gegangen. Tanson büßt im No-
vember zwei Prozentpunkte bei
der Zustimmung ein und erreicht
mit 46 Prozent Zustimmung nur
noch Platz 11. Der Drittplatzierte
bei den Grünen ist Wohnungsbau-
minister Henri Kox. Er legt um fünf
Prozentpunkte zu und genießt nun
das Vertrauen von 39 Prozent der
Befragten. Das reicht für den 19.
Platz. Im Juli hatte es Kox nur bis
auf Rang 26 geschafft. Umweltmi-
nisterin Carole Dieschbourg be-
legt unverändert Rang 22. 37 Pro-
zent der Teilnehmer an der Um-
frage erklären sie sowohl für sym-
pathisch als auch für kompetent.
Energieminister Claude Turmes
schafft es auf Platz 29, kann sich
aber bei der Zustimmung ganz
leicht um einen Prozentpunkt auf
33 Prozent verbessern.

Die Opposition hat es schwer
Insgesamt schneiden die meisten
Politiker diesmal wieder besser ab.
Im Juli, bei der ersten Umfrage
nach dem Ausbruch der Pande-
mie, hatte die Mehrzahl der Politi-
ker an Vertrauen eingebüßt. Al-
lerdings können die Vertreter der
Opposition nicht in gleichem Ma-
ße punkten wie die Mitglieder der
Regierungsparteien. Nur Sven Cle-
ment von den Piraten legt deut-
lich zu. Mittlerweile vertreten 45
Prozent der Befragten die Mei-
nung, dass Clement eine gute
Arbeit macht, das reicht für Platz
13. Im Juli hatten nur 38 Prozent

der Befragten ihm ihr Vertrauen
geschenkt, damals hatte er es le-
diglich auf Platz 19 geschafft.

Claude Wiseler (CSV) führt al-
lerdings wie schon im Juli die Lis-
te der Oppositionspolitiker an. Wie
vor vier Monaten sind auch dies-
mal 52 Prozent der Befragten der
Meinung, dass Wiseler ihr Ver-
trauen verdient. Er rutscht aller-
dings von Platz 6 auf Platz 7 ab.
Der ehemalige Spitzenkandidat der
Christsozialen liegt aber weiter
deutlich vor der CSV-Fraktions-
chefin. Martine Hansen landet ex
aequo mit Sven Clement von den
Piraten im Ranking auf Platz 13.45
Prozent der Befragten erteilen ihr
eine gute Zensur.

Bei der CSV schaffen es Serge
Wilmes und der amtierende Ge-
neralsekretär Paul Galles hinter
Wiseler und Hansen auf die Plät-
ze 15 und 17, dies mit Zustim-
mungswerten von 44, beziehungs-
weise 41 Prozent. Galles ist übri-
gens 'das erste Mal beim Politmo-
nitor dabei. CSV-Parteipräsident
Frank Engel schafft es nur auf Rang
26, dies wie im Sommer mit einer
Zustimmungsrate von 35 Prozent.

Bei der ADR sieht es nicht so
gut aus. Fernand Kartheiser, der
nach dem Rückzug von Gast Gi-
béryen an der Spitze der sensibili-
té politique steht, schenken nur 28
Prozent der Befragten ihr Ver-
trauen, das reicht nur für Platz 33.
Gibéryen hatte es im Juli noch lo-
cker unter die Top-Ten geschafft,
dies mit einem 'Zuspruch von im-
merhin 51 Prozent.

Marc Baum von Déi Lénk kann
vier Plätze gut machen und schafft
es direkt hinter Umweltministerin
Carole Dieschbourg auf Rang 24.
36 Prozent der Befragten sind zu-
frieden mit seiner Arbeit, drei Pro-
zent mehr als noch im Juli.

Der Bekanntheitsgrad
Ein wichtiger Gradmesser für Politi-
ker ist ihr Bekanntheitsgrad. Bei der
Altersgruppe der 18- bis 24 -Jähri-
gen, also Erst- und Jungwähler,
sieht das Ranking wie folgt aus:
1. Xavier Bettel 100 %
2. Paulette Lenert 98%
3. François Bausch und

Claude Meisch 97%
5. Jean Asselborn 96%
6. Frank Engel 80%
7. Corinne Cahen, Carole

Dieschbourg, Pierre Gramegna,
Romain Schneider und Dan
Kersch 76%

12. Claude Turmes, Marc Hansen,
Paul Galles 74%

15. Taina Bofferding und Georges
Engel 70%

17. Sam Tanson, Martine Hansen
und Sven Clement 68%

20. Djuna Bernard 66%
21. Yves Cruchten 64%
22. Claude Wiseler und Meris Seho-

vic 62%
24. Lex Delles 60 %
25. Fernand Kartheiser 59%
26. Laurent Mosar und

Serge Wilmes 58%
28. Fernand Etgen 57%
29. Gilles Baum 56%-
30. Marc Baum und

Franz Fayot 54%
32. Henri Kox 52% /
33. Gilles Roth 51%
34. Georges Mischo 44%
35. Josée Lorsché 41%

Wie die Umfrage
zustande kam

Die repräsentative Politmoni-
tor -Meinungsumfrage wurde
im Auftrag von „Luxemburger
Wort" und RTL von TNS
durchgeführt. Im Zeitraum
vom 22. Oktober 2020 bis zum
3. November 2020 wurden
1039 wahlberechtigte Einwoh-
ner befragt. Die Befragung er-
folgte via Telefon und online
via MyPanel von TNS. Die
Rohdaten wurden auf folgen-
den Variablen gewichtet: Al-
tersgruppe, Geschlecht, Wohn-
bezirk und Berufstätigkeit
(Daten vom Statec). Die Feh-
lermarge könnte zwischen 1,3
und 3,0 Prozentpunkte betra-
gen. Die Angaben zur Metho-
dologie wurden bei der ALIA
(alia.lu) hinterlegt. mas



Fünf Jahre lang hat Triers
Oberbürgermeister a.D.,
Klaus Jensen, die Belange
des Großherzogtums als
Honorarkonsul in der
Region Trier vertreten.
Nun gib er das Ehrenamt
ab. Sein Nachfolger ist in
der Region beileibe kein
Unbekannter.

ben Honorarkonsul Klaus Jensen
und sein Nachfolger ihr Büro in un-
mittelbarer Nähe gehabt. Und wenn
es um die deutsch -luxemburgische
Zusammenarbeit und Verständi-
gung ging, haben sie auch schon
viele Projekte gemeinsam disku-
tiert, angestoßen und umgesetzt.
Der Nachfolger von Klaus Jensen
als luxemburgischer Honorarkon-
sul ist der Hauptgeschäftsführer
der Industrie- und Handelskammer
Trier (IHK), Jan Glockauer. Räumli-
che und inhaltliche Nähe bei diesem
Übergang sind also offensichtlich.

Dass Glockauer auf Jensen folgt,
hat allerdings einen ziemlichen Ver-
waltungsaufwand vorausgesetzt.
Nach fünf Jahren in diesem Ehren-
amt möchte sich Klaus Jensen in

seiner Lebensplanung wieder ver-
mehrt anderen Aktivitäten widmen.
„Es gab keinen sachlichen oder in-
haltlichen Grund, das Amt aufzuge-
ben. Die Luxemburger hätten sich
gefreut, wenn ich nach den ersten
fünf Jahren weitergemacht hätte,
und es hat mir auch große Freude
bereitet", erklärt der ausgeschie-
dene Honorarkonsul. Doch Jensen
möchte sich verstärkt wieder der
gemeinsamen „Klaus -Jensen -Stif-
tung" widmen, mit der er und sei-
ne Frau, Ministerpräsidentin Malu
Dreyer, eine Kultur der Gewaltprä-
vention, ziviler Konfliktbehand-
lung und Versöhnung von Konflikt-
parteien fördern wollen. Zudem
sei er als "First Gentleman" von
Rheinland-Pfalz auch gefordert.
Dass die lebendige Zusammenar-
beit in der Großregion aber erfolg-
reich weitergeführt werde, sei ihm

ein wichtiges Ziel. Deshalb habe er
vorgeschlagen, dass IHK-Chef Jan
Glockauer ihm als Honorarkonsul
folge. Das Auswärtige Amt in Ber-
lin und natürlich das Großherzog-

tum Luxemburg hätten diesen Vor-
schlag wohlwollend aufgenommen.
Durch das großherzogliche Dekret
vom 9. Oktober wurde Dr. Jan Glo-
ckauer, Hauptgeschäftsführer der
IHK Trier, zum neuen Honorarkon-
sul des Großherzogtums Luxemburg
in Trier ernannt. Nach der Erteilung
des Exequaturs („Der Konsul möge
sein Amt beginnen") durch die Bun-
desregierung am 5. November kann
Jan Glockauer seine Tätigkeit ab so-
fort offiziell ausüben.

Während solche Wechsel in der
Vergangenheit mit einem offiziel-
len Festakt begangen wurden, ist
dies in Corona-Zeiten ein recht be-
scheidener Akt. Doch für den Hono-
rarkonsul a.D. und seinen Nachfol-
ger ist die Aufgabe auch weiterhin
eine Herzenssache, wie sie im Ge-
spräch mit dem TV erklärten.

Die fünf Jahre hatten für Klaus
Jensen „viele wunderbare Begeg-
nungen", die ihm die Verbundenheit
der Menschen in der Region immer
wieder zeigten. Die Grenzschlie-
ßung vor einigen Monaten sei ein
prägender Moment gewesen. Die
Empörung auf beiden Seiten war
groß. „Es war eigentlich ein trauri-

ger und bedrückender Augenblick,
gemeinsam mit unseren luxembur-
gischen Freunden an der Grenze zu
stehen und zu sehen, wie dort deut-
sche Grenzschützer mit Waffen den
Übergang bewachten. Dass das in
Luxemburg keine nachhaltige Wir-

kung auf unser freundschaftliches
Verhältnis hat, hat mich positiv be-
rührt. Das zeigt, wie tief der Zusam-
menhalt hier geht." Auch die Ge-
denkfeier im Konzentrationslager
Hinzert im vergangenen Jahr, an
der Überlebende des Lagers, Groß-
herzog Henri, der luxemburgische
Premier Xavier Bettel und die rhein-
land-pfälzische Ministerpräsidentin
Malu Dreyer teilgenommen hätten,
sei für ihn als Honorarkonsul ein

prägendes und berührendes Erleb-
nis gewesen.

Doch für einen Honorarkonsul
gehört auch viel Alltagsgeschäft zu
den Aufgaben, wie Klaus Jensen ver-
rät. Auf fünf Jahre ernannt, kümmert
sich der Honorarkonsul um die Sor-
gen der rund 8000 Luxemburger, die
in dem Konsularbezirk leben. Das
sind die ehemaligen Regierungs-
bezirke Trier und Koblenz, also der
heutige Zuständigkeitsbereich der

Struktur- und Genehmigungsdi-
rektion Nord. Für diese Menschen
muss der Honorarkonsul in Notsi-
tuationen da sein. Das können Un-
ternehmen sein, luxemburgische
Strafgefangene in Deutschland, die
Beistand und Hilfe bei der Resozi-
alisation brauchen, oder auch Rat-

suchende in Einbürgerungsfragen.
Ein weiteres Feld ist die Förderung
der wirtschaftlichen Zusammenar-
beit, der Kooperationen und der kul-
turellen und sonstigen Zusammen-
arbeit, etwa bei den Hochschulen.
Und zudem gehöre auch Lobbyar-
beit für Luxemburg dazu, beispiels-
weise für den Ausbau der Bahnlinien
oder bei einer Frage wie der Grenz-

schließung in der Pandemie.
Gerade was die wirtschaftliche

Zusammenarbeit in der Region an-
geht, hat Klaus Jensen mit Jan Glo-
ckauer in den vergangenen Jahren
schon einen eifrigen Mitstreiter ge-
habt. Für den IHK-Chef auch ein
Grund, das Amt anzutreten. „Es ist
für mich eine große Ehre, und ich
habe mir den Schritt reiflich über-
legt. Ich bin seit achteinhalb Jahren
in Trier und bin genau wegen der
Grenznähe und den Möglichkei-
ten der Zusammenarbeit in die Re-

gion gekommen", erklärt Glockau-
er. Zuvor war er im IHK-Bereich am
Bodensee aktiv, und auch dort gab
es mit der Schweiz, Liechtenstein
und Österreich zahlreiche Verbin-



dungen. „Mit Klaus Jensen habe ich
mich beispielsweise seit Jahren für
die grenzüberschreitende Berufs-
ausbildung eingesetzt. Es gibt ers-
te Erfolge, doch auch noch einiges
zu tun." Der Zusammenhalt und die
Zusammenarbeit der Wirtschaft in
der deutsch -luxemburgischen Regi-
on ist Glockauer wichtig. Ein neu-
es Feld wird aber die Kooperation
in kulturellen und gesellschaftlichen
Bereichen sein. Der IHK-Hauptge-
schäftsführer freut sich ohne Ein-

schränkungen darauf. „Ich habe
gerade die Eintrittsgelder für die we-

gen Corona ausgefallenen Konzerte
in der Philharmonie in Luxemburg
zurückbekommen. Das tut meinem
Konto gut, meinem Herzen aber gar
nicht", erzählt Glockauer.

Von offizieller Seite gibt es Beifall
für den Honorarkonsul a.D.. Lu-

xemburgs Außenminister Jean As-

selborn: „Die fortführenden Bemü-

hungen von Klaus Jensen zu einer
verstärkten Zusammenarbeit ha-
ben mit dazu geführt, dass Luxem-
burg und Trier heutzutage zu einer
beispielhaften europäischen Mo-
dellregion zusammengewachsen

sind." Gleichzeitig freut sich Minis-
ter Asselborn auf die Zusammenar-

beit mit seinem neuen Honorarkon-
sul: „Dank seiner guten Vernetzung,
sowohl in Luxemburg wie in Rhein-
land-Pfalz, wird Dr. Glockauer dazu
beitragen, die nachbarschaftlichen
Beziehungen Luxemburgs mit Trier
und mit Rheinland-Pfalz weiter zu
vertiefen, indem er Kontakte auf
der wirtschaftlichen sowie kulturel-
len Ebene erleichtern wird. Dis ist

umso wichtiger in Zeiten der Coro-

na-Pandemie."

EXTRA
Die Honorarkonsulate
Luxemburgs

Das Großherzogtum führt in
Deutschland insgesamt zehn Ho-
norarkonsulate: in Stuttgart,
München, Saarbrücken, Dresden,
Hamburg, Düsseldorf, Hannover,
Bad Homburg, Bremen und Trier.
Seit etwa 15 Jahren hat das Ho-

norarkonsulat in Trier sein Büro in

der Herzogenbuscherstraße be-

zogen, im Gebäude der IHK. Der
Honorarkonsul wird für fünf Jah-
re bestellt. Es ist ein reines Eh-
renamt, es gibt dafür weder eine
Bezahlung noch eine Aufwands-
entschädigung. Der Honorarkon-
sul übernimmt seine Aufgaben als
reines Ehrenamt.
Die Kontaktdaten: Honorarkonsul
Dr. Jan Glockauer
Herzogenbuscher Straße 12
54292 Trier
trier@consul-hon.lu



Amtsantritt für neuen Honorarkonsul Jan Glockauer in Trier
TRIER Ein besonderer Amtswechsel
fand dieser Tage in Trier statt, wo

Dr. Jan Glockauer als neuer Hono-
rarkonsul von Luxemburg in Trier
auf den früheren Oberbürgermeister

Klaus Jensen nachfolgte.
Glockauer, der als Hauptgeschäfts-

führer der Industrie. und Handels-
kammer Trier auch in Luxemburg
ein viel und gern gesehener Gast ist,

wurde durch das großherzogliche
Dekret vom 9. Oktober zum neuen
Honorarkonsul des Großherzogtums
Luxemburg in Trier ernannt.

Nach Erteilung des Exequaturs

durch die Bundesregierung am 5.

November 2020, kann Dr. Glockau-

er seine Tätigkeit ab sofort offiziell

ausüben. Klaus Jensen vertrat das
Großherzogtum seit 2015 als Hono-

rarkonsul in Trier. Der Konsularbe-
zirk umfasst die Struktur- und Ge-

nehmigungsdirektion Nord (also die
ehemaligen Regierungsbezirke Trier

und Koblenz). „Dank seiner guten

Vernetzung, sowohl in Luxemburg
wie in Rheinland-Pfalz, wird Dr.

Glockauer dazu beitragen die nach-
barschaftlichen Beziehungen Luxem-

burgs mit Trier und Rheinland-Pfalz
weiter zu vertiefen, indem er Kon-

takte auf der wirtschaftlichen sowie
kulturellen Ebene erleichtern wird.
Dies ist umso wichtiger in Zeiten
der Corona-Pandemie", wird der lu-
xemburgische Aussenminister Jean

Asselborn in einer Pressemitteilung
zitiert. Der Chefdiplomat dankte dem
scheidenden Honorarkonsul Klaus
Jensen. „Die fortwährenden Bemü-

hungen von Klaus Jensen zu einer

verstärkten Zusammenarbeit haben
mit dazu geführt, dass Luxemburg
und Trier heutzutage zu einer bei-
spielhaften europäischen Modellregi-
on zusammengewachsen sind." Hier
die Adresse des Honorarkonsulats des

Großherzogtums Luxemburg in Trier:

Honorarkonsul Dr. Jan Glockauer c/o
IHK Trier, Herzogenbuscher Straße
12, D 54292 Trier. Telefon: (0049) 651
9777 102, Mail: trier@consul-hon.lu
Öffnungszeiten: montags bis freitags

von 9.00 bis 12.00.. LJ



Studie über Umsetzung des Aktionsplans „Unternehmen und Menschenrechte"
LUXEMBURG

LJ

I. m Dezember vergangenen Jahres hat
die Regierung den nunmehr bereits
zweiten Aktionsplan „Unternehmen
und Menschenrechte" angenommen,

der den Zeitraum 2020 bis 2022 abdeckt.
Dass die sogenannte Sorgfaltspflicht der
Regierung besonders am Herzen liege, hat-

te Außenminister Jean Asselborn (LSAP).

zuletzt noch einmal bei seiner letztwöchi-
gen außenpolitischen Erklärung hervor-
gehoben, wobei man hier jedoch auf eine

europäische Lösung warte. Es gehe darum
sicherzustellen, wie und auf welcher Ebe-
ne man den größtmöglichen Effekt erzielen
könne, und dies sei wohl auf europäischer
Ebene. „Mir sinn der Meenung datt eng Ak-
tioun um europäeschen Niveau eis déi gré-
isste Kredibilitéit an Effizienz gëtt fir döse
Sujet international, notamment am Kader
vun der UNO, weiderzebréngen. Och sinn

ech der Meenung datt de Bannemaart eng
Realitéit ass déi mir net können ignoréieren
an datt Gesetzer déi de Bannemaart betref-
fen, am beschten op EU -Niveau diskutéiert
ginn", so Asselborn in seiner Erklärung.

Mangelndes Bewusstsein für die
Problematik festgestellt

Gestern nun stellten der Außenminister
und eine Forscherin an der Universität Lu-

xemburg, Dr. Basak Baglayan, die Studie
„Mapping the Business

and Human Rights

Landscape in Lux-
embourg - National
Baseline Study" vor,
die nun mit Vertretern

der Zivilgesellschaft
und der Betriebe dis-
kutiert werden soll.

Hierbei wurde festge-
stellt, dass die diesbe-
zügliche Situation in
Luxemburg eigentlich
gut, aber noch verbesserungswürdig sei.
Dr. Baglayan sprach ihrerseits von einem

allgemeinen Mangel an Bewusstsein für die
Problematik, derweil Jean Asselborn angab,
dass man hier eigentlich auf eine Inititati-

ve des deutschen EU -Ratsvorsitzes gehofft
habe, aber wegen dem Coronavirus sei ja
bekanntlich in diesem Jahr alles anders ge-
kommen als erwartet. Nun warte man auf
eine europäische Lösung.

Im vergangenen Jahr hatte sich unter
anderem die beratende Menschenrechts-

kommission zu Wort gemeldet, die in Be-

zug auf den Aktionsplan „Unternehmen
und Menschenrechte" gefordert hatte,

dass die Ausschließung von Menschen-
rechtsverletzungen eine gesetzliche Ver-.
pflichtung werden müsse. Es gelte nämlich
zu verhindern, dass Unternehmen Men-

schenrechtsverletzungen begehen würden,

und dies nicht nur in
weit entfernten Ent-

wicklungsländern,
sondern ebenfalls in

Luxemburg, wo im

Hotel- und Gaststät-
tengewerbe oder im
Bausektor durchaus
Menschen ausgebeu-
tet würden.
Erinnert wurde ges-

tern auch 'an die Kata-

strophen in Ländern
wie Bangladesch oder Pakistan, wo Men-
schen starben, weil sie unter unmensch-
lichen Bedingungen Kleider herstellen
mussten, die von transnational agierenden
Unternehmen bestellt wurden...



STUDIE ASTI analysiert Integrationspolitik von über 50 Ländern
Marlene Bücher
Die „Association de soutien
aux travailleurs immigrés"
hat für eine Studie die
Integrationspolitik von mehr
als 50 Ländern analysiert.
Luxemburg hat dabei in der
Gesamtwertung von allen
zwar den größten Sprung
nach oben gemacht - doch
laut der Organisation ist da
immer noch viel Luft.
Wie fühlen sich Menschen, die
nicht in dem Land aufgewachsen
sind, in dem sie gerade leben?
Für viele ist es schwer, sich beruf-
lich und gesellschaftlich an einem
Ort einzufinden, wenn sie noch
nicht sehr lange dort sind — oder
wenn die Bedingungen in diesem
Land es ihnen sogar erschweren.
Mit diesem Thema beschäftigt
sich die „Association de soutien
aux travailleurs immigrés" (ASTI)
in ihrer Studie „Migrant integra-
tion policy index 2020" (Mipex).
Luxemburg hat dabei laut der
Analyse den größten Fortschritt
gemacht — gegenüber dem bisher
jüngsten Bericht aus dem Jahr
2015.

É {. te

Beim Mipex handelt es sich um
eine vergleichende Studie über
die rechtlichen Bestimmungen
zur Integration in den jewei-
ligen Ländern. „Es geht nicht
um die Bewertung der konkre-
ten, Anwendung der Gesetze",
schreibt die ASTI. Das sei Gegen-
stand anderer Studien, wie sie
zum Beispiel die Organisation
für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (OECD)
im Auftrag der luxemburgischen
Regierung durchführt. Deren Er-
gebnisse sollen Anfang 2021 vor-
gestellt werden.

„Im Mipex 2020 ist Luxem-
burg das Land, das in der Index-
skala am stärksten gestiegen ist”,
schreibt die ASTI in einer Presse-
mitteilung. Generell ist das durch-

schnittliche Mipex-Land laut der
Analyse in den vergangenen fünf
Jahren um zwei Punkte gestiegen.
Im Gegensatz dazu führe Luxem-
burg mit einem Plus von zehn
Punkten die Europäische Union
mit den größten Verbesserungen
seiner Integrationspolitik an und
kommt damit auf 64 von 100
Punkten. Dennoch sei die demo-
grafische Situation Luxemburgs
im Vergleich zum Rest der Welt so
speziell, dass die Ergebnisse wei-
ter analysiert werden müssten.

Ein Beispiel für eine positive
Veränderung Luxemburgs in der
Integration ist laut ASTI -Sprecher
Sérgio Ferreira der Fortschritt
bei den lokalen Wahlrechten für
Migranten. Beim Punkt „politi-
sche Partizipation" liegt Luxem-
burg in der MIPEX-Bewertung
bei 85 von 100 Punkten. Damit
liegt das Großherzogtum laut
ASTI -Mitteilung „neben Irland
und Neuseeland sogar auf Platz
zwei der Rangliste". Bürgern mit
Wohnsitz in einem Drittland sei
in Luxemburg die Teilnahme an
Kommunalwahlen und sogar die
Wahl zum Bürgermeister oder
Stadtrat erlaubt - „eine Öffnung,
die in der Europäischen Union bei
weitem nicht die Regel ist", heißt
es in dem ASTI -Schreiben.

Auf der anderen Seite sei Lu-
xemburg nach wie vor das einzige
Land in der EU, das eine Aufent-
haltsklausel von fünf Jahren für
die Registrierung und Wahl von
EU -Bürgern vorschreibt, schreibt
die ASTI. „Diese Klausel ist um -

so unverst" licher, wenn man
bedenkt, dafür die Eintragung
in das Wählerverzeichnis oder für
die Beantragung der luxemburgi-
schen Staatsbürgerschaft dieselbe
Aufenthaltsdauer von fünf Jahren
erforderlich ist", erklärt die Orga-
nisation weiter. Dass es das Wahl-
recht auf lokaler Ebene jetzt gebe,
sei ein guter Schritt in die richti-
ge Richtung, sagt ASTI -Sprecher
Ferreira. „Aber Luxemburg kann
noch besser werden."

eh . auf 3chutz

vor .ul Innig

Die ASTI -Analyse hat jedoch
noch ein paar weitere Fortschritte
in Luxemburgs Integrationspolitik
entdeckt. „Alle rechtmäßig in Lu-
xemburg ansässigen Personen ge-
nießen nun das Recht auf Schutz
vor Diskriminierung aufgrund
der Staatsangehörigkeit und das
Recht auf eine geburtsrechtliche
Staatsbürgerschaft für die zweite
Generation." Darüber hinaus sol-
len sich erwachsene Zuwanderer
in ihrem Recht auf Familien-
leben und auf ihrem Weg zur
Einbürgerung etwas sicherer füh-
len, während ihre Kinder beim
Zugang zu Hochschulbildungs-
möglichkeiten stärker unterstützt
werden sollen.

Bezüglich Nicht -EU -Fami-
lien ist Luxemburg laut ASTI
familienfreundlicher geworden
- indem es die einjährige Warte-
zeit für Familienzusammen-
führungen abgeschafft habe.
Das „für Westeuropa leicht über-
durchschnittliche luxemburgische
Angebot" beim Thema Bildung
ziele zudem auf die spezifischen
Bedürfnisse von Schülern mit
Migrationshintergrund ab und be-
fürworte einen interkulturellen
Ansatz für alle Lernenden. „Diese
Reformen dürften langfristig posi-
tive Auswirkungen auf die Ein-
stellung und das Bewusstsein der
Öffentlichkeit in Bezug auf Ein-
wanderung und Diskriminierung
haben", heißt es in der Studie.

Dennoch gibt es nach wie vor
einige Ungleichheiten. Die größ-
ten Lücken zeigen sich in den fol-
genden Bereichen:

- Beschäftigung: Unter-
repräsentierung im öffentlichen
Sektor und Lücken in Bezug auf
Einkommen, Armut und Quali-
fikationen in Luxemburgisch im
Vergleich zu Französisch und
Deutsch;

- Bildung: Schulkonzentration
von Schülern mit Migrations-
hintergrund, Sprachen und
Bildungswege;

- langfristige Sicherheit: ständi-



ger Wohnsitz oder Einbürgerung;
- Bewusstsein und Bericht-

erstattung über Diskriminierung.
„Diese Ungleichheiten lassen

sich zum Teil durch Lücken und
Hindernisse in der Integrations-
politik Luxemburgs in Bereichen
wie Arbeitsmarktmobilität, Bil-
dung, Familienzusammenführung
und Daueraufenthalt erklären",
so die ASTI. Positiv sei allerdings,

dass alle Einwohner Luxemburgs,
unabhängig von ihrer Staats-
angehörigkeit, nun weitgehend die
gleichen Grundrechte genießen.
Die Integrationspolitik eines Lan-
des sei wichtig, weil die Art, wie
Regierungen mit Einwanderern
umgehen, stark beeinflusse, wie
gut Einwanderer und Öffentlich-
keit miteinander umgehen.



Diese EU -Organe und -Agenturen haben ihren Sitz im Großherzogtum

Luxemburg ist Sitz einer Vielzahl von europäischen Ins-

titutionen, Agenturen und Organen. Und das seit fast 70

Jahren, also seit die Europäische Union sich entwickelte.
So war bereits die Hohe Behörde der Europäischen Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl ab 1952 in Luxemburg
angesiedelt. Neben Brüssel und Straßburg ist Luxemburg

eine der europäischen Hauptstädte und beherbergt heu-
te die meisten finanziellen und rechtlichen Institutionen
der EU. Die Zahl der EU -Beamten in Luxemburg wird
auf rund 11.000 geschätzt. Ein Überblick.

Das Sekretariat des Europäischen Parlaments,

dem einzigen direkt gewählten EU -Organ mit Zustän-
digkeit für Gesetzgebung, Aufsicht und Haushalt.

Die Europäische Kommission mit den Einrichtun-
gen zahlreicher Generaldirektionen, darunter Eurostat,

die Statistikbehörde der EU.
Das Amt fair Veröffentlichungen, eine interinstitutio-

nelle Einrichtung, deren Aufgabe die Herausgabe der Ver-

öffentlichungen der Organe der Europäischen Union ist.
Das Amt gibt etwa täglich das Amtsblatt der Europäischen
Union in 23 EU -Amtssprachen (mit Irisch, 24) heraus.

Der Gerichtshof der Europäischen Union, der, das
EU -Recht auslegt und somit gewährleistet, dass es in al-
len EU -Ländern auf die gleiche Weise angewendet wird.

Außerdem entscheidet der EuGH in Rechtsstreitigkeiten

zwischen nationalen Regierungen und EU -Institutionen.
Der Europäische Rechnungshof, der die EU -Finan-

zen prüft und Empfehlungen zur größeren Transparenz

von Einnahmen und Ausgaben der EU -Gelder erstellt.

Die Europäische Investitionsbank, die Darlehen für
die Finanzierung von Projekten vergibt, mit denen die
Ziele der EU innerhalb und außerhalb der Union ver-

wirklicht werden.
Der Europäische Investitionsfonds, der insbeson-

dere Risikofinanzierungsdarlehen für kleinere und mitt-

lere Unternehmen zur Verfügung stellt.
Die Europäische Finanzstabilisierungsfazilität,

die während der Finanz- und Wirtschaftskrise ins Leben
gerufen wurde, um schuldengeplagten Euro-Ländern zu

helfen. Der Europäische Stabilitätsmechanismus sorgt

seit 2013 für die finanzielle Stabilität in Europa.

Das Übersetzungszentrum für die Einrichtungen

der EU, dessen Hauptaufgabe darin besteht, den mehr-
sprachigen Kommunikationsbedarf der EU -Agenturen
und anderer EU -Einrichtungen zu decken

Die Exekutivagentur für Verbraucher, Gesund-
heit, Landwirtschaft und. Lebensmittel (CHAFEA).

Die EU -Kommission hat allerdings geplant, sie im Janu-

ar nach Brüssel abzuziehen.
Die Euratom -Versorgungsagentur (AAE) die dazu

beiträgt, im Rahmen des Euratom -Vertrages die Versor-
gung der Europäischen Union mit spaltbarem Material
sicherzustellen.

Der EuroHPC Dieses junge gemeinsame Unterneh-

men soll dafür sorgen, dass die EU im Bereich der Hoch-
leistungsrechner mit der Weltspitze mithalten kann.
Auch Luxemburg bekommt bekanntlich einen Hochleis-
tungsrechner names Meluxina.



Europäische Staatsanwaltschaft zieht im Januar in ihren definitiven Sitz in Kirchberg

Der Europäische Gerichtshof be-
kommt Gesellschaft. Demnächst
lässt sich nämlich die neu geschaf-
fene Europäische Staatsanwalt-
schaft (EUStA) in unmittelbarere
Nähe nieder. Ab Januar bezieht die
Behörde die ersten fünf Etagen der

Tour B in der Avenue John F. Ken-
nedy in Kirchberg. Gestern haben
Außenminister jean Asselborn
(LSAP) und die Europäische Ge-
neralstaatsanwältin Laura Codruta
Kövesi das Abkommen zum Sitz
der jungen Institution unterschrie-
ben. Asselborn zeigte sich in sei-
ner kurzen Ansprache zufrieden,
dass Luxemburg sich bei der Wahl
des Standorts durchsetzen konnte;
„Die EU -Staatsanwaltschaft ist ein
Vorzeigeprojekt mit Signalwir-
kung, das dazu beitragen wird, den
europäischen Rechtsraum zu'vér-
tiefen." Zudem festige die neue Be-
hörde Luxemburg als Sitz der euro-
päischen Institutionen.

Im März 2017 hatten sich die
Staats- und Regierungschef aus 17

EU -Staaten darauf verständigt, die
EUStA als unabhängige EU-Behör-

de gegen Straftaten zum Nachteil
finanzieller Interessen der Union
ins Leben zu rufen. Sie soll Be-
trug, Korruption und schweren
grenzüberschreitenden Mehrwert-
steuerbetrug untersuchen, straf-
rechtlich verfolgen und die Täter
vor Gericht bringen. Asselborn
verspricht sich von der neuen Be-
hörde deshalb auch eine Stärkung
des Rechtsstaats. Derzeit sind 22
Mitgliedstaaten mit von der Par-
tie. Der damalige Justizminister Fé-
lix Braz (Déi Gréng) hatte sich
nicht nur für die Schaffung einer
europäischen Strafverfolgungsbe-

hörde stark gemacht, er hatte sich
auch nachdrücklich für Luxem-
burg als Sitz der EUStA engagiert.

Im Oktober vergangenen Jahres
war die Rumänin Laura Kövesi als
erste EU -Generalstaatsanwältin
bestätigt worden. Davor war Kö-

vesi Staatsanwältin am Obersten
Gerichts- und Kassationshof in Ru-

mänien. Im Rahmen der Presse-
konferenz sprach sie sich für eine
starke und unabhängige Europäi-
sche Staatsanwaltschaft aus. Mit

einem „zahnlosen Tiger" sei nie-
mandem geholfen, meinte die er-
fahrene Juristin, die zwischen 2013
und 2018 die oberste Korruptions-
bekämpfungsbehörde ihres Lan-
des geleitet hatte.

Anfang Januar soll die EUStA
von ihrem. provisorischen Zuhau-
se im Hémicycle an ihren definiti-
ven Sitz umziehen. Zurzeit sind be-
reits 67 Personen für die Institu-
tion tätig, bis 2021 ist eine Soll-
stärke von 122 Mitarbeitern ge-
plant. DS



LUXEMBURG EU -Staatsanwaltschaft hat nun offiziell ihren Sitz auf Kirchberg
Guy Kemp

Die EU -Staatsanwaltschaft
hat seit gestern nun auch offi-
ziell ihren Sitz in Luxemburg,
nachdem der luxemburgische
Außenminister Jean Asselborn
und die Europäische General-
staatsanwältin Laura Codruta
Kövesi ein entsprechendes
Abkommen unterzeichnet
haben. Die neue EU -Justiz-
behörde soll nun möglichst
schnell ihre Arbeit aufnehmen.

Der Umzug der bislang 67 Mit-
arbeiter der EU -Staatsanwalt-
schaft vom „Klénge Kueb", wo

sie bisher provisorisch unter-
gebracht war, in den „Turm B" an

der Avenue John F. Kennedy auf
Kirchberg kann nun beginnen.
Fünf Stockwerke stellt die luxem-
burgische Regierung der neuen

EU -Behörde dort bereit. Für die
EU -Generalstaatsanwältin hat
die direkte Nähe zum Europäi-

schen Gerichtshof (EuGH) einen

„starken symbolischen Wert",
da die beiden Behörden einen

„wesentlichen Pfeiler der EU" bil-
den würden, meinte die Rumänin
nach der Unterzeichnung des Ab-
kommens im luxemburgischen
Außenministerium.

Die EU -Staatsanwaltschaft

geht aus einer sogenannten „ver-
stärkten Zusammenarbeit" inner-
halb der EU hervor, die im April

2017 von 16 EU -Staaten, darunter

Luxemburg, initiiert wurde. Der-
zeit beteiligen sich 22 EU -Staaten
(nicht dabei sind: Ungarn, Polen,
Irland, Schweden und Däne-
mark). Die Staatsanwaltschaft soll
vor allem gegen Betrug und Kor-
ruption sowie andere Straftaten

vorgehen, die im Zusammen-
hang mit dem EU -Haushalt sowie
EU -Geldern stehen. Jean Assel-
born nannte gestern als Bei-
spiel etwa grenzüberschreitenden
Mehrwertsteuer -Betrug. Die
EU -Staatsanwaltschaft wird da-
zu Ermittlungen und Strafver-
folgungsmaßnahmen durchführen
können. Vor allem soll sie das in

aller Unabhängigkeit durchführen
können.

Ab dem 15. Januar sollen die
ersten der 22 Staatsanwälte aus

den beteiligten EU -Staaten ihre
Arbeit aufnehmen. Allerdings sind
noch nicht alle Formalitäten er-
füllt, damit auch die ersten Unter-
suchungen aufgenommen werden
können. Es bleibe noch einiges zu
klären, hieß es gestern nach der
Unterzeichnung. Am kommenden
Mittwoch werden sich die EU -

Justizminister mit der EU -Staats-
anwaltschaft befassen.

Für Jean Asselborn ist der Sitz
der EU -Staatsanwaltschaft in Lu-
xemburg ein „wichtiger Schritt".
Damit werde der hiesige EU -
Standort gestärkt. Er erinnerte
daran, dass der ehemalige Justiz-
minister Felix Braz eine „große
Vorarbeit" dazu geleistet habe,
damit die Behörde überhaupt
nach Luxemburg kommt.

Bis zum kommenden Jahr sol-
len 121 Mitarbeiter der euro-

päischen Staatsanwaltschaft
angehören. Das würde aber längst
nicht reichen, um den Aufgaben
gerecht zu werden, die auf die
neue Behörde zukommen wür-
den, kritisierte diese Woche die
„Union syndicale Luxembourg"

(USL), eine der Gewerkschaften
der EU -Beschäftigten, in einer
Mitteilung. Ihrer Ansicht nach
bräuchte die Rechtsbehörde 219
Beschäftigte, um „anständig"
arbeiten zu können. Denn mit
der neuen EU -Haushaltsplanung
käme viel Arbeit auf die EU -

Staatsanwaltschaft zu. Auch Jean
Asselborn wies gestern darauf
hin, dass ihre „Mission jetzt noch

wichtiger" werde, da sie neben
dem fast 1,1 Billionen Euro um-
fassenden mehrjährigen EU -Haus-
halt ebenfalls den 750 Milliarden
Euro umfassenden Wiederaufbau-
fond „Next Generation EU" im
Auge behalten müsse, mit dem
durch die Corona-Krise wirtschaft-
lich ins Straucheln geratenen EU -
Staaten geholfen werden soll.

r .

Luxemburg engagiere sich für
eine starke und unabhängige
Staatsanwaltschaft, auch in per-
soneller und finanzieller Hinsicht,
versicherte Jean Asselborn. Auch
was die finanzielle Ausstattung
der Rechtsbehörde anbelangt, hat
die USL ihre Vorstellungen. An-
statt der bislang vorgesehenen
18 Millionen Euro sollten der
Staatsanwaltschaft 55 Millionen
Euro zur Verfügung gestellt wer-

den, damit sie ihrer Aufgabe ge-
recht werden könne, fordert die
USL. Laura Codruta Kövesi
scheint sich ihrer beschränkten
Mittel bewusst zu sein. Denn,
wie sie gestern erklärte, habe sie
die zuständigen EU -Justizminister
gefragt, ob sie eine starke europäi-
sche Staatsanwaltschaft wollten
oder nur eine Staatsanwaltschaft,
um eine zu haben. Als Staats-
anwältin wolle sie eine klare Ant-
wort auf ihre Fragen, machte
Laura Codruta Kövesi deutlich.

Der Rumänin eilt der Ruf einer
effizienten Kämpferin gegen Kor-
ruption voraus. Hunderte Politi-
ker, Beamte sowie Geschäftsleute
aus dem In- und Ausland wur-
den unter ihrer Führung als
Chefin der rumänischen Anti-
korruptionseinheit der Staats-
anwaltschaft angeklagt. Trotz
Protesten der Bevölkerung wurde
sie dennoch im Juli 2018 durch
den rumänischen Justizminister
Tudorel Toader ihres Amtes ent-

hoben. Die sozialistische Regie-
rung versuchte gar, vor allem auf
Betreiben ihres damaligen Chefs
Liviu Dragnea, der selbst wegen
betrügerischer Machenschaften
verurteilt worden war, Laura
Codruta Kövesi als erste europäi-
sche Generalstaatsanwältin zu

verhindern. Ohne Erfolg.
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Das „European Space Resources Innovation Centre" nimmt seine Forschungsarbeit auf

Klappern gehört bekanntermaßen
zum Handwerk. Das scheint aller-
dings auch für das Weltraum -Ge-
schäft zu gelten. Denn geklappert
wurde reichlich bei der gestrigen
Eröffnung der Forschungseinheit
„European Space Resources Inno-
vation Centre" (ESRIC). So wur-
den nicht nur prominente Vertre-
ter der amerikanischen (Nasa) und
europäischen Weltraumagenturen
(ESA) zugeschaltet, sondern es gab
auch einen aufwendig produzier-
ten Film, der die Ambitionen Lu-
xemburgs im Bereich „Space Re -
sources", also dem Abbau und der
Nutzung von Rohstoffen im All, er-
klärt. Daneben führte eine spekta-
kuläre Animation das recht un -
spektakuläre Logo des neuen For-
schungszentrums ein. Besucher er-
hielten Tassen, Anstecknadeln und
zeitgemäß eine Gesichtsmaske mit
dem Branding des ESRIC.

Jetzt ist es am Interimsdirektor
des Forschungszentrums, Matthi-
as Link, dieses Vorhaben mit In-
halt zu füllen. Link, dessen Man-
dat über zwei Jahre läuft, ist be-
reits seit zwei Jahren bei der „Lu-
xemburg Space Agency" (LSA) für
das Thema Space Resources ver-
antwortlich. Zu den ersten Aufga-
ben des promovierten Ingenieurs
und Physikers wird es gehören, die
richtigen Mitarbeiter für die Ent-
wicklungsprojekte zu rekrutieren
und die benötigte Forschungsin-
frastruktur aufzubauen. Dazu steht
ihm ein Anfangsbudget von 20 Mil-
lionen Euro für die nächsten drei
Jahre zur Verfügung.

Förderung des Unternehmertums
Angesiedelt wird das ESRIC am
„Luxembourg Institute of Science
and Technology" (LIST) und wird
dort als eigenständige Abteilung
geführt werden. Nach der Auf-
bauphase soll das ESRIC mögli-
cherweise vom LIST abgespalten
und als eigenständige Institution
geführt werden. Die Anbindung

ans LIST mache Sinn, betont der
Chef des Instituts Thomas Kall-
stenius. Denn dort werden nicht
nur bereits jetzt einige For-
schungsprojekte für den Welt-
raumsektor betrieben, sondern die
für die Space Resources wichti-
gen Materialwissenschaften sind
auch einer der Schwerpunkte der
Forschungseinrichtung. „Wir ha-
ben viele potenzielle Synergien
zwischen ESRIC und unseren For-
schungsabteilungen identifiziert",
sagte der Schwede bei der Veran-
staltung.
Dabei betonte er auch die Be-

deutung des „Dual Use" - dass man
nicht nur nach Lösungen für die
Raumfahrt, sondern immer auch
Anwendungsmöglichkeiten auf
der Erde suchen wolle. Eine wei-
tere wichtige Säule des ESRIC
neben_ der Forschung soll die För-
derung des Unternehmertums in
diesem Bereich sein. So wird
gleich zu Beginn ein eigener Inku-
bator aufgebaut, der junge „Space
Resources"-Firmen bei der Ent-
wicklung ihres Geschäfts unter-
stützen soll. Wirtschaftsminister
Franz Fayot betonte, dass das ES-
RIC auch den Wissens- und Tech-
nologietransfer zwischen Unter-
nehmen befördern soll. „Das. For-
schungszentrum wird die Indus-
trie und Investoren ermutigen,
sich zusammenzuschließen und
die Entwicklung wichtiger Tech-
nologien (...) zu beschleunigen",
sagte er bei der Inauguration.

Dauerhafte Besiedlung des Mondes
Im Mittelpunkt der Eröffnungs-
veranstaltung stand aber die
Unterzeichnung der Partner-
schaftsvereinbarung zwischen der
ESA und der LSA, die die Grün-
dung des ESRIC möglich machte.
Die ESA schießt acht Millionen
Euro zum Startbudget des For-
schungszentrums bei und stellt
einen Teil der Forschungsausrüs-
tung wie eine Vakuumkammer, in
der Materialien unter den im

Weltall herrschenden Bedingun-
gen getestet werden können, zur
Verfügung. Sie wird vermutlich
auch einer der Hauptabnehmer
der Innovationen sein, die im ES-
RIC entwickelt werden. ESA-Ge-
neraldirektor Jan Wörner, der per
Videolink zugeschaltet war, be-
tonte, dass die Idee eine For-
schungszentrums speziell für den
Bereich Space Resources bisher
„einzigartig" sei.

Bei den weiteren Vorträgen des
Vormittags wurde dann tatsäch-
lich klarer, wie konkrete Anwen-
dungsbereiche der zu entwickel-
ten „Space Resources"-Technolo-
gien aussehen könnten. So ver-
wies Fayot auf die kürzlich ver-
einbarte Beteiligung Luxemburgs
an dem Artemis-Projekt, das unter
Federführung der NASA bis -2024
wieder Menschen, darunter zum
ersten Mal eine Frau, zum Mond
bringen will. Diesmal gehe es aber
nicht mehr nur darum, Proben zu
sammeln und zur Erde zurückzu-
bringen, vielmehr soll eine per-
manente Präsenz des Menschen
auf dem Erdtrabanten ermöglicht
werden, betonten gleich mehrere
Sprecher. Dazu sei es unerläss-
lich, dass Technologien entwi-
ckelt werden, um die dort vor-
handenen Ressourcen zu nutzen,
betont Bernhard Hufenbach von
der ESA. „Nur so können zum Bei-
spiel Transportkosten eingespart
werden, die aktuell 50 Prozent der
Ausgaben des Betriebs der Inter-
nationalen Raumstation ISS aus-
machen. Wenn man eine Infra-
struktur auf dem Mond betreiben
würde, wären es sogar 70, 80 oder
90 Prozent der Kosten", sagt Hu-
fenbach. Daher sei es wichtig, We-
ge zu finden, um Baumaterialien,
Sauerstoff, Wasser und vielleicht
sogar Treibstoff aus den auf den
Mond vorhandenen Rohstoffen zu
gewinnen. Dazu könne die Arbeit
des ESRIC einen entscheidenden
Beitrag lèisten.
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Fragen
Antworten
Mathias Link, Sie werden ab sofort
das European Space Resources In-
novation Centre (ESRIC) leiten.
Warum wird zunächst ein Interims-
direktor ernannt?

Die Idee ist, dass wir sehr schnell
vorankommen und die Arbeit aufneh-
men können. Dann ist es gut, dass
wir mit den Leuten starten, die schon
da sind bei der LSA, der ESA und
beim LIST und wir nicht sofort ein
komplett neues Team aufbauen müs-
sen. Ich habe das Projekt bei der LSA.

ja von Anfang an begleitet. Die Idee
ist aber, auch parallel einen neuen Di-
rektor zu suchen - spätestens für in
zwei Jahren, idealerweise schon frü-
her.

Was sind jetzt die ersten Schritte
beim Aufbau des ESRIC?

Wir haben heute den wichtigen
Vertrag unterschrieben, zwischen
LSA, LIST und ESA. Und damit können
wir jetzt wirklich loslegen. Natürlich,
müssen wir zunächst das Team auf-

bauen. Das heißt, wer werden in den
nächsten beiden Wochen wahrschein-
lich um die zehn Positionen aus-
schreiben, sowohl für Forscher, aber
auch Partnership-Officer und Inkuba-
tor -Manager.

Ihr Budget beläuft sich auf 20 Mil-
lionen Euro über drei Jahre. Wie
wird das in erster Linie verwendet?

Zunächst vor allem für das Perso-
nal. Wir rechnen damit, dass wir in-
nerhalb von drei Jahren zwischen 30

und 40 Mitarbeiter einstellen werden.
Hinzu kommen die Investitionen in
die Laborausstattung.

Warum dieser enge Fokus des For-
schungszentrum auf ein so
spezielles Feld wie Space Re -
sources?

Wir wollten eine Konzentration auf
das Thema, weil es bisher noch nicht
genügend adressiert wird. Auf jeden
Fall nicht in Europa und auch welt-
weit nicht. Hier kann Luxemburg eine
Vorreiterrolle spielen. Das heißt na-
türlich auf keinen Fall, dass die ande-
ren Aktivitäten der Weltallindustrie in
Luxemburg vernachlässigt werden. Im
Gegenteil hat die LSA weitere Priori-
täten wie Satellitenkommunikation,
die wir natürlich beibehalten.



ESRIC Gespräch mit ESA-Generaldirektor Jan Wörner
Christian Muller
Gemeinsam mit dem
Forschungszentrum LIST und
der Luxemburger Weltraum-
agentur LSA ist die Europäi-
sche Weltraumagentur ESA
einer der drei Partner des
neuen Innovationszentrums
European Space Resources
Innovation Centre (ESRIC).
Das Tageblatt hat mit ESA-
Generaldirektor Jan Wörner
gesprochen.

Tageblatt: Warum sind Sie so
begeistert von der Initiative
aus Luxemburg?

Jan Wörner: Da gibt es mehrere
Antworten. Ich bin immer wieder
froh, wenn Mitgliedsländer der
ESA spezielle Themenbereiche
für sich finden. Das ist gut für
die Raumfahrt. Und Luxemburg
hat in der Vergangenheit bereits
gezeigt, dass es einen guten Rie-
cher hat. Man denke an die Kom-
munikation per Satellit. Zudem
hoffe ich, dass wir nicht nur für
ein paar Stunden auf dem Mond
bleiben, wenn wir nun wieder
dorthin fliegen. Der Weltraum,
Mars und Mond - alles ist vol-
ler Ressourcen. Das Wasser auf
dem Mond kann für Menschen,
Pflanzen und sogar für Raketen-
treibstoff genutzt werden. Das

Material zum Bau von Schutz-
räumen (vor Strahlung) kann
nicht bis auf den Mond trans-
portiert werden. Es gilt, die Roh-
stoffe vor Ort zu nutzen. Auch
gibt es auf und um den Mond be-
reits viele alte Geräte. Die kann
man recyceln. Die Rover der
Apollo -Missionen stehen seit 50
Jahren da. Auch in der Umlauf-
bahn fliegt viel ungenutzt herum

(zum Beispiel Satelliten ohne
Treibstoff oder das Auto von
Elon Musk). Das sind viele teure
Bauteile ... Die soll man nutzen.

Immer wieder fällt das
Stichwort „moon village«.
Was steckt dahinter?

Die Idee hatte ich vor mehr
als zehn Jahren formuliert. Ich
erntete damals aber viel Kri-
tik: Der Mond sei ein toter
Stein, hieß es. Es werde keine
Mond -Missionen mehr geben.
Heute jedoch ist der Mond wie-
der spannend. Es gibt Wasser.
Die Rückseite eignet sich für
den Bau eines Observatoriums.
Das „moon village" ist ein Kon-
zept: Viele Partner mit unter-
schiedlichen Interessen, die
zusammen an einem Ort auf
dem Mond aktiv sind ... So wie
ein richtiges Dorf. Vielleicht ein
Camp, wo man verweilen kann

- vielleicht aber auch nur eine

Bündelung von Kompetenzen.
An eine Dauerbesiedlung des
Mondes glaube ich nicht. Die
Erde ist und bleibt der schöns-
te Ort. Dennoch braucht es
Einrichtungen — für die For-
schung, die Technik, vielleicht
für Tourismus, ein Observato-
rium. In etwa so wie heute auf
dem Südpol.

Wie lange wird es noch .

dauern, bis wir Menschen
auf dem Mond haben?

Das „moon village" ist kein
Bebauungsplan. Es geht um das
Konzept, die Raumfahrtgemeinde
zusammenzubringen. Und das ist
bereits passiert. Die USA fliegen
zum Mond, Europa fliegt zum
Mond. Die Idee ist umgesetzt.

Das „Dorf" existiert. Es besteht
Zusammenarbeit rund um den
Mond. Das macht mich froh.

Was bringt die ESA mit nach
Luxemburg, in das neue
Innovationszentrum?

Wenn die ESA einen derartigen
Vertrag unterzeichnet, dann öff-
net das die Türen zu unseren

Technologien, zu unseren Ex-
perten. Beispielsweise haben wir
eine Maschine, um mittels 3D -
Druck Bausteine aus Mondstaub
herzustellen. Es ist eine Partner-
schaft, eine direkte Verbindung

zur ESA. Wir wollen zum Mond

- und ESRIC kann einen Beitrag
hierzu leisten.

Wie wichtig ist Luxemburg,
um diese Art der Forschung

voranzubringen?
Luxemburg ist eines von 22

Mitgliedsländern der ESA. Es
hat sich immer im Bereich Inno-
vation besonders ausgezeichnet
- sowohl im Land als auch für
die ESA. Auch hat es den Direk-
tor immer gerne bei neuen Vor-
haben unterstützt. Luxemburg

steht für höhere Geschwindig-
keit - und das brauchen wir.
Ich komme immer wieder gerne
nach Luxemburg.

Vor einigen Monaten hieß es,
der ehemalige Luxemburger
Wirtschaftsminister Etienne
Schneider würde ihr Nach-
folger bei der ESA werden .an

Das hätte mir gut gefallen. Er
hat viel Dynamik mit in den Sek-
tor gebracht. Doch leider hat
er sich nicht für den Posten be-
worben. Das bedauere ich sehr.



GRÜNDUNG European Space Resources Innovation Centre
Christian Muller
Es ist erstaunlich, wie schnell
es gehen kann: Gerade mal
vier Jahre ist es her, dass die
SpaceResources-Initiative
vom damaligen Wirtschafts-
minister Etienne Schneider
gestartet wurde. Seitdem
ist Luxemburg zu einer
anerkannten Größe im Welt-
raumgeschäft geworden.
Als gestern Morgen das
„European Space Resources
Innovation Centre" (ESRIC)

offiziell gegründet wurde,
wurde die Zeremonie von
fast tausend Menschen live
über das Internet mitverfolgt.
Von der US -Weltraumagentur
NASA wurde das Land per
Videobotschaft geradezu mit
Lob überschüttet.

„Will die Menschheit irgendwann
eine dauerhafte Präsenz auf dem
Mond haben, dann muss sie ler-
nen, mit dem zu leben, was der
Ort zu bieten hat", sagte Mike
Gold, Administrator for NASAs
Office of International and Inter-
agency Relations. Nur so könne
die Erforschung des Weltraums
nachhaltig gestaltet werden, er-
klärte er. Mehrmals dankte Gold
Luxemburg dabei „für seine
Führungsrolle" in dem Bereich.
Die Nutzung der Ressourcen vor
Ort sei „der Treibstoff, um die
Menschheit zum Mond und noch
weiter ins Weltall zu bringen".

Auch der Generaldirektor der
Europäischen Weltraumagentur,
Jan Wörner, war über Video zu-
geschaltet. Die ESA ist neben der
Luxemburger Weltraumagentur
(LSA) und dem Forschungs-
institut LIST einer der drei
Partner des neuen Innovations-
zentrums. „Luxemburg ist immer
bereit, neue Wege zu gehen",

lobte Wörner die Initiative des
Großherzogtums. „Die Zukunft
ist näher, als es scheint."

Aktuell steht der Transport
bei Mondmissionen für etwa 90
Prozent der Kosten, fügte Bern-
hard Hufenbach (ESA) erklärend
hinzu. Das sei nicht besonders
nachhaltig. Dementsprechend
sei es für die Erforschung des
Weltraums absolut wesentlich,
die Rohstoffe vor Ort zu nutzen,
etwa Wasser und Mineralien.

„Nun kann das Abenteuer
wirklich beginnen", so Wirt-
schaftsminister Franz Fayot ges-
tern in seiner Rede zur offiziellen
Eröffnung. Das ESRIC soll zu
einem international anerkannten
Zentrum für wissenschaftliche,
technische und kommerzielle
Kompetenz in dem Bereich wer-
den. Es sei das erste Forschungs-
und Innovationszentrum, das bei
der Entwicklung von Techno-
logien zur Erforschung des Welt-
raums den Fokus auf Rohstoffe
aus dem Weltraum lege. Partner
aus dem öffentlichen und dem
privaten Sektor sind willkom-
men. "Es geht um Koordination
und Kooperation", so Interims-
direktor Mathias Link. „Das Ziel
ist der Mond. Auch Europa soll
da eine Rolle spielen." Zuvor war
der studierte Physiker Director of
International Affairs bei Space-
Resources.lu und der LSA.

Wirtschaftlicher
Nutzen für Luxemburg

Auch die Wirtschaft wird nicht
vergessen: So soll ESRIC (mit
Sitz in Esch-Belval) mithelfen,
die Wirtschaft des Landes zu
diversifizieren. Im Laufe von
2021 soll z.B. ein besonderer Be-
reich für Start-ups entstehen, er-

läuterte Fayot. Bereits jetzt zählt
das Land rund 50 Firmen, die
im Geschäft mit dem Weltraum
tätig sind. „Schließlich wollen
wir auch einen wirtschaftlichen
Nutzen davon haben", so Marc
Serres, Geschäftsführer der LSA.

„Wir haben bereits mehrere
hochrangige Forschungsprojekte
im Raumfahrtsektor durchgeführt
und wir sehen viele potenzielle
Synergien zwischen dem ESRIC
und unseren anderen Forschungs-
abteilungen", so der Geschäfts-
führer des Forschungszentrums
LIST, Thomas Kallstenius. Das
ESRIC passe voll und ganz dazu.
„Für uns wird vor allem die duale
Nutzung von Technologien - im
Weltraum und auf der Erde - in
den kommenden Jahren von gro-
ßem Interesse sein." Zudem soll
auch die Forschung positive Er-
gebnisse für sozioökonomische
Bedürfnisse auf der Erde er-
zielen, unterstrich Minister Clau-
de Meisch. Das ESRIC, das in
den Räumlichkeiten des LIST
angesiedelt ist, reihe sich gut ein
in die Ziele der hiesigen öffentli-
chen Forschung.

Etwa 15 Millionen Euro wol-
len die drei Partner (ESA, LSA
und LIST) in den kommen-
den fünf Jahren ins ESRIC in-
vestieren. Dieses Geld soll in
neue technische Ausrüstungen
fließen, und auch die Gehälter
von rund 30 Mitarbeitern sollen
hiermit bezahlt werden. Die ers-
ten Jobanzeigen sollen in den
kommenden Tagen auf der Web-
seite vom ESRIC veröffentlicht
werden, so Mathias Link. Da-
nach werden die verschiedenen
Teams aufgestellt. „Es ist ein
spannender Moment", so Serres.
„Ein Baustein in der SpaceRe-
sources-Initiative." Und er ver-
spricht: „Weitere werden noch
folgen."



ARTEMIS ACCORDS Ein Anwalt bewertet das neue Abkommen
über die Nutzung des Sonnensystems

Yves Greis
Luxemburg will das Sonnen-
system erforschen und seine
Ressourcen nutzbar machen.
Zusammen mit den USA und
sechs weiteren Nationen hat
Wirtschaftsminister Franz
Fayot deshalb im Oktober die
Artemis-Vereinbarung unter-
zeichnet. Für viel Aufsehen
sorgte das in Luxemburg
nicht. Was taugt das Doku-
ment überhaupt? Der Anwalt
und Experte für Weltraum-
recht Antonino Salmeri lobt
den Text.
Die Eroberung des Sonnen-
systems ist in den Köpfen vie-
ler Menschen immer noch
Science -Fiction. Doch in den ver-
gangenen Jahren sind viele Pläne
plötzlich sehr konkret geworden.
Die NASA will zurück auf den
Mond. Und dieses Mal sollen die
Männer und Frauen dem Tra-
banten nicht nur eine Stippvisite
abstatten, sondern einen dauer-
haften Außenposten errichten.
Ein Mini -Weltraumstation (die
„Gateway") soll im Orbit des
Mondes die Stellung halten,
während auf der Oberfläche ge-
forscht wird und für einen weite-
ren Schritt hinaus ins All trainiert
wird - für die Besiedelung des
Mars.

All dies wird nur möglich sein,
wenn die Menschen auf dem
Mond den größten Teil dessen,
was sie brauchen, vor Ort her-
stellen können. Dazu zählen Ma-
terial für Unterkünfte, Treibstoff,
Strom, Luft und Wasser. Deshalb
gewinnt der Ressourcen -Abbau
vor Ort - sprich Space Mining -
an Bedeutung.

Die neue Mondmission der
NASA trägt den Namen Arte -
mis. So heißt die griechische.
Mondgöttin und Schwester von
Apollo, nach dem die. Mond-
missionen der 60er Jahre be-

nannt waren. Bei der Mission
soll auch erstmalig eine Frau den
Mond betreten. Am 13. Okto-
ber haben NASA-Chef Jim Bri-~denstine und Vertreter aus sieben
anderen Ländern die Artemis-
Vereinbarung unterzeichnet.
Ein Dokument über die fried-
liche Nutzung des Mondes, des
Mars, der Kometen und Asteroi-
den. Die Unterzeichner sind ein
eklektisches Oktett bestehend
aus den USA, Australien, Kana-
da, Italien, Japan, den. Emiraten,
dem Vereinigten Königreich und
Luxemburg. Der luxemburgische
Unterzeichner ist Wirtschafts-
minister Franz Fayot. Die Raum-
fahrt ist in Luxemburg, wie in
vielen Ländern, Sache des Wirt-
schaftsministeriums. Die Luxem-
burger Weltraumbehörde LSA
ist dem Wirtschaftsministerium
nicht nur untergeordnet, sie resi-
diert auch im gleichen Gebäude.

Rücksicht und Kooperation

Antoninô Salmeri ist Anwalt
und Experte für Weltraumrecht.
Unter anderem hat er sich bereits
in einer Arbeit mit dem Luxem-
burger Space-Mining-Gesetz be-
fasst. Die Artemis-Vereinbarung
bewertet er sehr positiv.

Salmeri hat die Entstehungs-
geschichte der Vereinbarung als
Außenstehender beobachtet und
glaubt, über die. Entwicklungs-
geschichte hinweg einen Wan-
del bei der NASA gesehen zu
haben. Ursprünglich plante die
NASA lediglich eine Reihe von
bilateralen Abkommen mit den
Partnern der Artemis-Mission.
Das Endresultat, eine multi-
laterale Vereinbarung, überzeugt
ihn.

Den Text sieht er auf einer
Linie mit dem Weltraumvertrag
von 1967. Dieser Vertrag ist das

Kernstück des Weltraumrechts.
Er verbietet unter anderem, dass
ein Land sich einen Himmels-
körper aneignet. Die Macher des
Weltraumvertrages konnten 1967
allerdings die Space-Mining-Akti-
vitäten des 21. Jahrhunderts nicht
vorhersehen, sodass heute in eini-
gen Punkten mehr Klarheit nötig
ist. Dort, wo die Artemis-Verein-
barung über den Weltraumver-
trag hinausging, täten sie dies auf
eine gute Weise, glaubt Salmeri.

Ein wichtiger Artikel darin
regelt, dass die Unterzeichner
auch im Weltraum Rücksicht auf
die Arbeit eines anderen neh-
men. Die Unterzeichner wol-
len sich gegenseitig darüber auf
dem Laufenden halten, wo sie
was tun, und Rücksprache hal-
ten, bevor sie etwas tun, das die
Arbeit von anderen stören könn-
te. Ein Beispiel: Durch die An-
kunft eines Landers auf dem
Mond wird Staub aufgewirbelt.
Für Roboter, die am Landeplatz
aktiv sind, könnte das zum Pro-
blem werden. Er könnte eine
Untersuchung zunichtemachen.
Im schlimmsten Fall beschädigt
der Staub ihre Instrumente, so-
dass sie unbrauchbar sind. Damit
so etwas nicht passiert, sollen
die Unterzeichner sich in Zu-
kunft absprechen. Doch die Zu-
sammenarbeit geht viel weiter.
Die Länder verpflichten sich,
die wissenschaftlichen Informa-
tionen, die sie im Rahmen der
Vereinbarung sammeln, mit der
Öffentlichkeit und der Wissen-
schaftsgemeinschaft zu teilen.

Gemeinsame Standards
auf dem Mond

Die Frage, welcher Teil der Ver-
einbarung der wichtigste ist,
lässt sich für Salmeri nicht ein-
fach beantworten. „Die einzelnen



Länder haben unterschiedliche
Prioritäten und damit unter-
schiedliche Vorteile durch die-
ses Dokument", so der Anwalt.
Für ihn aber ist Paragraf 5 be-
sonders wichtig. Darin ver-
pflichten sich die Unterzeichner,
an gemeinsamen Standards für
ihre Infrastruktur zu arbeiten.
Etwa bei Landeplätzen oder auch
bei der Aufbewahrung von Treib-
stoff. Salmen glaubt, dass hiervon
Länder mit einem kleineren Welt-
raumsektor profitieren können,
da es einfacher wird, die Infra-

struktur mitzubenutzen, die ande-
re bereits errichtet haben - zum
Beispiel ein Kraftwerk, das die
zukünftigen Mondinstallationen
mit dem nötigen Strom versorgt.

Die Vereinbarung enthält
außerdem einen Abschnitt über
Weltraumressourcen. Auf den ers-
ten Blick, könnte man glauben,
für Luxemburg sei ein Abschnitt
besonders wichtig. Doch Salmeri
misst ihm weniger Bedeutung zu.
Der Paragraf wiederhole lediglich
die bereits anerkannte Tatsache,
dass das Schürfen von Ressour-
een auf•dem Mond, Asteroiden
oder anderen Himmelskörpern
keine nationale Inbesitznahme
eines Himmelskörpers darstellt
und damit nicht gegen den Welt-
raumvertrag von 1967 verstößt.
Die Artemis-Vereinbarung fügt
dem nichts Neues hinzu. Of-

fene Fragen, zum Beispiel, ob
die Nutzung von Weltraum -
Ressourcen auf nationaler oder
internationaler Ebene geregelt
sein, sollte, beantwortet auch die
Artemis-Vereinbarung nicht.

Unterzeichnet wurde sie
von den Chefs unterschied-
licher Weltraumbehörden und
von Regierungsmitgliedern. Sie
sind in Luxemburg nicht etwa
die Chamber gegangen. Wel-
che juristische Relevanz haben
sie dann? „Die Artemis-Verein-
barung ist eine politische Selbst-
verpflichtung", so Salmeri. Es
handelt sich nicht um ein Ab-
kommen im Sinne des inter-
nationalen . Rechts - rechtlich
sind sie also nicht bindend. „Poli-
tisch haben sie jedoch eine große
Bedeutung." Er glaubt nicht, dass
eines der Länder ins Weltall fliegt
und die Vereinbarungen bricht.
Ein solches Vorgehen würde auf
der politischen Bühne zu schwer-
wiegenden Konsequenzen füh-

ren.•
Jeder kann mïtniachen

•

Gleichzeitig sind Privatunter-
nehmen von den Vereinbarungen
betroffen. Sie haben sich selber
zwar zp nichts verpflichtet, aber
sie benötigen für ihre Aktivitäten

Genehmigungen, die sie von den
unterzeichnenden . Staaten er-
halten. Unternehmen aus Luxem-
burg, die Space Mining betreiben
wollen, brauchen zum Beispiel
laut dem Space-Mining-Gesetz
von 2017 eine ministerielle Zu-
lassung.

Dass weder China noch Russ-
land oder Indien Unterzeichner
der

.Vereinbarungen sind, kom-
mentiert Salmeri ähnlich, wie es
auch Fayot schon getan hat. „Es
ist ein offenes Dokument." Das
Dokument hält sogar fest, dass
jeder, der will, sich der Verein-
barung anschließen kann. „In
Zukunft werden noch andere
Länder hinzukommen. Kürzlich
gab es die Nachricht, dass Bra-
silien Interesse hat. Ich denke,
dass das eine tolle Sache wäre",
sagt Salmeri. Natürlich gibt es
politische Gründe, die China
oder Russland davon abhalten
könnten, der Vereinbarung bei-
zutreten. Allerdings enthalte der
Text kaum strittige Punkte, meint
Salmeri. Tatsächlich könnten alle
Länder von Sicherheitszonen für
ihre Weltraumaktivitäten oder
Datenaustausch profitieren. „Ich
sehe keinen Grund, dem nicht
beizutreten, oder wenigstens
selbst etwas zu entwickeln, das
dem sehr ähnlich ist", so Salmen.



Kaum ein Luxemburger Weltraumprojekt kommt ohne Bauteile der Firma Emtronix aus Sanem aus

Stolz, beinahe feierlich, öffnet Cedric
Lorant die Vitrine und entnimmt ihr
vorsichtig ein elektronisches Bauteil,
das ein wenig wie eine Computerfest-
platte aussieht. „Genau das gleiche Ge-
rät hat schon mal den Mond um-
kreist", raunt er. Lorant ist einer der
Gründer und Geschäftsführer von Em-
tronix. Das Unternehmen mit Sitz in
Sanem ist bisher vor allem Insidern der
Luft- und Raumfahrtbranche ein Be-
griff. Aber es gibt kaum ein Luxem-
burger Weltraumprojekt, das nicht
mindestens eine Komponente von Em-
tronix an Bord hatte. Die Technologie
des Unternehmens hilft dabei, Schiffe
via Satellit zu überwachen, Mars -Ro -
ver mit der Bodenstation zu verbin-
den und mittels Radar das Innere von
Asteroiden zu erkunden.

Alles begann im Jahr 2001. Der Elek-
troingenieur Lorant arbeitete bei dem
Automobilzulieferer Delphi Automoti-
ve, wo er elektronische Motorensteue-
rungen entwickelte. „Uns ging es
eigentlich extrem gut bei Delphi", sagt
Lorant heute. Dennoch wuchs der
Wunsch, eine eigene Firma zu grün-
den. So machte er sich zusammen mit
zwei Kollegen selbstständig, von denen
einer, Henri Du Faux, auch heute noch
zusammen mit Lorant die Geschicke
des Unternehmens lenkt. „Wir hatten
zunächst gar keinen richtigen Busi-
nessplan. Wir haben einfach losgelegt
und zugesehen, dass wir Aufträge be-
kommen. Aber wenn man immer 100
Prozent Sicherheit haben will, erreicht
man nichts. Man muss Risiken einge-
hen", sagt der Belgier Lorant.

Weltraum als Wachstumsmarkt
Naheliegenderweise waren die ersten
Projekte des jungen Unternehmens in
der Automobilindustrie. Frühe Kun-
den waren das „Institut Français du Pé-
trole" (heute IFP Energies nouvelles)

und das auf die Herstellung von Tur-
boladern spezialisierte Honeywell-
Garrett. Schnell erweiterte das Unter-
nehmen aber seine Aktivitäten in an-
dere Wirtschaftszweige und entwickel-
te Radarbauteile für die „NATO Main-
tenance and Supply Agency" in Capel-
len oder die Steuerung der Klimaanla-
ge für Hubschrauber von Eurocopter
(heute Airbus Helicopters). „Wir ha-
ben nie viel Marketing betrieben. Kun-
den kamen zu uns mit technischen Her-
ausforderungen und wir haben zusam-
men gesehen, ob wir eine Lösung fin-
den können", so Lorant.

Auf ähnliche Weise erschloss sich

Emtronix schließlich die Raumfahrt-
branche als Wachstumsmarkt. Für das
Unternehmen erwies es sich nachträg-
lich als Glücksfall, sich für Luxemburg
als Firmensitz entscheiden zu haben,
denn nach dem Beitritt des Großher-
zogtums zur European Space Agency
(ESA) 2005 ergatterte der Betrieb zahl-
reiche Aufträge von der Weltraumin-
dustrie. Heute stammen etwa 70 Pro-
zent des Geschäftsvolumens von Em-
tronix` aus dem Luft- und Raumfahrt-
sektor.

Der erste Auftrag kam im Jahr 2008
im Rahmen des „Pathfinder 2" Pro-
jekts. Dabei ging es darum, zu zeigen,
dass ein Satellitensystem genutzt wer-
den kann, um Schiffe weltweit zu iden-
tifizieren, ihre Position, Geschwindig-
keit und ihren Kurs exakt zu bestim-
men. So sollen Zusammenstöße ver-
hindert und der internationale Schiffs-
verkehr besser überwacht werden
können. Emtronix steuerte wesentli-

che Teile der Elektronik für den
Demonstrationssatelliten bei. Das De-
sign von Komponenten für die Ver-
wendung im Weltall stellte das Unter-
nehmen zunächst vor große Heraus-
forderungen. „Ein Erdumlauf in gerin-
ger Höhe dauert weniger als zwei
Stunden. Das heißt, man hat inner-
halb kurzer Zeit extreme Temperatur-
schwankungen, was eine extreme me-
chanische Belastung für die Bauteile
darstellt. Hinzu kommt die Strahlung
im Weltall. Das muss alles bei der
Konstruktion bedacht werden", er-
klärt Lorant. Nachdem sich das Unter-
nehmen die entsprechenden Kennt-
nisse aneignet hatte, kamen schnell
weitere Aufträge aus der Raumfahrt
hinzu. So umkreisten Bauteile der Fir-
ma nicht nur den Mond, sondern wer-
den 2022 auch das Radar der Hera -
Mission der ESA steuern, mit der ein'
System zur Abwehr von Asteroiden
getestet werden soll, die der Erde ge-
fährlich werden könnten.

Ein weiteres Standbein des Unter-
nehmens ist die Luftfahrtbranche. In
diesem Bereich. entwickelt Emtronix
derzeit die Steuerungselektronik und
die Software für ein Projekt des lu-
xemburgisch -niederländischen Unter-
nehmer Skyflox. Dabei sollen hoch-
auflösende Kameras und Infrarotka-
meras an der Unterseite von Linien-
flugzeugen angebracht werden. Mit-
hilfe der so gewonnenen, ständig ak-
tualisierten Bilder will Skyflox Dienst-
leistungen anbieten. Zum Beispiel
könnten so Verkehrsdaten gewonnen
oder schnellere Notfallmeldungen für
Waldbrände ermöglicht werden.

„Wenn man solche Informationen von
Satelliten oder Drohnen erzeugen will,
ist das sehr teuer”, so Lorant. Die täg-
lich etwa 30 000 Linienflüge über
Europa decken - zumindest in norma-
len Zeiten - ohnehin den größten Teil
des relevanten Laufraums ab.

Einstieg in die Serienfertigung

Seit der Gründung 2001 ist das Unter-
nehmen langsam, aber stetig gewach-
sen. Aktuell beschäftigt Emtronix 27
Mitarbeiter. Der nächste Quanten-
sprung soll der neue 2 000 Quadratme-
ter große Produktionssitz sein, den der
Betrieb gerade bei Steinfort plant. In et-
wa zwei Jahren will Lorant mit dem ge-
samten Betrieb dorthin umziehen.
Kernstück des neuen Werks wird die
voll automatisierte Produktionslinie
sein, die dem Unternehmen erlauben
wird, schneller zu wachsen. „Bis vor
Kurzem waren wir in erster Linie ein
Dienstleister, der vor allem projektba-
siert Lösungen entwickelt hat. Wir wol-
len zukünftig aber auch unsere eigenen
Produkte verkaufen ", so der Unterneh-
mer. So sind viele der aktuellen Auf-
träge nicht einmalige Ingenieurleistun-
gen, sondern langfristige Projekte, für
die eine Serienfertigung lohnt. Ein Bei-
spiel dafür ist die Zusammenarbeit mit
Skyflox, das potenziell Tausende von
Fliegern mit Kameras ausstatten möch-
te. „Natürlich werden wir aber mit
unseren Produkten nie ein Massenpro-
duzent sein können", schränkt Lorant
ein.

Für das neue, etwa 2,5 Millionen teu-
re Werk wird erstmals ein Bankkredit
notwendig sein. Bisher konnte das
Unternehmen das Wachstum ohne ex-
terne Investoren aus dem Cashflow
stemmen, der Betrieb gehört zu 100 Pro-
zent den beiden Geschäftsführern. Das
hängt auch mit der Art und Weise zu-
sammen, wie Lorant die. Firma leitet.
„Ich will über alles die Kontrolle be-
halten. Das kann schwierig werden,
wenn man jemand Externes an Bord
holt. Dann nehme ich lieber ein langsa-
meres Wachstum in Kauf', sagt Lorant.

Trotz des massiven Einbruchs der
Luftfahrtbranche in der Covid-Krise,
stellt Lorant derzeit noch keinen gro-
ßen Rückgang bei den Aufträgen fest:
„Das bewegt sich noch in einem akzep-
tablen Rahmen." So erwartet er für die-
ses Jahr ein starkes Wachstum mit
einem Umsatz von 2,5 Millionen Euro
- von 1,8 Millionen Euro 2019 und
600 000 Euro 2018. Mit der neuen Se-
rienfertigung sollen es bis 2022 sogar
sieben Millionen Euro sein.



Handwerksbetriebe und ein Einzelhändler sollen sich am Potaschberg ansiedeln - der Bedarf ist groß
Von Volker Bingenheimer

Grevenmacher. Das Gewerbegebiet
am Autobahnanschluss Potasch-
berg wächst weiter. Westlich der
N 1, an der Rue de Flaxweiler, sind
sechs Parzellen für Gewerbean-
siedlungen vorgesehen, deren
Steuern der Stadt Grevenmacher
zufließen.

Das neun Hektar große Gelän-
de ist um die bestehende Halle
von Holzbau Steffen angesie-
delt. Die Firma ist auch die trei-
bende Kraft bei diesem privaten
Projekt. „Die Gemeinde Greven-
macher hat keine Grundstücke in
diesem Bereich, wir treiben aber
den Einzelbebauungsplan (PAP)
voran", erklärt Bürgermeister Léon
Gloden (CSV).

Vornehmlich für Handwerk
Erschwert wurde die Entwicklung
zur Gewerbefläche dadurch, dass
die Grundstücke einer Vielzahl
von Eigentümern gehörten. Mitt-
lerweile hätten aber einige Eigen-
tümer verkauft, sodass die Besitz-
verhältnisse nun übersichtlicher
sind, sagt Bürgermeister Gloden.
Das neue Gewerbegebiet gehört
nicht zur regionalen Wirtschafts-
zone östlich der N 1, dessen Ge-
werbesteuereinnahmen sich die
Gemeinden der Region teilen.

Die „Zone artisanale et com-
merciale (ZAEC) Potaschberg ist
vornehmlich für Handwerksbetrie-
be gedacht, die sich vergrößern
wollen. Bürogebäude sollen am
Rand des Gewerbegebiets in Rich-
tung des Kreisverkehrs entstehen,
denn dort stehen vereinzelte
Wohnhäuser. „Das haben ,wir so
geplant, um die Lärmbelästigung

für die Anwohner klein zu hal-
ten", erklärt Bürgermeister Glo-
den, macht aber gleichzeitig klar,
dass in Zukunft keine neue Wohn-
bebauung auf dem Potaschberg
mehr genehmigt werde. Der
Wunsch der Gemeinde Greven-
macher ist es zudem, einen gro-
ßen Einzelhändler in das neue Ge-
werbegebiet zu locken, beispiels-
weise einen Elektrohändler. Pro-
duzierende Industriebetriebe dür-
fen sich hingegen dort nicht an-
siedeln.

Die Firma Holzbau Steffen, die
hinter der Projektentwicklung
steckt, hat außerdem angekün-
digt, viel Wert auf Umweltver-
träglichkeit zu legen. So sollen
die Dächer der Hallen und Ge-
bäude begrünt werden, auch ein
Regenwasserrückhaltebecken und
Grünanlagen für Spaziergänge in
der Mittagspause sind' geplant.
Ein Grundstücksbesitzer hat be-
reits vorausschauend gehandelt,
als auf seinem Gelände eine ge-
schützte Vogelart gesichtet wur-
de. Er hatte daraufhin eine nah
gelegene Wiese in Richtung We-
ckergrund gepachtet und dort
Hecken gepflanzt. Jetzt hoffen
die Projektentwickler, dass die Vö-
gel auf das Nachbargrundstück
umziehen.

Verkehr am Limit
Für Kopfzerbrechen sorgt die Ver-
kehrsplanung für den Potaschberg
derzeit. Immerhin ist das Gewer-
begebiet schon jetzt verkehrsmä-
ßig am Limit. Wenn sich zusätzli-
che Betriebe mit ihren Mitarbei-
tern hier ansiedeln, würde sich oh-
ne neues Konzept der allmorgend-

liche Stau noch verschärfen. „Ich
will es nicht machen wie in Leu-
delingen, wo zuerst das Zoning
festgelegt wurde und man im
Nachhinein feststellen musste,
dass es zu Verkehrschaos kam",
sagt Bürgermeister Gloden.

Im Dezember soll zusammen
mit der Straßenbauverwaltung
über eine umfassende Lösung
nachgedacht werden - zum Bei-
spiel über den Ausbau des Kreis-
verkehrs.
Wenn der PAP voraussichtlich

Ende 2021 zur Abstimmung vor-
liegt, geht Gloden von einer gro-
ßen Nachfrage nach Gewerbeflä-
chen aus. Trotz der Coronakrise
würden sich immer wieder Unter-
nehmen nach freien Parzellen er-
kundigen, berichtet er. Da es sich
nicht um ein kommunales Projekt
handelt, ist allerdings der private
Entwickler für die Vergabe zu-
ständig.

Leuchtturmprojekt

Das neue Gewerbegebiet wartet
mit einem architektonischen Einfall
der Extraklasse auf. Geplant ist ein
turmförmiges Parkhaus in Kombina-
tion mit einer Kinderkrippe. „Die
Idee ist, dass die Eltern ins Park-
haus fahren und ihre Kinder direkt
abgeben können", sagte Bürger-
meister Léon Gloden, der, von
einem Vorzeigeprojekt sprach, wie
man es sonst in Großstädten wie
Berlin oder Wien vermuten würde.
Das Gebäude mit der Kinderkrippe
ist blockförmig gebaut und hat
einen begrünten Innenhof, in dem
die Kinder vor dem Verkehr ge-
schützt spielen können.



Paul Wurth feiert 150 Jahre Jubiläum - Blick auf ein global aktives Luxemburger Unternehmen
LUXEMBURG

CORDELIA CHATON

Die Fassade ist den meisten kein Begriff, der

Name schon eher: Paul Wurth S.A. gehört
immerhin zu jenen Unternehmen, die die In-

dustriegeschichte des Landes geprägt haben.

Von der Fertigung von Metallkonstruktionen für lokale
Stahlhersteller in den Anfängen, über die Entwicklung
und Lieferung von Schlüsseltechnologien an die weltwei-

te Eisen- und Stahlindustrie bis hin zur gegenwärtigen

Transformation der Industrie hin zu dekarbonisierten

Produktionsprozessen hat der Konzern zahlreiche Ent-

wicklungen durchlaufen. Wir blicken auf die Geschichte
und die Zukunft.

Denn es war vor genau 150 Jahren, am 4. November
1870, dass Eugène Muller eine Kesselfabrik gründete.
Der Ingenieur verkaufte sein Unternehmen in Hollerich,
das damals noch vor den Toren der Stadt lag, 1891 an
Paul Wurth (1863 - 1945). Er selbst hatte den jungen
Luxemburger Ingenieur zwei Jahre zuvor eingestellt.
Wurth galt als ein innovationsfreudiger und weitsichtiger
Mann. 1895 war er der erste Luxemburger, der ein hier-

zulande immatrikuliertes Auto fuhr. 1906 gründete der

Ingenieur den Automobil-
Club. Und 1918 hatte er
die Idee zur „Fédération
des Industriels Luxem-

bourgeois" (FEDIL). Der

junge Ingenieur benennt
das Unternehmen nach

sich um und investiert; un-
ter anderem in einen Teil

der Schienenstränge, die

durch das Gelände führen
sowie in eine neue Halle.
Paul Wurth baut, unter
anderem die Eisenbahn-

brücke in Dommeldingen.
In den 1920 er Jahren wird
aus dem Unternehmen
eine Aktiengesellschaft mit
der Arbed, der Banque In-

ternationale à Luxembourg
(BIL) und Paul Wurth als
Aktionären. Sechs Jahre Später überlässt Wurth seine

Aktien der Arbed und verlässt das Unternehmen, das
sich immer mehr auf den Stahlsektor konzentriert. In

den 1950 er Jahren baut es Hochöfen für internationale

..unden. Zwanzig Jahre später firmiert der Konzern um

in Paul Wurth S.A. und gründet internationale Niederlas-
sungen; zum Beispiel in Brasilien, Kanada und den USA.

Anfang der 2000 er Jahre folgte eine Reihe von Zukäufen
im Ausland. 2012 schließlich wechselt der Besitzer: Ar-

celorMittal und Luxempart verkaufen ihre Anteile an die

deutsche SMS-Gruppe aus Düsseldorf, die seither 59,1

Prozent besitzt.

Veränderungen im Geschäft
Doch das Stahlanlagengeschäft ist schwierig in Zeiten,
in denen Handelskrieg herrscht und China die Märkte

überschwemmt. Daher such Paul Wurth nach Alterna-

tiven. Im Dezember 2015 unterzeichnete der Konzern
eine Kooperation mit dem Wirtschaftsministerium, um

neue innovative Betriebe aus unterschiedlichen Sekto-
ren anzulocken. Zwei Jah-

re später schließen die BIL
und der Startup-Förderer
des Anlagenbauers Paul
Wurth, paul Wurth InCub,
eine Partnerschaft zur
Unterstützung von Unter-
nehmen aus dem Bereich

Produktionssektor. Der

„InCub" kooperiert auch
mit dem „Technoport" aus
Esch-Belval. So sichert sich
Paul Wurth Zugang zu neu-

en Ideen.

Da der Anlagenbauer seine Geschäftstätigkeit über die
Stahlindustrie hinaus erweitern will, machte die Gruppe

mit der Gründung der italienischen Tochtergesellschaft
Paul Wurth Energy 2017 einen weiteren Schritt in diese

Richtung und erweitert eigenen Angaben nach ihre Kom-

petenzen hin zu kleinen, dezentralen Biomasse -Energie -
und Müllverbrennungsanlagen.

2019 stieg Paul Wurth im Rahmen einer Venture -

Capital -Runde als größter Investor in das Dresdner Un-

ternehmen Sunfire ein, um den „grünen" Stahl weiter

zu entwickeln. Das 2010 gegründete Unternehmen soll

Wurth helfen, kommerzielle Multi -Megawatt- Großpro-

jekte unter Einsatz der Hochtemperatur -Elektrolyse und
der Power -to -Liquid -Technologie zu realisieren. Sunfire
stellt mit seinen Technologien klimaneutrale Kraftstoffe
und Gase für Sektoren her, die heute kaum auf fossile

Energieträger verzichten können, wie Schwerlasttrans-
port, Luftfahrt, Stahlproduktion oder Chemie. Georges

Rassel, CEO Paul Wurth, sagte aus diesem'Anlass: „Un-

sere Zusammenarbeit mit Sunfire ist Ausdruck unserer
Strategie, eine führende Rolle in der anstehenden Trans-

formation der Stahlindustrie hin zu einer CO2-freien
Stahlerzeugung zu spielen."

Immobilienprojekt in Hollerich
Paul Wurth ist auch im Immobilienbereich aktiv. Ge-

meinsam mit dem Nachbarunternehmen, dem Tabakher-
steller Heintz van Landewyck, hat Paul Wurth 2013 ein

„Groupement d'intérêt économique" gegründet. Das Ziel:

ein gemischtes Wohn- und Handelsprojekt auf 18 Hek-

tar. 12 Hektar gehören Paul Wurth, einschließlich der

seit mehr als zehn Jahren stillgelegten Werkstätten, und
sechs Hektar dem Zigarettenhersteller, der beschlossen



hat, seine Aktivitäten bis 2022 am Standort Fridhaff bei

Diekirch zusammenzufassen. Geplant sind 4.500 Woh-
nungen, dazu Läden und Büros. Diese beeindruckende
Entwicklung hätte Paul Wurth gern gefeiert. Denn 2020

sollte eigentlich für Paul Wurth ein ganz besonderes Jahr

werden. Doch es kam durch die Pandemie alles ganz an-
ders. Jetzt hoffen die Verantwortlichen, das Jubiläum im

kommenden Jahr begehen zu können..

INTERVIEW MIT GEORGES RASSEL, CEO VON PAUL WURTH

„Große Herausforderungen”

Paul Wurth kommt aus dem Stahlbereich, setzt aber auf eine grüne Zukunft. Wel-

che Produkte entwickeln Sie da und welche Rolle spielt Sunfire dafür?

GEORGES RASSEL Die Stahlbranche ist aktuell mit großen Herausforderun-

gen, besonders in der Energie- und Klimapolitik konfrontiert. Mit rund 7 Prozent

der globalen CO2 -Emissionen zählt die Eisen- und Stahlindustrie zu den größten

industriellen Emittenten von Treibhausgasen. Im Hinblick auf die Ziele des Pariser

Klimaabkommens zur Begrenzung der globalen Erderwärmung müssen Stahlwerks-

betreiber drastische Maßnahmen ergreifen, um den Vorgaben für die zukünftige

Reduzierung der CO2 -Emissionen nachzukommen.

Als Technologie -Unternehmen und Anlagenbauer für die Roheisenerzeugung hat

sich Paul Wurth zum Ziel gesetzt, seine Kunden auf dem Weg zu einer CO2 -armen
bzw. CO2 -freien Eisenproduktion zu begleiten.

In diesem Sinne arbeiten wir aktuell intensiv an der Entwicklung und Umsetzung

von CO2 -reduzierenden Technologien, welche die CO2 -Bilanz in bestehenden integ-

rierten Hüttenwerken schrittweise verbessern und dabei einen sinnvollen Ausgleich

zwischen ehrgeizigen Umweltschutzzielen und ökonomischen Gegebenheiten

schaffen. Einen tiefgreifenden Wandel der Stahlherstellung sehen aber viele Akteu-

re in der wasserstoffbasierten Eisenerzreduktion, bei der grüner Wasserstoff den
fossilen Kohlenstoff im Reduktionsprozess ersetzt. Eine besondere Herausforderung

dabei ist aber die Produktion von „grünem" Wasserstoff im industriellen Maßstab

und nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten.
Einen strategischen Schritt auf diesem Weg hin zum grünen Stahl ging Paul

Wurth, indem das Unternehmen eine Minderheitsbeteiligung an Sunfire GmbH

nahm. Das deutsche Unternehmen Sunfire entwickelt und produziert eigene
Hochtemperatur-Elektrolyseure. Grüner Wasserstoff wird auf Basis von Ökostrom in

der effizienten HochtemperaturNElektrolyse durch Nutzung von Abwärme etwa aus
Industrieprozessen erzeugt.

PAUL WURTH

Über das Unternehmen
Paul Wurth beschäftigt derzeit rund 500 Mitarbeiter
in tuxera bc+rg<c nd rund 850 im Ausland. Mehr als 80
Pro±±t Wie Uffs tzes des Unternehmens stammen aus
der Roheisenproduktion; der Rest von der Tochtergesell-

schaft KTI mit 200 Mitarbeitern und in kleinerem Umfang

von Geprolux mit 70 Mitarbeitern. 2019 erreichte der

Umsatz 479,2 Millionen Euro und Paul Wurth erwirtschaf-

tete einen Nettogewinn von 14,4 Millionen Euro. Paul

Wurth ist zu 59,1 Prozent im Besitz des deutschen SMS-

Konzerns, der Rest gehört der BCEE (Spuerkeess), dem

Staat und der SNCI.



STAHLINDUSTRIE Resultat vom dritten Quartal 2020
christian Mulle(

Dank einer leichten Erholung
der Geschäfte mit der Auto-
mobil -Industrie hat Arce-
lorMittal im dritten Quartal
2020 seine Verkäufe wieder
steigern können. Im zwei-
ten Quartal hatte der Stahl-
konzern, Corona-bedingt,
einen heftigen Umsatzein-
bruch verbucht.
„Im dritten Quartal konnte der
Konzern eine verbesserte ope-
rative Leistung verbuchen”, so
Konzernchef Lakshmi Mittal ges-
tern laut Mitteilung. Nach dem
Ende des Lockdowns habe sich
der Stahlmarkt nach und nach
vom zweiten Quartal erholen
können. Lakshmi Mittal hatte die
drei Monate April bis Juni damals
als „eine der schwierigsten Zei-
ten in der Geschichte des Unter-
nehmens" bezeichnet.

Insgesamt konnte der Konzern
im nun abgeschlossenen dritten
Quartal Produkte im Wert von
13,3 Milliarden Dollar verkaufen,
eine klare Verbesserung zu den
Verkäufen von 10,98 Milliarden
Dollar im Vorquartal. In allen Be-
reichen wurden Verbesserungen
festgestellt. Verglichen mit dem
Vorjahreszeitraum ist der Umsatz
jedoch weiterhin niedriger. In
den Monaten Juli bis September
2019 hatten sich die Verkäufe auf
16,6 Milliarden Dollar belaufen.

Auch das operative Ergebnis
(Ebitda) legte zu. Es stieg von
707 Millionen auf 901 Millionen

Dollar. Damit lag es, laut Nach-
richtenagentur Reuters, über
den Erwartungen der Analysten,
die mit 838 Millionen Euro ge-
rechnet hatten. Unter dem Strich
schrieb der Luxemburger Kon-
zern einen Verlust von rund 300
Millionen Dollar - nach 600 Mil-
lionen Dollar im zweiten Quar-
tal.

Derweil habe man im Quartal
strategisch wichtige Meilensteine
erreicht, berichtet der Konzern
weiter. So habe man beispiels-
weise ein neues Angebot für grü-
nen Stahl auf den Markt gebracht
und sich konzernweit zu einem
Netto -Null -Wert bis 2050 be-
kannt. Auch wurde eine Verein-
barung mit Cleveland Cliffs über
den Verkauf des Geschäfts in den
USA getroffen und damit das
„Programm zur Optimierung des
Vermögensportfolios" deutlich
vor dem Zeitplan abgeschlossen,
schreibt das Unternehmen.

LAVihriger Prozess
zur Entschuldung
abgesch'osse

Vor allem aber habe man das Ziel
einer Nettoverschuldung von sie-
ben Milliarden Dollar erreicht und
damit einen zwölfjährigen Ent-
schuldungsprozess abgeschlossen.
Ende 2019 waren es 9,3 Milliar-
den Dollar; Ende 2018 waren

es 10,2 Milliarden Dollar. Nun
könne man die Rendite der Aktio-
näre wieder in den Vordergrund
rücken. Dies habe im September,
mit einem 500-Millionen-Dollar-
Aktien-Rückkaufprogramm, be-
reits begonnen. Das Unternehmen
beabsichtigt, im Februar 2021 eine
aktualisierte Ausschüttungspolitik
vorzulegen.

Für die Zukunft gibt sich der
Konzernchef vorsichtig optimis-
tisch: Der rezente weltweite An-
stieg von Covid-19-Fällen mache
es ratsam, in Bezug auf die Aus-
sichten vorsichtig zu bleiben, so
Lakshmi Mittal. „Wir sollten auf
weitere Volatilität vorbereitet
sein." Dennoch versetze „unser
bisheriger Erfolg beim Schutz
unserer Mitarbeiter, Vermögens-
werte, Rentabilität und unseres
Cashflows während der Krise
uns in eine gute Position, um von
einer weiteren wirtschaftlichen
Erholung zu profitieren", so der
Geschäftsführer. An der Luxem-
burger Börse reagierten die Kurse
nur sehr wenig auf die neusten
Zahlen. Bis 14 Uhr lagen die
Papiere des Stahlherstellers zum
Vortag um etwa 2,6 Prozent im
Minus, bei 12,2 Euro pro Titel.
Im Laufe dieses Jahres ist der
Wert der Aktie stark geschwankt:
Anfang Januar kostete sie 15,83
Euro. Bis Mitte März war sie
auf 6,5 Euro gefallen. Seitdem
hat sich ihr Wert wieder fast ver-
doppelt.

Wie geht es dem verkauften
Werk in Düdelingen?
Im Gegensatz zu den Luxemburger Mitarbeitern bei Arcelor-
Mittal, wo Hunderte Stellen abgebaut werden sollen, müssen
sich die Angestellten im ehemaligen Düdelinger Werk des Stahl-
herstellers keine akuten Sorgen um ihren. Arbeitsplatz machen.
In Düdelingen laufe die Produktion normal, sagt Stefano Arau-
jo, bei der Gewerkschaft OGBL zuständig für die Stahlindustrie,
gegenüber dem Tageblatt. „Die Kunden sind da. Die Leute haben
ihre Jobs und es gibt Arbeit."

In Düdelingen wird Stahl weiterverarbeitet, etwa für die Auto-
industrie. Rund 250 Mitarbeiter arbeiten im Werk. Bis vor etwa





Viele Unternehmen suchen noch Lehrlinge
LUXEMBURG

CORDELIA CHATON

n dieser Woche findet europaweit die „Europäische

Woche der beruflichen Qualifizierung" (EU Vocatio-
nal Skills weck) statt. Aus diesem Anlass war sogar
EU -Kommissar Nicolas Schmit nach Luxemburg

gekommen, um gemeinsam mit Bildungsminister Clau-
de Meisch und der Handwerkskammer sowie weiteren

Berufskammern die Trommel für Lehrstellen zu rühren.
Denn die gibt es durchaus - und dank einer Änderung
durch die Regierung sind auch noch Bewerbungen bis Jah-
resende möglich. Wir haben Tom Wirion, Generaldirektor
der Handwerkskammer, zu den Einzelheiten befragt.

Herr Wirion, alle reden über Arbeitslosigkeit - und
das Handwerk sucht Lehrlinge?

TOM WIRION Es gibt tatsächlich noch eine ganze Reihe
von Betrieben, die Lehrstellen besetzen wollen. Daher
müssen wir die jungen Leute jetzt dazu bewegen, sich

zu bewerben. Aktuell ist die Situation so, dass die Zahl
der Lehrstellen, die die Unternehmen deklarieren, 2020

sogar höher ist als 2019. Trotz der Krise haben die Un-

ternehmen also Lehrstellen ausgeschrieben. Das ist sehr
positiv. Wir haben anfangs Sorgen gehabt, ob es genug
Lehrstellen geben würde und freuen uns natürlich sehr
über diese Entwicklung.

Warum sind Bewerbungen überhaupt noch möglich?
Normalerweise ist die Frist abgelaufen.

WIRION Bei den Lehrlingen haben wir weniger Kandida-

ten und damit auch weniger Verträge, die ausgestellt wer-
den konnten, Die Regierung hat daher beschlossen,_ dass
man in diesem Jahr bis 31.12.2020 Verträge abschließen
kann. Das ist wirklich positiv. Normalerweise ist bereits ei-
nen Monat früher Schluss. Wir hoffen natürlich, dass sich
jetzt noch junge Leute melden. Denn wir haben wirklich
noch viele Stellen freie. Im November waren es laut ADEM

noch 911 offenen Stellen und bei den Kandidaten lag die
Zahl nur bei 652. Da sieht man, dass es noch über 200 freie
Stellen gibt.

Wie kommt es, dass trotz der
Krise so viele Stellen offen sind?

WIRION Wir hatten angesichts
der Lage bei den Unternehmen
Sorgen, welchen Effekt das auf
die Lehrstellen haben würde.
Was wirklich geholfen hat, ist,
dass jene Betriebe, die viel ausbilden, an andere Unter-
nehmen appellièrt haben, Ausbildungsplätze bereit zu
stellen. Dafür braucht ein Betrieb einen Ausbilder. Die-
se Ausbildung haben wir als Kammer gratis angeboten.
Unsere Kurse sind alle voll. Ein weiterer Anreiz ist, dass

die Regierung die Betriebe nicht allein lässt und eine
einmalige Prämie für Ausbildungsbetriebe zahlt. Das ist

eine klare politische Botschaft, dass jeder mitanpacken

kann und soll. Das Handwerk hat eine lange Tradition
hier und wir sind froh zu sehen, dass sie hier präsent
sind Verantwortung übernehmen. In diesem Jahr gibt es
weniger Stellen in Bereichen wir Friseur- und Kosmetik-
handwerk. Im Bausektor hingegen waren es mehr als in
den Vorjahren. So wirkt sich die Coronakrise auch hier
aus. Gesucht werden außerdem Schreiner, Dachdecker,
Fliesenleger oder Autospengler.

Warum bewerben sich weniger Jugendliche?
WIRION Eine Erklärung, warum sich weniger Jugendli-

che melden, ist, dass der Schulbetrieb sehr unregelmäßig
lief. Das hatte auch einen Einfluss auf feste Termine, die
mit der Berufsorientierung im Zusammenhang stehen.
Diese Orientation findet normalerweise zwischen Feb-
ruar und Juni statt und zwar sehr aktiv. Das ging wegen
Corona in diesem Jahr nicht. Auch die Orientierungs-
praktika haben nicht stattgefunden, so dass Betriebe und
Berufe weniger bekannt sind. Und schließlich gab es die
Lehrstellentage nur virtuell - und damit hatten sie nicht
den gleichen Erfolg.
Was muss ein junger Mensch tun, der sich für eine
Lehre interessiert?

WIRION Man kann sich beim Service d'Orientation, also
der Berufsorientierung der Adem melden oder aber auch
direkt hier bei uns in der Handwerkskammer. Dafür gibt
es eine spezielle Telefonnummer.

Wie versuchen Sie, genügend Kandidaten zu finden?
WIRION Diese Woche findet ja die European Vocatio-

nal Skills Weck statt. Die Idee war im Grunde, in die
Unternehmen zu gehen und dort zu zeigen, welche Mög-

lichkeiten es gibt. Aber auch das
findet jetzt nur digital statt - im-
merhin mit EU -Kommissar Nico-
las Schmit und Bildungsminister
Claude Meisch, die sich beide sehr

dafür einsetzen. Wir werden aber

noch mit der Handelskammer, der
„Chambize des salariés" und der
Landwirtschaftskammer versu-

chen, potenzielle Kandidaten über die sozialen Netzwer-

ke zu erreichen. Wir arbeiten mit einem dualem Ansatz,

daher bleibt weiter Kontakt zur Schule erhalten. Das ist
für viele junge Leute wichtig, wie wir wissen.

Und wenn das nicht klappt?

WIRION Wenn das nicht klappt, gibt es zwei Verlierer:

Die Unternehmen und die jungen Leute. Daher ist es für

beide Seiten wichtig, dass es etwas wird. •



Neue Prognose sieht Ergebniseinbruch vor
ab Düsseldorf — Die RTL Group, der
für Bertelsmann wichtigste Umsatz -

und Ergebnisbringer, hat im dritten
Quartal deutlich besser abgeschnit-
ten als befürchtet. Der TV -Werbe-
umsatz sei im Zeitraum Juli bis Sep-
tember nur um 2,10/0 zurückgegan-
gen, teilte die Luxemburger Sender-
gruppe mit. Zuletzt hatte die Grup-
pe für das Berichtsquartal mit einem
Rückgang der TV -Werbeerlöse um
10 % gerechnet. Zwar hinkte der
Gruppebumsatz im Zeitraum Janu-
ar bis September mit 4,1 Mrd. Euro
noch immer um 12 % hinter dem
Vergleichswert aus dem Vorjahr
her, doch sieht RTL nun zumindest

die Zeit gekommen, um eine neue
Vorgabe für das Gesamtjahr zu
machen.
Demnach soll ein Gruppenumsatz

van 5,8 Mrd. Euro erwirtschaftet
werden. Das entspräche einem
Rückgang um 13 %. Viel deutlicher
werden sich die Pandemiefolgen
jedoch im Ergebnis niederschlagen.
RTL kalkuliert mit einem Einbruch
im bereinigten operativen Ergebnis
vor Amortisation (Ebita) von fast
40% auf 720 Mill. Euro. Vorausset-
zung sei zudem, dass sich die Erho-
lung der Wirtschaft weiter fortsetzt.
Trotzdem geht RTL davon aus, den
Aktionären für 2020 wieder einen

Dividendenvorschlag unterbreiten
zu können. Nach Ausbruch der
Viruskrise im Frühjahr hatte RTL im
April nicht nur die Prognose kas-
siert, sondern zugleich die Dividen-
de — geplant war zunächst eine Aus-
schüttung von 4 Euro je Aktie —

gestrichen.
Für den RTL-Mutterkonzern Ber-

telsmann lief es im dritten Quartal
besser, zumindest was die Umsatz-
entwicklung anbelangt. Hier würde
nämlich ein organisches Umsatzplus
von 1,6% erzielt, wie die Güterslo-
her mitteilten. Mit Stabilität glänz-
ten die Buchverlage, das Musikge-
schäft, das Dienstleistungsgeschäft
von Arvato sowie das Bildungsge-
schäft. Dadurch grenzte sich das
Umsatzminus für die ersten neun
Monate auf 6,3 % ein. Für das erste

Halbjahr war noch ein Rückgang um
8,9% gemeldet worden.







ARBEITSMARKT Rekordhoch bei Anzahl an Jobs und Grenzgängern im Oktober
Christian Muller
In den Monaten März und
April war die Zahl der
Arbeitssuchenden mit dem
Corona-Stillstand hierzulande
auf ein Rekordhoch von über
20.000 gesprungen. Seitdem
haben sich die Zahlen Monat
für Monat wieder leicht ver-
bessert. Doch damit scheint
es vorbei zu sein. Im Okto-
ber ist die Zahl der Arbeits-
suchenden wieder leicht
gestiegen.
Im Oktober ist die Zahl der
Arbeitssuchenden in Luxem-
burg erstmals seit sechs Mona-
ten wieder gestiegen. Verglichen
mit dem Vormonat September
hat die Zahl der bei der Adern
gemeldeten Arbeitssuchenden
um 96 Personen auf 17.971 zu-
gelegt. Verglichen mit Oktober
2019 entspricht das einem deut-
lichen Anstieg von 2.935 Perso-
nen (oder 19,5 Prozent).

Im Februar 2020, dem Monat
vor dem Corona-Stillstand, lag
die Zahl der Arbeitssuchenden
laut Statec bei 16.101 Perso-
nen. Im April hatte sie ihren
bisherigen Rekord -Höchststand
(20.422 Personen) erreicht.
In den Monaten danach hatte
sich die Lage wieder etwas ver-
bessert. Noch im September
war die Zahl der gemeldeten
Arbeitssuchenden um 650 ge-
fallen.

Scwiricr
Arbeitssuche

Die Arbeitslosenquote liegt ak-
tuell - wie in den beiden Mo-
naten zuvor - bei 6,3 Prozent.
Im April 2020 war die Quote
auf einen Höchststand von 6,9
Prozent geklettert. Am Jahres-
beginn lag sie erst bei 5,5 Pro-
zent, wie Daten von Statec
zeigen.
Der Anstieg der Arbeits-

losigkeit im Jahresvergleich sei
hauptsächlich auf einen Rück-
gang bei der? Einstellungen
zurückzuführen und nicht etwa
auf eine Zunahme der Neuein-
schreibungen beim Arbeitsamt,
schreibt die Adern. Die Suche
nach Arbeit ist demnach schwie-
riger als sonst.
Tatsächlich haben sich wäh-

rend der letzten sieben Monate
vier Prozent weniger Menschen
neu beim Amt eingeschrieben
als im Vorjahreszeitraum, so
die Behörde. Gleichzeitig ist die
Zahl der abgeschlossenen Fälle
um 17 Prozent eingebrochen.
Wohl ein Grund, warum die
Arbeitnehmerkammer eine
Verlängerung der Dauer des
Arbeitslosengeldes für Arbeits-
lose wünscht.
Bei den Jugendlichen (unter

30 Jahren) bleibt die Situation

weiterhin angespannt, wenn
auch stabil. Verglichen mit dem
Vormonat ist die Zahl der Be-
troffenen im Oktober um eins
auf 3.771 gestiegen. Dennoch
sind laut Adern weiterhin 27,2
Prozent mehr Jugendliche auf
Arbeitssuche als vor einem Jahr.
Die Zahl der Begünstigten von
Arbeitsmaßnahmen liegt der-
weil mit 4.067 deutlich unter
der von Oktober 2019 (253 Per-
sonen weniger).

Im Laufe des Monats Okto-
ber wurden hierzulande der-
weil, wie in wirtschaftlich guten
Zeiten, 994 neue Arbeitsplätze
geschaffen. Das zeigen neue
Zahlen vorn statistischen Ins-
titut Statec. Insgesamt ist die
Zahl der Arbeitsplätze in Lu-
xemburg somit auf 476.911
gestiegen. Das ist ein neues ab-
solutes Rekordhoch. Zu Jahres-
beginn (Januar 2020) zählte das
Land 473.728 Arbeitsplätze.
Auch die Zahl der Grenz-

gänger ist im Oktober wieder
stark gestiegen - auf ein neues
absolutes Rekordhoch. Ins-
gesamt 207.026 Pendler über-
queren nun täglich die Grenze
nach Luxemburg. Das sind 660
Personen mehr als vor einem
Monat. Im Januar lag ihre Zahl
bei 205.133 Personen. In den
Monaten März und April waren
die Zahlen der Grenzgänger
stark eingebrochen.
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IM GESPRÄCH: PIERRE GRAMEGNA

Für den Finanzminister ist die Fokussierung auf Green und Sustainable Finance, Digitalisierung sowie Fintech essenziell, um auch künftig vorne mitzuspielen

Von Kai Johannsen, Luxemburg
Börsen -Zeitung, 31.10.2020

Laufende Modernisierung und Diver-
sifikation sowie eine Fokussierung
der Themen Green und Sustainable
Finance, Digitalisierung und Fintech
sind für Pierre Gramegna, Finanzmi-
nister des Großherzogtums Luxem-
burg, entscheidend, damit Finanz-
plätze, und nicht nur der seines Lan-
des, in der internationalen Liga in
den kommenden Jahren vorne mit-
spielen können. Wichtig ist für ihn
dabei eine gewisse Grundeinstel-
lung, bei der es darum geht, Aspekte
zu erhalten und auszubauen, die für
Investoren fokussiert werden.

Dabei hat er drei Aspekte im Blick:
„Investoren achten sehr stark auf ein
Triple-A des betreffenden Staates und
die Stabilität dieses Top -Ratings.
Darauf bauen sie ihre Investitionen
und damit künftige Geschäftstätigkei-
ten auf", sagt Gramegna im Gespräch
mit der Börsen -Zeitung. Wichtig sei
zudem, dass Punkte erhalten bleiben,
in denen der Finanzplatz eine führen-
de Rolle einnehme. „Das ist für den
Finanzplatz Luxemburg im Fondsge-
schäft der Fall, in dem wir nach den
USA in puncto verwaltetes Volumen
weltweit die Nummer 2 sind und in
Europa führend. Wenn es um den
Aspekt der Internationalität des
Fondsgeschäftes geht, ist Luxemburg
sogar weltweit auf Platz 1", führt Gra-

megna aus.
Zentral sei dabei, dass auch die

Produktpalette der Fonds immer
wieder an die aktuellen Gegebenhei-
ten angepasst werde. In diesem
Zusammenhang verweist er auf die
Alternative Investment Funds, die in
den vergangenen Jahren stark
gewachsen sind und die ein sehr
erfolgreiches Beispiel für eine solche
Diversifikation der Produktpalette
am Standort seien.

Und drittens ist für ihn wichtig,
dass das entsprechende Ökosystem
am Standort möglichst breit aufge-
stellt ist und damit viele einzelne
Berufsfelder vereint — angefangen
bei den Banken über Fonds und
Assetmanagement bis hin zu Fintech
und Corporate Lending einschließ-
lich vieler Facetten wie etwa Green
und Sustainable Finance. „Dass diese
Strategie richtig ist und sich auszahlt,
zeigt sich am Global Financial Center
Index, bei dem wir im aktuellen Ran-
king sechs Plätze gutmachen konn-
ten, von Rang 18 auf nunmehr Platz
12 weltweit", sagt er.

Gramegna hebt in Sachen
Zukunftsfähigkeit der Finanzplätze
zwei wichtige Entwicklungen in den
nächsten Jahren hervor: „Wir müs-

sen zwei Übergänge schaffen, zum
einen den hin zu Digitalisierung und
den zu Green und Sustainable Fi-
nance. Dies ist für alle Finanzplätze
und auch die Entwicklung der Gesell-
schaft ausgesprochen wichtig", so
seine Einschätzung. Luxemburg
habe sich beim Thema Nachhaltig-
keit schon lange positioniert und eine
entsprechende Roadmap für das
Land entwickelt, die man gerade
umsetzt. Anfang September hatte
das Großherzogtum auch seinen ers-
ten Sustainability Bond emittiert,
den Gramegna vor einem guten Jahr
bereits angekündigt hatte.

Bond war ein großer Erfolg

In diesem Zusammenhang hatte
Luxemburg ein entsprechendes Rah-
menwerk für solche nachhaltigen
Anleihen konzipiert, das erstmals die
EU-Taxonomie und die Green, Social
und Sustainable Bond Principles der
International Capital Market Asso-
ciation (ICMA), die internationaler
Marktstandard sind, berücksichtigt.
„Es war der erste Kapitalmarkttest
unseres Landes mit einem solchen
Sustainability Bond. Konsortialfüh-
rende Banken und auch Investoren
begleitete vor der Emission verständ-
licherweise auch eine gewisse Unsi-
cherheit, wie die Anleihe aufgenom-
men wird, was immer auch vom
Marktumfeld abhängig ist. Aber letz-
ten Endes war es ein großer Erfolg",
so Gramegna.

1,5 Mrd. Euro wurde der Bond
schwer, und er sei knapp zehnfach
überzeichnet gewesen. „Das zeigt
ganz klar: Der Markt will solche grü-
nen und nachhaltigen Investments."
Das sieht man auch bei solchen Emis-
sionen anderer Adressen und dem
allgemeinen Boom von Green und
Sustainable Finance.

Die Luxemburg Green Exchange
schreibt in dieser Hinsicht auch eine
Erfolgsstory. Mittlerweile sind dort

mehr als 50 % aller weltweit begebe-
nen grünen und nachhaltigen Anlei-
hen gelistet. Gramegna weist in die-
sem Zusammenhang auf das luxem-
burgische Recht bei solchen Emissio-
nen hin. „Europäische Institutionen
machen hiervon immer mehr
Gebrauch. Das war vor dem Brexit
natürlich anders. Da wurde das engli-
sche Recht für die meisten Emissio-
nen zugrunde gelegt", merkt er an.

Beim Thema Digitalisierung und
Fintech ist das Großherzogtum mit
dem Luxembourg House of Financial
Technology seit dem Jahr 2017 sehr
aktiv. Dort tummeln sich 75 Unter-
nehmen, zumeist aus dem Bereich

Fintech. „Wir haben uns mittlerweile
zum Hub für Digital Payments in
Europa entwickelt", sagt der Finanz-
minister und verweist auf namhafte
Unternehmen wie Paypal, Alipay
oder Satispay, die allesamt am Platz
vertreten seien, weil sie dort das rich-
tige Umfeld vorgefunden hätten.

Stark wachsende Aktivitäten in
neuen Bereichen würden es mit sich
bringen, dass auch anderswo aufge-
stockt werden musste, wie etwa bei
der Finanzaufsicht CSSF (Commis-
sion de Surveillance du Secteur
Financier). Dort habe sich der Perso-
nalbestand in den zurückliegenden
fünf bis sechs Jahren auf mittlerweile
rund 1000 Personen verdoppelt.

„Ich möchte angesichts des rasan-
ten Wachstums in vielen Bereichen
wie etwa Fintech betonen, dass wir
kein Platz sind, an dem Lizenzen
schnell vergeben werden. Das geht
hier wahrlich nicht im Hauruck -Ver-
fahren", unterstreicht Gramegna. Er
höre oft von Firmen, dass die Vergabe
der Lizenz eine gewisse Zeit in
Anspruch genommen habe. „Ich bin
dann immer froh, dies zu hören.
Denn dann weiß ich, dass bei der
Prüfung genau hingesehen wird.
Denn nur wenn eine Lizenz schwer
zu bekommen ist, ist sie auch etwas
wert. Aber wir erschweren solche
Prozesse auch nicht unnötig durch
überflüssige bürokratische Akte",
führt er weiter aus.

Covid hat Spuren hinterlassen

Die Covid-19-Krise hat auch am
Luxemburger Finanzplatz zweifels-
ohne Spuren hinterlassen. Sie habe
bestimmte Aspekte erst zutage geför-
dert, andere Entwicklungen stark
beschleunigt und habe eine Sache
ganz klar gezeigt: „Wenn menschli-
che Aktivität abgebremst wird oder
gar völlig zum Stillstand kommt,
dann geht es unserem Planeten bes-
ser"•, sagt er und verweist darauf,
dass der Planet in den ersten Krisen-
monaten mit Lockdowns eine besse-
re klimatische Verfassung erlebt
habe. Das habe man lange zuvor
nicht in diesem Ausmaß gesehen.
„Das soll nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass stark einbrechende wirt-
schaftliche Aktivitäten erhebliche
Konsequenzen für Firmen und Ange-
stellte haben. Wir sehen zweifelsoh-
ne riesige Probleme", sagt der
Finanzminister. "Aber als eine
Schlussfolgerung aus der Covid-19-
Pandemie muss man ziehen, dass die
wirtschaftlichen Aktivitäten saube-
rer und nachhaltiger gestaltet wer-
den müssen, um unserem Planeten



zu helfen", führt er aus. Green und
Sustainable Finance sei deshalb klar
erforderlich, um die Pariser Klima-
ziele zu erreichen.

Kein „Nice-to-have"

Sustainable-Finance-Produkte sei-
en deshalb für einen Finanzplatz
auch nicht als „Nice-to-have" einzu-
stufen, sondern sie seien ein Pflicht-
programm, um dem Planeten zu hel-
fen. „Und wenn wir das nicht als
unsere Pflicht begreifen, dann -wer-
den wir die damit verbundenen Ziele
auch nicht erreichen." Auch die EU
habe das ganz klar auf der Agenda.
Digitalisierung und Nachhaltigkeit
hätten hier sehr hohe Priorität, und
deshalb würden ja auch 30% der
Investitionen der EU in, diese Berei-
che gehen. „Von daherfiWird der Ein-
fluss der Covid-19-Krise auf das The-
ma Nachhaltigkeit derzeit auch nicht
überschätzt, sondern die Prioritäten
realistisch gesetzt."

Mit Green und Sustainable Finance
sowie der zunehmenden Digitalisie-
rung der Welt in vielen Bereichen geht
auch ein enormer Bedarf an Datenver-
arbeitung einher. Am entsprechenden
Thema Big Data arbeitet Luxemburg
laut Gramegna systematisch und
schon seit langer Zeit. Vor kurzem
wurde der Kaufvertrag für den Super-
computer Meluxina unterzeichnet.
„Wir investieren aber bereits seit Jah-
ren in Datenzentren und somit seit
einer Zeit, als andere Länder das The-
ma noch nicht als so wichtig einge-
schätzt haben", sagt er. Bei Digital
Payments gebe es natürlich auch das
Problem der Datensicherheit, und
dafür müssten dann rechtliche Rah-
menwerke geschaffen werden. Das sei
Aufgabe des Staates.

Weiterhin werden in Luxemburg
Innovation und Rechtssicherheit bei
der Erlassung von Gesetzen großge-
schrieben. „Wir haben ein Gesetz aus-
gearbeitet, mit dem Transaktionen
über die Blockchain den gleichen
rechtlichen Stellenwert erhalten wie
diejenigen Transaktionen, die auf tra-

ditionellem Wege ausgeführt wer-
den", so Gramegna. Man arbeite auch
an der Tokenisierung, die künftig
immer mehr gebraucht werde. „Und
natürlich bedeutet das immer einen
Spagat: Wir müssen ein Gleichgewicht
finden zwischen digitaler Förderung
beziehungsweise digitalem Ausbau
und der Sicherheit für Menschen und
Institutionen", führt er aus.

Auch im Hinblick auf Digitalisie-
rung und Datentransfer habe die
Coronakrise mehr Opportunitäten
hervorgebracht als negative Konse-
quenzen. Das habe sich etwa beim
dezentralen Arbeiten (Telearbeit),
also der Arbeit von zu Hause aus
gezeigt. Homeoffice sei stark genutzt
worden, und es habe eine gute Daten-
transmission gegeben. Der IT-Traffic

am eigenen Platz sei mit dem Faktor
drei während der Krisenzeit multipli-
ziert worden. Viele Firmen hätten Lap-
tops für die Mitarbeiter bereitgestellt,
und nach kurzer Zeit habe der Arbeits-
ablauf wieder auf Normalniveau statt-
gefunden. Das habe so manchen über-
rascht, aber nur deshalb, weil es ja
noch nie zuvor in diesem Ausmaß
getestet worden sei.

Auf gutem Niveau geblieben

Der Finanzsektor sei insgesamt in
der Krise auf einem guten Niveau
geblieben. Das sehe man an der Profi-
tabilität der Banken, aber auch an
der weiterhin guten Geschäftstätig-
keit im Fondsgeschäft und im Asset-
management. „Der Finanzsektor hat
im Vergleich mit anderen Branchen
in der Covid-19-Krise seine sehr hohe
Widerstandsfähigkeit gezeigt", be-
tont der Finanzminister.

China ist für den Finanzplatz
Luxemburg historisch ein wichtiger
Partner. Seit Jahrzehnten sind Ban-
ken aus dem Reich der Mitte in
Luxemburg präsent. Mit der Bank

of China kam Ende der siebziger
Jahre des vorigen Jahrhunderts die
erste chinesische Bank ins Großher-
zogtum. Sie war zugleich die erste

Niederlassung einer chinesischen
Bank außerhalb von China. „Darauf
wurde in der Folgezeit aufgebaut.
Chinesische Banken wurden zum
wichtigen Standbein nicht nur für
den Finanzplatz, sondern auch für
andere Bereiche der globalen Wirt-
schaft. Und das hatte nicht allein
positive Auswirkungen für Luxem-
burg, sondern auch für Europa,
wurden doch von hier aus auch
andere Geschäfte in europäischen
Ländern angegangen", sagt er.

Mit Blick auf den seit rund vier
Jahren laufenden Handelskonflikt
zwischen den USA und China plä-
diert Gramegna weiterhin für eine
Offenheit der Wirtschaften, so zum
Beispiel in Europa. Man müsse im
Zusammenspiel mit China und den
USA aber auch ein Level Playing Field
gestalten. „Es ist wichtig, wenn sich
Europa in solchen Situationen die
Offenheit der Wirtschaft bewahrt.
Natürlich muss man auch genau hin-
schauen, was die andere Seite macht.
Wir werden als luxemburgische
Regierung aus solchen Handelskon-
flikten nicht die Forderung nach
Grenzschließungen und weniger
Handel ziehen", sagt er. Man sollte
den Verbesserungsbedarf sehen und
diesen aktiv mitgestalten.

Das starke Wachstum des Finanz-
marktes bringt auch ein Problem mit
sich: Access to Talent, das heißt, der
Zugang zu qualifiziertem Personal
kann durchaus zur Herausforderung
werden. „Dies ist ein wichtiger
Punkt. Ein einheitliches Bild gibt es
nicht. Manche Unternehmen oder
Banken erklären, dass sie keine Pro-

bleme haben, ihre Positionen mit
qualifiziertem Personal zu besetzen,
andere sehen sich hierbei mit
Schwierigkeiten konfrontiert", sagt
er, Um Expatriates für eine gewisse
Zeit anzuziehen und ihnen auch
einen Anreiz zu geben, zusammen
mit ihren Familien ins Land zu kom-
men, wurde nun ein neuer Rahmen
geschaffen.

Für einen Anwesenheitszeitraum
von acht Jahren wird laut Gramegna
nun ein bestimmter Prozentsatz des
Gehalts eines Expatriate in Luxem-
burg einem geringeren Steuersatz
unterworfen, um für die Mehrbelas-
tungen einen Ausgleich zu realisie-
ren. Das soll Anreiz schaffen, ins
Land zu kommen. Auch Firmen
bekommen ähnliche Anregungen:
Wenn ein Unternehmen einen
gesetzlich festgelegten Prozentsatz
seines Gewinns dafür verwende, um
ihn an die Belegschaft in einer Art
Gewinnbeteiligung zu verteilen,
dann werde dieser Teil ebenfalls mit
einem geringeren Steuersatz be-
steuert. So bekämen Arbeitnehmer
und Arbeitgeber gleichermaßen
Anreize.

In dem europäischen Binnenmarkt
sieht Gramegna auch den Grundstein
für die Entwicklung der Finanzplätze
in Europa: „Ohne den Binnenmarkt
hätten wir uns alle nicht so entwi-
ckeln können, wie es in der Vergan-
genheit der Fall gewesen ist", sagt
er. Er plädiert auch weiterhin für
offene Finanzplätze, auch um real-
wirtschaftlichen Entwicklungen
Rechnung zu tragen; dabei stünden
wiederum Klimaschutz und Nachhal-
tigkeit im Vordergrund.

Der Brexit und seine Folgen

In dem Brexit sieht Gramegna für
die europäischen Finanzplätze insge-
samt Opportunitäten. Britische Ban-
ken oder andere Finanzdienstleister,
die bislang keine Niederlassung im
Binnenmarkt hatten oder immer
noch nicht haben, müssten nun eine
schaffen, wollten sie weiterhin in der
EU agieren. Luxeniburg habe in den
vergangenen drei bis vier Jahren
davon profitiert. Mehr als 60 Banken,
Assetmanager und Versicherer
haben sich seit dem Brexit-Votum im
Großherzogtum angesiedelt. „Umge-
kehrt müssen wir aber auch immer
berücksichtigen, dass London über
viele Jahrzehnte stets ein wichtiger
und verlässlicher Partner für uns
gewesen ist", sagt er.

•
Man müsse nun sehen, wie sich

London positioniere. „Schaffen sie
die gleichen Regeln wie Europa oder
distanzieren sie sich? Wenn sie sich
distanzieren, dann wird es schwer,
Brücken für ihre Produkte zu bauen",
führt er aus. Er verweist auch darauf,
dass auch andere Finanzplätze profi-
tiert hätten, wie Frankfurt, Paris,
Dublin, Madrid oder Brüssel. Die



Investments aus London heraus nach
Kontinentaleuropa seien doch sehr
weit aufgeteilt worden, je nachdem,
um welchen speziellen Finanzbe-
reich es ging. So habe Frankfurt etwa

von Verlagerungen im Investment
Banking profitiert, Luxemburg
dagegen von Fonds, Private Banking
und Versicherungen. „Das zeigt
umgekehrt aber auch, wie vollum-
fänglich der Londoner Finanzplatz
aufgestellt und ausgestaltet ist. Dort
sind alle Aktivitäten angesiedelt, und
es gibt ein feingliedrig ausgestaltetes
Ökosystem am Londoner Platz, das
eben sehr viele Interessen und Anfor-
derungen der Finanzbranche be-
dient.

Das finden wir in Europa nirgend-
wo sonst", sagt er. Das lasse sich auch
am Global Financial Center Index
ablesen. Kein anderer europäischer
Finanzplatz spiele in der gleichen
Liga wie London. „Die übrigen euro-
päischen Finanzplätze sind da etwas
ins Hintertreffen geraten." Deswe-
gen sei es wichtig, dass die europäi-
sche Finanzwelt mit der City weiter-
hin über die nächsten Jahre zusam-
menarbeite.

Bestimmte Aktivitäten im Finanz-
sektor werden seiner Ansicht nach in
den kommenden Jahren noch mehr
ihren Stellenwert verlieren, den sie
in früheren Jahren hatten, auch das
hänge mit der Digitalisierung zusam-
men. Das gelte etwa für viele Prozesse
und Dienstleistungen im Bankensys-
tem. Vieles davon betreffe das Filial-
geschäft. Zahlungsverkehr, Anlage-
prozesse, Beratungen, Prüfring- und
Genehmigungsverfahren liefen heute
automatisiert und digital ab. Das zei-
ge Auswirkungen. „Wenn vor der
Finanzkrise Bank A die Bank B über-
nommen hat, galten 3 000 oder 5 000
Filialen der Bank B als klares Asset
und erhöhten den Wert der Übernah-
metransaktion. Das hat sich ins
Gegenteil verkehrt: Heute schlägt das
mit Kosten zu Buche und verringert
den Wert der Transaktion. Die Digita-
lisierung vieler Aktivitäten in der
Finanzbranche wird die Transforma-
tion dieser Prozesse in den nächsten
Jahren enorm vorantreiben", pro-
gnostiziert Gramegna. Luxemburg
setze alles daran, den Finanzplatz
weiter auf die Trends von morgen
vorzubereiten und dadurch einer der

Leader in Europa zu bleiben.
„Wir müssen zwei Über-
gänge schaffen, zum
einen den hin zu,
Digitalisierung und
den zu Green und
Sustainable Finance.
Dies ist für alle Finanz-
plätze und auch
die Entwicklung
der Gesellschaft
ausgesprochen wichtig.”

„China ist für den
Finanzplatz Luxemburg
historisch ein wichtiger
Partner. Seit
Jahrzehnten sind Banken
aus dem Reich der Mitte
in Luxemburg präsent.”



Aktivitätsspektrum wird stets an neue Umweltbedingungen angepasst, das Geschäftsmodell kontrolliert modifiziert und weiterentwickelt
Börsen -Zeitung, 31.10.2020

Die Deutsche Bank Luxembourg S.A.
steht im fünfzigsten Jahr ihres
Bestehens mehr denn je für Innova-
tion, Marktführerschaft und Lang-
fristorientierung in der internationa-
len Kreditfinanzierung. Das Institut
wurde 1970 als erste Auslandstoch-
ter der Deutsche Bank AG seit Unter-
zeichnung der Römischen Verträge
(1957) gegründet. Bekanntlich ist
die Frankfurter Konzernmutter 2020
ebenfalls eine Jubilarin, welche auf
eine 150 -jährige und somit dreimal
längere Geschichte zurückblicken
kann.

Heute steht die Luxemburger Bank
als eines der systemrelevanten Insti-
tute im Großherzogtum unter unmit-
telbarer Aufsicht der Europäischen
Zentralbank (EZB). Dabei untermau-

ern rund 6 Mrd. Euro Eigenmittel des
Nichthandelsbuchinstituts sowie
rund 300 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter aus über 20 Nationen die
vielfältigen internationalen Aktivitä-
ten für Unternehmen, institutionelle
Investoren sowie private Vermögen.
Neben der Beratung und Betreuung
vermögender Privatpersonen und
Familienverbünde sowie institutio-
neller Vermögen spielt im Geschäfts-
modell der Bank insbesondere die
Intermediär- und Dienstleistungs-
funktion im internationalen, das
heißt grenzüberschreitenden Kredit-
finanzierungsgeschäft mit börsenno-
tierten, eigentümergeführten und
sonstigen größeren Unternehmen
eine zentrale Rolle.

ESG-Angebote im Blick

Die Bank steht international — bei
Kunden wie auch Wettbewerbern
und sonstigen Marktteilnehmern —für innovative und nachhaltige „Kre-
ditfinanzierung — Made in Luxem-
bourg". So ist der Standort bereits
seit vielen Jahren führend in ver-
schiedenen Teilbereichen des inter-
nationalen Kreditfinanzierungs-
marktes tätig. Auf diesen langjähri-
gen Erfahrungen und Erkenntnissen
aufbauend wird das luxemburgische
Aktivitätsspektrum fortlaufend wei-
terentwickelt und jüngst auch ver-
stärkt um Environment, Social and
Governance, ESG-bezogene Kunden -
und Marktbelange sowie ESG-orien-
tierte Angebote erweitert; dies im
Einklang mit den 17 Zielen für nach-
haltige Entwicklung der Vereinten
Nationen.

Für Unternehmen ist das Institut
heute das Kompetenz- und Dienst-
leistungszentrum des Deutsche Bank
Konzerns in der Zeitzone Europa,
Mittlerer Osten und Afrika (EMEA)
für die syndizierte und bilaterale

internationale Kreditfinanzierung.
Derartige Engagements werden über
ihre gesamte Laufzeit von den Exper-
tinnen und Experten der Bank
betreut und verantwortet. Die
anerkannte langjährige Expertise
fußt dabei gleichermaßen auf hoch
spezialisierten und über Kreditzyk-
len hinweg erfahrenen Teams wie
auch auf fortlaufenden Investitionen
in dedizierte anforderungsspezifi-
sche IT-Systeme. Letztere hatten —

unter anderem mit Blick auf das
Inkrafttreten der Mifid-11-Richtlinie
(Markets in Financial Instruments
Directive) im Januar 2018 — in ihrem
bankbetrieblichen Kern zwischen
Sommer 2016 und Ende 2017 eine
vollständige Runderneuerung erfah-
ren; dies war mit erheblichen Investi-
tionen in den Standort Luxemburg
verbunden.

Parallel zur Kreditvergabe an
Unternehmen auf eigene Bilanz und
Rechnung ist die Bank am Markt fer-
ner als einer der führenden Kredit-,
Sicherheiten- und ESG-Agenten für
internationale Konsortien in der syn-
dizierten Kreditfinanzie-

rung anerkannt. Zur
Wahrung hinreichender
Neutralität ist diese treu-

händerische Dienstleis-
tungsfunktion eines
Agenten dabei bankbe-
trieblich von jener der
kreditgebenden Funk-
tion getrennt.

Dies ist zum einen mit
Blick auf rollenimma-
nente — jedoch insbeson-
dere im Falle eines nicht
störungsfreien Verlaufs
eines syndizierten Kre-

ditengagements während seiner
mehrjährigen Laufzeit latent schla-
gend werdende — mögliche Principal-
Agent-Konflikte geboten. Zum ande-
ren handelt es sich bei rund einem
Viertel der Agentenmandate der
Bank um reines Drittparteienge-
schäft, das heißt Mandate, an denen
die Deutsche Bank anderweitig als
Kreditgeber nicht beteiligt ist.

Mit dem gewählten dedizierten
Governance- und Organisationsan-
satz war und ist die Bank marktprä-
gend; die langjährige führende
Marktposition in EMEA spiegelt
daher einerseits die kontinuierliche
Dienstleistungsqualität und anderer-
seits die Bedeutung, welche der
Unabhängigkeit der Agentenfunk-
tion seitens Kunden beigemessen
wird, eindrucksvoll wider.

Für institutionelle und insbeson-
dere langfristig orientierte Investo-
ren (unter anderem Lebensversiche-
rungen, Pensionsfonds und staatli-
che Kapitalsammelstellen) agiert die

Bank als Treuhänder bei Kredit- und
sonstigen Finanzierungen im Rah-
men eines 15 Mrd. Euro umfassen-
den Kapitalmarktemissionspro-
gramms; dieses ist auf dem von der
Luxembourg Stock Exchange (Lux -
SE) regulierten Euro-MTF-Markt
(Multilateral Trading Facility, MTF)
gelistet. Die Bank agiert hierbei als
unmittelbar EZB-regulierter Treu-
händer und substanzieller Interme-
diär zwischen internationalen Emp-
fängern und Bereitstellern von Kre-
dit- und sonstigen Finanzierungsmit-
teln. Das Großherzogtum (Rating:
Aaa/AAA/AAA; jeweils mit stabilem
Ausblick) sowie die hier inkorporier-
te Bank leisten insoweit einen geziel-
ten und nachhaltig laufenden Beitrag
zur Förderung und Ausweitung der
europäischen Kapitalmärkte und
Kapitalmarktunion.

Für vermögende Privatkunden,
Familienverbünde, Family Offices
und Beteiligungsgesellschaften ist
Luxemburg das Dienstleistungszen-
trum des Deutsche Bank Konzerns in
der Europäischen Union (EU) und
darüber hinaus das Kompetenz- und
Kreditvergabezentrum im Zusam-
menhang mit strukturierten und
besicherten Finanzierungen. Seit
2019 umfasst das erweiterte Dienst-
leistungsangebot auch die grenz-
überschreitende Kreditfinanzierung
hochwertiger wohnwirtschaftlich
eigengenutzter Immobilien im Ein-
klang mit der europäischen Woh_nim-

mobilienkreditrichtlinie.
Ebenfalls stellt die Bank seit ver-

gangenem Jahr Zwischen- bezie-
hungsweise Brückenfinanzierungen
für verbindliche Investitionszusagen
institutioneller Investoren an Pri-
vate-Equity-Fonds bereit. Derartige
Kreditfazilitäten sind im angelsächsi-
schen Sprachraum auch als Capital
Call, Subscription oder Equity Bridge
Financing geläufig.

Drei maßgebliche Faktoren

Das Großherzogtum Luxemburg,
sein Finanzzentrum und die Deut-
sche Bank Luxembourg zeichnen sich
mit Blick auf ihre vorgenannten
finanz-, betriebs- und volkswirt-
schaftlichen Beiträge — jedoch auch
darüber hinaus — insbesondere durch
drei Faktoren maßgeblich aus: Insti-
tutionalität, Menschen und Innova-
tion. Insofern steht „Kreditfinanzie-
rung — Made in Luxembourg" — stell-
vertretend auch für andere den
Finanzplatz Luxemburg charakteri-
sierende langfristig orientierte Akti-
vitätsfelder — für die nachhaltige
Kombination dieser drei Erfolgsfak-
toren.

Institutionalität umfasst dabei



Aspekte wie innere und äußere Ord-
nung, Substanz, Solidität und Stabi-
lität, Verlässlichkeit sowie Dauerhaf-
tigkeit beziehungsweise Langfrist-
orientierung. Auf staatlicher Ebene
kommen unter anderem Rechts- und
Vertrauensschutz sowie verfasste
Rechtsstaatlichkeit hinzu. Das Groß-
herzogtum und die Deutsche Bank
Luxembourg verkörpern diese maß-
geblichen Attribute seit jeher. Sie
sind entscheidend für zyklus- und
krisenresistente nachhaltige Ge-
schäftsaktivitäten sowie langfristige
Vertrags- und Kundenbeziehungen.

Menschen sind trotz oder gerade
wegen fortschreitender Technologi-
sierung und Virtualisierung ein ent-
scheidendes Bindeglied und eine glei-
chermaßen notwendige wie hilfreiche
„Konstante" im Geschäftsleben sowie
bei einer angemessenen Chancen- und
Risikobeurteilung. Ihrer Ausbildung
und Lebenserfahrung kommt dabei
entscheidende Bedeutung zu. Luxem-
burg als Gründungsmitglied der Euro-
päischen Union und Sitz einer Vielzahl
ihrer unabhängigen Institutionen
sowie die Einwohner beziehungswei-
se Bürger des Landes und der Großre-
gion verkörpern in herausragender

Weise Internationalität, Mehrspra-
chigkeit, kulturelle Empathie und ins-
titutionalisiertes Erfahrungswissen
bei gleichzeitig angemessener Ver-
wurzelung.

Innovation entscheidet darüber,
ob aus einem Status quo langrüstig
nachhaltige Zukunft erwachsen
kann. Schnelligkeit, Anpassungsfä-
higkeit und Mut zu Neuem bei gleich-
zeitig stark ausgeprägter Risiko-
kultur sind Grundlage für erfolgrei-
che Transformationsgeschichten. Lu-
xemburg hat derer viele vorzuwei-
sen. Gleiches gilt für die Deutsche
Bank Luxembourg, die in den fünf
Jahrzehnten ihres Bestehens wieder-
holt internationalen Diskontinuitä-
ten, Verwerfungen und Krisen ausge-
setzt war, sich jedoch fortlaufend an
neue Umweltbedingungen ange-
passt und ihr Geschäftsmodell kon-
trolliert modifiziert und weiterentwi-
ckelt hat. „Kreditfinanzierung —Made in Luxembourg" stand dabei
zu jedem Zeitpunkt im Zentrum ihres
Kundengeschäfts.
Von
Frank Krings

Vorstandsvorsitzender
der Deutsche Bank
Luxembourg S.A. und
.Chief Executive Officer
des Deutsche Bank
Konzerns für
Westeuropa

„Menschen sind trotz
oder gerade wegen
fortschreitender Techno-
logisierung und Virtua-
lisierung ein entschei-
dendes Bindeglied und
eine gleichermaßen
notwendige wie hilfreiche
‚Konstante' im Geschäfts-
leben sowie bei einer
angemessenen Chancen -
und Risikobeurteilung.
Ihrer Ausbildung und
Lebenserfahrung kommt
dabei entscheidende
Bedeutung zu.”



Es gibt kein Zurück für mehr Digitalisierung und mehr nachhaltige Finanzmarktentwicklung —Verantwortungsbewusster handeln

Börsen -Zeitung, 31.10.2020
In den vergangenen Wochen gingen
Tausende gegen die Coronamaßnah-
men auf die Straße, und viele
begründeten ihren Protest mit teils
schwierig nachvollziehbaren Argu-
menten. In Zeiten von Pandemie und
Fake News erkennt man die Wichtig-
keit verlässlicher und überprüfbarer
Informationen und Daten. Seit dem
Ausbruch der Coronakrise sehen wir,
wie schnell unsere Welt sich verän-
dern kann: Ganze Wirtschaftszweige
geraten fast über Nacht an den Rand
der Zahlungsunfähigkeit, und auch
die Finanz- und Kapitalmärkte wer-
den zum Teil arg gebeutelt.

In ihrer Rede zur Lage der Union
am 16. September hat die Präsiden-
tin der Europäischen Kommission
Ursula von der Leyen ihre Vision für
ein zukunftsorientiertes und nach-
haltiges Europa präsentiert. Die
EU -Kommission verfolgt die Vision,

Europa zu ermöglichen,
grün, digital und wider-
standsfähiger zu wer-
den, und hat deshalb als
einige der Prioritäten die
Stabilität der Wirtschaft,
die Stärkung des euro-
päischen Grünen Deals,
eine Erhöhung der Kli-
mazielsetzungen sowie
das Anführen der digita-
len Transformation, vor
allem in Bezug auf
Daten, Technologie und
Infrastruktur, vorge-
schlagen.

Die Antwort auf diese Krise muss
mehr Digitalisierung und mehr nach-
haltige Finanzmarktentwicklung
sein. Es gibt kein Zurück, und irgend-
wann müssen sich jedes Unterneh-
men und jede Institution an nachhal-
tigen Prinzipien orientieren, wenn
sie in Zukunft erfolgreich sein und
ihren Kundenstamm pflegen oder
ausbauen wollen. Wir müssen verste-

hen, dass es keinen Widerspruch zwi-
schen Wirtschaftswachstum und
nachhaltiger Entwicklung gibt und
dass es wichtig ist, verantwortungs-
bewusster zu handeln und die Aus-
wirkungen unseres Handelns auf
unseren Planeten und die Gesell-
schaft insgesamt zu berücksichtigen.

Finanzwesen Teil der Lösung

Wir müssen also logischerweise
das Finanzsystem insgesamt umwelt-
freundlicher und nachhaltiger
gestalten und das Finanzwesen zu
einem Teil der Lösung machen.
Damit dies gelingen kann, brauchen
wir auch eine enge Zusammenarbeit
und gegenseitige Unterstützung zwi-

schen Finanzmarktteilnehmern und
der öffentlichen Hand. Rezent hat
der luxemburgische Staat die erste

Nachhaltigkeitsstaatsanleihe Euro-
pas emittiert. Die Anleihe in Höhe
von 1,5 Mrd. Euro wird zur Finanzie-

rung und Refinanzierung von Sozial -
und Umweltprojekten verwendet, ist
mit einem „AAA"-Rating versehen
und wird an der Luxemburgischen
Grünen Börse (LGX) notiert und
gehandelt. Dieser Schritt hat das
Potenzial, Investitionen in nachhalti-
ge Entwicklungsprojekte voranzu-

treiben, und ist ein starkes Signal an
die Märkte, insbesondere an die
europäischen Mitgliedstaaten.

Der in Luxemburg geschaffene
gesetzliche Nachhaltigkeitsrahmen
ist der erste seiner Art, welcher von
einem europäischen Staat erstellt
wurde und höchsten europäischen
internationalen Standards ent-

spricht. Eines ist bereits jetzt schon
klar: Wissen schafft Vertrauen. Der
Aufbau von Bewusstsein, Informa-
tion und Bildung muss für die meis-
ten Finanzzentren ganz oben auf der
Agenda stehen. Als größter Handels-
platz für Nachhaltigkeitsanleihen ist
sich die Luxemburger Börse ihrer
Verantwortung im Bereich Nachhal-
tigkeit und Klimaschutz bewusst.
Börsen sollten die strengen Anforde-
rungen im Bereich von Transparenz
und Nachvollziehbarkeit von Infor-
mationen über Finanzprodukte voll-
ständig erfüllen.

Viele Akteure und Investoren wür-
den gerne zu einer nachhaltigen Ent-
wicklung beitragen, aber es fehlt
ihnen oft an den notwendigen Markt-
kenntnissen. Um hier einen kons-
truktiven Beitrag zu leisten, hat die
Luxemburger Börse kürzlich die
„LGX Academy" zur Förderung Bach-
haltiger Finanzausbildung geschaf-
fen. Die Akademie bietet maßge-
schneiderte Vorträge zu einer breiten
Palette von Themen im Zusammen-
hang mit nachhaltigen Finanzierun-
gen und Anlagemöglichkeiten an
und ermöglicht es den Teilnehmern,
ihr Wissen in diesem Bereich zu
erweitern und ein tieferes Verständ-
nis für nachhaltige Finanzmarkt-
praktiken zu erlangen.

Mit solchen Initiativen werden das
allgemeine Marktverständnis über
die Grundlagen nachhaltiger Finanz-
wirtschaft, integrative Anlagepro-
dukte und zukünftige Kapitalströme
in nachhaltige Anlageprojekte geför-
dert. Zu diesem Wissen gehört auch
der essenzielle Bereich der Daten,
welcher die nächste digitale und

nachhaltige Dekade stark beeinflus-
sen wird. Eine echte Datenwirtschaft

und die sich daraus ergebenden
Chancen sind ein starker Motor für
Innovation, mehr Transparenz und
schaffen letztendlich neue Arbeits-
plätze. Oft werden Daten als „Gold
des digitalen Zeitalters" bezeichnet,
aber zugleich wird ihre Relevanz
unterschätzt. Es ist klar, dass sich die
neuen Anforderungen an die Daten-
wirtschaft unter anderem auf den
Mangel an strukturierten Daten
beziehen. Es besteht kein Zweifel,
dass zuverlässige, transparente und
aussagekräftige Daten auch die
Grundlage für eine nachhaltige
Finanzwirtschaft bilden.

Die Ironie ist, dass schon heute
enorme Datenvolumina vorhanden
und verfügbar sind. Aber ein
schwach ausgeprägtes Bewusstsein
für die Chancen und Herausforde-
rungen der Digitalisierung sowie die
unterschiedlichen Berichtsmetho-
den und -ansätze der Unternehmen
und Institutionen erklären ansatz-

weise, weshalb es keine Standardi-
sierung gibt. Daten, welche Investo-
ren und Vermögensverwalter benöti-
gen, um nachhaltige Anlagestrate-
gien zu entwickeln und fundierte
Anlageentscheidungen zu treffen,
sind allgemein verfügbar. Diese sind
jedoch zu oft über mehrere Quellen
verteilt und werden überdies in
unterschiedlichen und inkompatib-
len Formaten angeboten, was ihnen
zuletzt nur eine begrenzte Verwend-
barkeit verleiht.

Im Sinne einer nachhaltigeren
Finanzmarktentwicklung und auf-
grund dieser fehlenden strukturier-
ten, zuverlässigen, vollständigen,
aussagekräftigen und aktuellen
Daten hat die Luxemburger Börse
eine zentrale Datenbank über nach-
haltige Wertpapiere, die an der grü-
nen Börse notiert werden, entwi-
ckelt. Der „LGX Data Hub" antwortet
auf die Datenherausforderung,
indem er unstrukturierte in struktu-
rierte Daten verwandelt. Dies wurde
ermöglicht durch eine digitale IT-Lö-
sung zur automatischen Datenerfas-
sung und -auswertung, welche dein
Benutzer direkt anwendbare Daten-
sätze präsentiert.

Größtmögliche Transparenz

Das Ziel ist es, das gesamte nach-
haltige Anleiheuniversum abzude-
cken und somit zu einer größtmögli-
chen Transparenz beizutragen. Ein
solcher Data Hub erlaubt den,Benut-
zem direkten Zugriff auf eine riesige
Menge strukturierter und direkt ver-
wendbarer Daten, so dass mehr Zeit
für den Aufbau und die Umsetzung



von nachhaltigen Anlagestrategien
und Portfolien bleibt. Transparenz
beruht auf qualitativ hochwertigen
Daten und ist zugleich der beste Weg,
Vertrauen und Zuversicht bei Inves-
toren zu fördern.

Den Börsen obliegt die Gewähr-
leistung des Anlegerschutzes, und
dieser beginnt mit Sensibilisierung,
Aufklärung und Information. Sichere
und verwendbare Datensätze dienen
nicht nur diesem Ziel, sondern sind

unabdingbar für eine solide Finanz-
marktentwicklung, welche ein Teil
der Lösung auf dem Weg zu einer
nachhaltigeren Welt sein muss.

Von
Robert Scharfe
Chief Executive Officer
der Luxemburger Börse

„Als größter
Handelsplatz für

Nachhaltigkeitsanleihen
ist sich die
Luxemburger Börse
ihrer Verantwortung
im Bereich
Nachhaltigkeit und
Klimaschutz bewusst."



Luxemburg seit jeher stabiler, leistungsfähiger und internationaler Standort — Ideale Bedingungen, um der Verantwortung für die Wirtschaft nachzukommen

Börsen -Zeitung, 31.10.2020
Zu Anfang dieses Jahres blickte die
Private-Equity-Branche zurück auf
eine Dekade starken Wachstums.
Eine Dekade, in der Fundraising,
Wertschaffung, Rendite und auch
Beschäftigung stetig gestiegen
sind. Die Covid-19-Pandemie
brachte Schock und Disruption für
die gesamte Welt, für die globale
Wirtschaft und natürlich auch für
Private Equity (PE). Gegenüber
dem Vorjahreszeitraum sind im ers-
ten Halbjahr 2020 die Kapitalzusa-
gen der PE-Branche global um 13 %
zurückgegangen. Transaktionen
sind nach Anzahl und Volumen im
europäischen Raum um 30 %
gesunken.

Wichtiger als die temporäre Dis-
ruption ist jedoch die Frage, wie Pri-
vate Equity mittelfristig durch diese
Krisenzeit geht und welchen Beitrag
es zur Bewältigung der Krise leisten
kann. Private Equity ist längst fester
Bestandteil der Wirtschaft. In Europa
ist PE in 26 000 Unternehmen inves-
tiert. Im Bereich Venture Capital
(VC) unterstützte die Branche allein
im vergangenen Jahr 4 700 junge
europäische Unternehmen. Viele die-
ser Start-ups sind in den heute so
relevanten Sektoren Biotechnologie
und Gesundheit aktiv.

Im Jahr 2019 erreichte das Fund-
raising in Europa 109 Mrd. Euro und
spiegelte das große Vertrauen von
Investoren in diese Anlageklasse
wider. 40 % aller Kapitalzusagen
kamen in den Jahren 2015 bis 2019
von Versorgungswerken und Versi-
cherungen und damit von Investo-
ren, welche sehr langfristig orientiert
sind und hohe Ansprüche an die Ein-
haltung von ESG-Kriterien (Umwelt,
Soziales und Unternehmensfüh-
rung) stellen.

Private Equity hat die Finanzkrise
2008 sehr gut gemeis-
tert und gleichzeitig viel
dazu gelernt, um die
aktuelle Krise der Pan-
demie mindestens eben-
so gut durchzustehen.
Fokus auf operative
Wertschaffung, ein
enger Kontakt mit den
Portfoliounternehmen
in zumeist sehr spezifi-
schen Branchen, Digita-
lisierung/Technologie
und spezialisierte Fach-
kräfte geben der Private-
Equity-Branche alle Mit-

tel an die Hand, um gut durch die
aktuelle Krisenzeit zu kommen.
Neben dem Meistern der Krise
kommt der PE-Branche Verantwor-
tung zu, um mit der ihr inhärenten

Innovationskraft, Untemehmertum
und Einsatzbereitschaft die Wirt-
schaft zu stärken und langfristig mit-
zugestalten.

In Luxemburg willkommen

In Luxemburg ist der Private-Equi-
ty-Sektor seit jeher willkommen.
Bereits in 1980 er Jahren, als Private
Equity alles andere als „Mainstream"
war, spielte das Großherzogtum bei
der Strukturierung von internationa-
len Private-Equity-Transaktionen
eine relevante Rolle. Auf Fondsebene
baute das Land seine Bedeutung für
PE in den vergangenen 15 Jahren
kontinuierlich aus und bietet heute
Private-Equity-Fondsmanagern und

Investoren aus der ganzen Welt fle-
xible, maßgeschneiderte und ver-
lässliche Produkte zur Konzipierung
eines PE-Fonds.

Vor allem die Spezialisierte Kom-
manditgesellschaft (SCSp) als Äqui-
valent zur angelsächsischen Limited
Partnership sowie der Reservierte
Alternative Investmentfonds (RALF)
als ausschließlich über einen exter-

nen AIFM (Alternative Investment
Fund Manager) regulierter Fonds
werden heute von PE-Häusern
genutzt. Luxemburg ist spätestens
seit der AIFM-Richtlinie die EU -Platt-
form der Wahl für Private Equity. Von
hier aus haben PE-Manager der gan-
zen Welt gesicherten Zugang zu EU -
Investoren. Der Brexit hat die Positio-
nierung Luxemburgs als Anker in der
EU weiter gestärkt.

Die 19 größten Private-Equity-
Häuser haben Geschäftstätigkeiten
in Luxemburg, und neun von zwölf
der größten PE-Häuser haben in den
zurückliegenden Jahren ihre Prä-
senz vor Ort maßgeblich aufge-
stockt. 10 % der globalen Private-
Equity-Vermögenswerte werden
hier verwaltet. Die Anzahl an Mega-
Fonds mit einem Volumen über
1 Mrd. Euro hat sich laut einer rezen-
ten Studie des Luxemburger Fonds-
verbands ALFI von 2018 zum Jahr
2019 verdoppelt. Heute zählt das
Großherzogtum 36 solcher Mega-
PE-Fonds und unterstreicht damit
die hohe Akzeptanz Luxemburger
Strukturen seitens Investoren und
PE-Fondsmanagern weltweit. Diese
Akzeptanz hat sich das Land durch
Innovationskraft, Stabilität und
Interesse an der PE-Branche über
Jahrzehnte erarbeitet.

Waren ursprünglich häufig fiskali-
sche Überlegungen Motivation zu
einer Entscheidung für Luxemburg,
so sind diese Zeiten längst vorbei.

Ganz im Gegenteil: die

OECD-Maßnahmen
gegen Gewinnkürzung
und Gewinnverlagerung
(BEPS) aus dem Jahr
2013 sowie die daraus
resultierenden Richtli-
nien zur Bekämpfung
von Steuervermeidungs-
praktiken (ATAD 1 und
ATAD 2) haben das
Großherzogtum als Pri-
vate-Equity-Standort
gestärkt. Insbesondere
große PE-Häuser, die
vormals häufig Offshore-

Domizile für ihre Fonds nutzten, ent-

scheiden sich infolge der globalen
Steuersituation für den Onshore-
Standort Luxemburg und bündeln
zunehmend ihre Tätigkeiten hier.
Während das reine Front Office doch
zumeist in London, Frankfurt, Paris
oder New York bleibt, hat sich in
Luxemburg neben dem traditionellen
Back Office zunehmend das Middle
Office mit Experten im Risiko- und
Portfoliomanagement etabliert.

Wer in Luxemburg seine
Geschäftstätigkeit begründet, fin-
det hier einen erstklassigen, inter-
national anerkannten Finanzplatz,
der von den größten Kredit-Rating-
agenturen der Welt mit „AAA" aus-
gezeichnet ist. Luxemburg bietet
internationale Rechts- und Steuersi-
cherheit. Dabei ermöglichen spezia-
lisierte Dienstleister eine effiziente
Compliance und zielorientiertes
Outsourcing. Service-KVGs (Kapi-
talverwaltungsgesellschaften) sind
fester Bestandteil im Markt. Funk-
tionen rund um Technologie und
Tax-Compliance werden zuneh-
mend an externe Dienstleister aus-
gelagert. Eine dynamische Fintech-
Branche im Land bereitet maßgeb-
lich den Weg zur weiteren Digitali-
sierung in der Finanzbranche. Tech-
nologie und Digitalisierung sind
eine der Top -Prioritäten der Luxem-
burger Regierung für die Zukunft
des Finanzplatzes.

Zeitnah und unkompliziert

Steuerliche Neuerungen nach inter-
nationalen respektive EU -Vorgaben
werden im Großherzogtum zeitnah
und unkompliziert umgesetzt. So hat
Luxemburg die EU -Richtlinie im Hin-
blick auf den obligatorischen automa-

tischen Informationsaustausch im
Steuerbereich im Zusammenhang mit
meldepflichtigen grenzüberschreiten-
den Transaktionen (allgemein als
„DAC 6" bezeichnet) in nationales
Recht umgesetzt, ohne Pflichten zu
ergänzen, welche über die EU -Richtli-
nie hinausgehen. Infolge der Covid-



-1- Pandemie hat Luxemburg gemein-
sam mit den meisten anderen EU -
Staaten eine Verlängerung der Melde-
fristen beschlossen.

Ein zunehmend wichtiges Thema
für die PE-Branche ist die Nachhaltig-
keit der Investitionen in Bezug auf
Umwelt, Soziales und Unterneh-
mensführung (ESG). Die Coronakri-
se richtet ihr Augenmerk deutlich auf
das „5". Luxemburg ist auf Platz 4
unter den „grünen Finanzplätzen"
dieser Welt. Die Hälfte aller nachhal-
tigen Anleihen notiert an der Luxem-
burger Börse. Als erstes europäisches
Land hat Luxemburg vor wenigen
Wochen ein regulatorisches Rah-
menwerk für Nachhaltigkeitsanlei-
hen eingeführt. Die neuen Empfeh-
lungen der europäischen Taxonomie
für grüne Finanzierung sehen sich
hier erfüllt.

Darüber hinaus hat die Regierung
Anfang September die europaweit
erste nachhaltige Staatsanleihe in
Höhe von 1,5 Mrd. Euro erfolgreich
am Markt platziert. Fondsdienstleis-
ter stellen sich der wachsenden
Bedeutung von ESG durch die Ent-

wicklung von Angeboten rund um
ESG-Analyse, -Bewertung und -Be-
richterstattung.

In einer rezenten Studie zu den
Auswirkungen von Covid-19 auf die
europäische Wirtschaft formuliert
der Europäische Investitionsfonds
(EIF) die Notwendigkeit, die PE-
und VC-Branche durch eine starke
politische Antwort zu unterstützen,
um damit die Gesamtwirtschaft
Europas zu stärken. Luxemburg ist
sich der Bedeutung und auch der
Verantwortung von Private Equity
bewusst und schafft gute, sichere
Rahmenbedingungen. In der Über-

zeugung, dass Private Equity einen
positiven und verantwortungsvol-
len Beitrag zur Wirtschaft leisten
kann.
Von
Alain Kinsch ...
... und
Carmen von
Nell-Breuning

EY Luxembourg
Managing Partner
und EY EMEIA Private

Equity Fund Leader
(2009 bis Juli 2020)

Senior Manager,
Private Equity
bei EY Luxembourg

„Die 19 größten Private-
Equity-Häuser haben
Geschäftstätigkeiten
in Luxemburg, und
neun von zwölf
der größten PE-Häuser
haben in den zurück-
liegenden Jahren ihre
Präsenz vor Ort
maßgeblich aufgestockt.
10% der globalen
Private-Equity-
Vermögenswerte
werden hier verwaltet”



Die Kapitalmarktunion ist eine der ganz großen Initiativen auf der Zeitleiste der europäischen Integration
Börsen -Zeitung, 31.10.2020

Wenn es beim europäischen Projekt
um Harmonisierungsbestrebungen
geht, hat Luxemburg sich einen Ruf
als Zugpferd erworben. Meist ist das
Großherzogtum an vorderster Front
dabei, wo Lösungen für grenzüber-
schreitendes Handeln gefragt sind.
Warum das auch bei der Kapital-
marktunion so ist, soll im Folgenden
erläutert werden. ,

Der Kapitalmarkt in Europa ist
immer noch zu stark fragmentiert.
Das schadet der Wirtschaft. Geld-
mittel müssen fließen können,
Investitionen brauchen EU -weit
Barrierefreiheit. Als das Projekt
„Capital Markets Union" von der
Juncker-Kommission aus der Taufe
gehoben wurde, war die Absicht
klar: in ganz Europa Wachstum und
Investitionen ankurbeln, Arbeits-
plätze schaffen. Das Erfordernis des
politischen Kompromisses bedeute-
te jedoch, dass nicht alles so schnell
gehen konnte wie angestrebt. Die
aktuelle Kommission führt jetzt mit
der Projektversion 2.0 die Arbeit
fort, die vor fünf Jahren begonnen
wurde und voraussichtlich noch
ebenso lange andauern wird. Viele
kleine Schritte über einen langen
Zeitraum sollen Europa zum Ziel
bringen: einem effizienten einheitli-
chen Kapitalmarkt.

Als die jetzige Kommission Ende
2019 ihre Arbeit aufnahm, hatte sich
in Politik und Finanzwirtschaft weit-
gehend Einigkeit darüber einge-
stellt, dass es sich bei der CMU, wie
die Capital Markets Union im Engli-
schen abgekürzt wird, um „unfi-
nished business" handelt. Daraufhin
befasste sich mit dem High-Level-
Forum (HLF) zwischen November
2019 und Juni 2020 ein Gremium
von Fachleuten aus Wirtschaft, Wis-
senschaft und Gesellschaft mit der
Sache und hat nun Empfehlungen
für zielgerichtete Maßnahmen aus-
gesprochen, die Bürgern und Fir-
men in ganz Europa gleichberech-
tigten Zugang zu den EU -Kapital-
märkten garantieren sollen.

Die Anliegen der Anleger

Ein Projekt für die Menschen soll
es werden, dieses Vorhaben mit dem
sperrigen Namen. Kapitalmärkte
mögen weit weg sein — die Frustratio-
nen im Alltag des grenzüberschrei-
tenden Anlegers sind greifbar. Hier
soll ganz praktisch Abhilfe geschaf-
fen werden, und so sind es die kon-
kreten Investmentziele von Bürgern
in 27 Ländern, die im Mittelpunkt
eines neuen Aktionsplans der Kom-
mission stehen.

Die HLF-Empfehlungen kommen
keinen Moment zu früh. Die Folgen
der Coronavirus-Pandemie lassen sich
nur abfedern, wenn die kleinen und
mittleren Unternehmen (KMU), die
vielerorts wichtige Träger unserer
Ökonomien sind, die Möglichkeiten
finanzmarktbasierter Finanzierung
voll ausschöpfen können. Zudem ist
durch den Brexit ein wichtiger Finanz-
platz weggefallen: Für die Kapitalbe-
schaffung dieser KMU steht London
nicht mehr uneingeschränkt zur Ver-
fügung. Die verbliebenen Mitglied-
staaten müssen ihre Kräfte bündeln,
um den Aufschwung zu meistern und
den Umbau der europäischen Wirt-
schaft voranzutreiben — zu nachhalti-
gem Wachstum und digitaler Effi-
zienz. Bei der Kapitalmarktunion geht
es also um nichts weniger als die Wett-
bewerbsfähigkeit und Eigenständig-
keit der Europäischen Union (EU).

16 Maßnahmen empfohlen

Der neue Aktionsplan steht auf
drei Säulen. Insgesamt sieht er 16
Einzelmaßnahmen vor, die sich die-
sen drei Hauptzielen zuordnen las-
sen. Neben der Vertiefung des
Finanzbinnenmarkts an sich, zu der
Maßnahmen wie die weitere Verbes-
serung des Anlegerschutzes und der
grenzüberschreitenden Verzahnung
von Investmenttransaktionen zäh-
len, sollen Unternehmen unabhängi-
ger von Bankenfinanzierungen wer-
den. In Europa wird die Wirtschaft
deutlich weniger über Aktien- und
private Finanzmärkte finanziert als
in anderen Regionen der Welt und
auch weniger, als es der hiesigen
Wirtschaftsleistung angemessen
wäre. Vor allem KMU sollen leichte-
ren Zugang zu alternativen Finanzie-
rungsquellen wie Venture Capital
erhalten.

Die Diversifizierung von Geldquel-
len für Unternehmen führt zu einer
belastbareren Realwirtschaft und
vielfältigeren Anlageoptionen für
Investoren. Damit ist die dritte Säule
angesprochen: Die EU soll ein noch
sichererer Ort für langfristige Spar -und Anlageprodukte für Privatperso-
nen werden. Auch für Kleinanleger
soll es attraktiver werden, Geld zum
Beispiel in Fonds oder Aktien anzule-
gen, statt es bei anhaltend niedrigen
Zinsen auf dem Sparkonto liegen zu
lassen, was in Europa noch immer
viel zu häufig der Fall ist.

Viele Mitgliedstaaten haben altern-
de Gesellschaften und sorgen sich —

wenn nicht heute, dann spätestens
morgen — um ihr Rentenniveau. Wie
wichtig es ist, dass,sie ihre Rentensys-
teme auf verschiedene Säulen stellen,
ist schon oft ausgeführt worden, nicht

zuletzt von unserem Verband. Die drei
Säulen der staatlichen, betrieblichen
und privaten Altersvorsorge sichern
buchstäblich die Stabilität der euro-
päischen Volkswirtschaften. Das pan-
europäische private Pensionsprodukt
PEPP (Pan-European Personal Pen-
sion Product) soll die dritte Säule wei-
ter ausbauen. Es fügt sich damit naht-
los in die Zielsetzung der Kapital-
marktunion ein. Indem Investieren für
alle einfacher und attraktiver wird,
etwa durch sichere, transparente Pro-
dukte wie das PEPP, ermöglichen wir
in ganz Europa finanziell inklusivere,
belastbarere Gesellschaften, größeren
Wohlstand im Alter und erschließen
zugleich Kapital für den Wandel hin
zu einer nachhaltigen und krisenfes-
ten Ökonomie.

Eltif-Reform
-

Die bankunabhängige Unterneh-
mensfinanzierung in der EU lässt sich
auch durch eine Stärkung der Eltifs,
also der European Long-Term Invest-
ment Funds beziehungsweise euro-
päischen langfristigen Investment-
fonds, unterstützen. Als transparen-
te, streng regulierte Vehikel für alter-
native Anlagen — wie eben in KMU,
die langfristiges Kapital benötigen,
aber auch beispielsweise in Infra-
struktur — hätten sie das Pötenzial,
für illiquide Anlage die anerkannte
Marke zu werden, die OGAW (Orga-
nismen für gemeinsame Anlagen in
Wertpapieren) für liquide Anlagen
schon seit langer Zeit sind. Sie könn-
ten dazu beitragen, neben institutio-
nellen Anlegern wie Rentenfonds
und Versicherern auch Privatanleger
zur Investition in KMU heranzu-
ziehen.

ALFI unterstützt die Empfehlung
des HLF für eine Reform des Eltif-Re-

gelwerks. Es gilt vor
allem, noch bestehende
Hürden für Anleger
abzubauen und die
Voraussetzungen anzu-
gleichen, die Mitglied-
staaten an die Anleger-
eignung und das Pass-
porting stellen. Auch
einige Umgestaltungen
am Produkt selbst — hin
zu mehr Einfachheit und
Flexibilität — könnten
hilfreich sein.

Gute Produkte genü-
gen jedoch nicht. Attrak-

tiv muss auch ihr Erwerb selbst wer-
den, und der Fondskauf am Smart-
phone wird nicht lange Zukunftsmu-
sik bleiben. Kenntnisse über Finanz-
produkte wie PEPP und Eltif müssen
daher zukünftig zur Allgemeinbil-
dung gehören. Assetmanagern



kommt hier, wie bei der Initiative
überhaupt, eine Schlüsselrolle zu.

Aus der Sicht Luxemburgs, beson-
ders der luxemburgischen Assetma-
nager und Investmentfondsspezialis-
ten, sind die CMU-Bestrebungen eng
verknüpft mit den Entwicklungen,
die wir seit Jahren aktiv vorantrei-
ben, wie der Förderung von Alters-
vorsorgeprodukten, dem Investment
in alternative Fonds oder der Trans-
formation zu einer nachhaltigeren

Wirtschaftsform mithilfe innovativer
Technologien. Wenn die Rahmenbe-
dingungen stimmen, sind Assetma-
nager prädestiniert als „Matchma-
ker" zwischen den schlafenden Spar-
guthaben von Millionen von EU -Bür-
gern einerseits und innovativen Pro-
jekten auf der Suche nach Kapital-
quellen andererseits. Luxemburger
Investmentfonds bilden vielleicht die
wichtigste Schnittstelle überhaupt
für die Kapitalmarktunion. Genau

hier bringen wir Anleger und Finan-
zierungsprojekte grenzüberschrei-
tend zusammen.
Von
Camille Thommes
Generaldirektor
des Luxemburger
Fondsverbands ALFI
(Association of the
Luxembourg Fund
Industry)



Die bevorstehende Einführung nachhaltiger Investmentfonds ist nicht ohne praktische Schwierigkeiten — Kreativität und Pragmatismus sind gefragt

Börsen -Zeitung, 31.10.2020
Seit der Verabschiedung des Aktions-
plans zur Finanzierung nachhaltigen
Wachstums durch die Europäische
Kommission im Jahr 2018 war offen-
sichtlich, dass die Finanzindustrie
ein wichtiges Element der 2016 mit
dem Pariser Abkommen begonnenen
Strategie zur Nachhaltigkeit darstel-
len würde. In den vergangenen
Monaten hat dies zu einer ganzen
Reihe von neuen Regelwerken
geführt, so etwa die Taxonomie-Ver-
ordnung zur Klassifizierung der öko-
logischen Komponente von Invest-
ments sowie die Transparenz -Ver-
ordnung.

Vor allem die letztgenannte Verord-
nung- zieht erhebliche praktische Kon-
sequenzen für die gesamte Fondsin-
dustrie nach sich. Sie ist in ihren
voraussichtlichen Auswirkungen auf
die Arbeit von Fondsmanagern wohl
nur mit der Einführung der AIFM-
Richtlinie (Alternative Investment
Fund Manager Directive) vor knapp
zehn Jahren vergleichbar. Luxemburg
als mit Abstand größter Fondsstand-
ort in Europa und weltweit die Num-
mer 2 mit derzeit knapp 4 600 Mrd.
Euro verwaltetem Vermögen und fast
15 000 Fonds (inklusive Teilfonds) ist
hiervon naturgemäß stark betroffen.

Im Anwendungsbereich der Trans-
parenz -Verordnung sind neben den
Verwaltungsgesellschaften und
AIFM alle in Luxemburg existenten
Fondstypen: neben den OGAW
(Organismen für gemeinsame Anla-
gen in Wertpapieren) als Retailpro-
dukte auch alle alternativen Fonds
wie die sogenannten Teil-11-Fonds,

spezialisierte Invest-
mentfonds (SIF), Invest-
mentgesellschaften für
Anlage in Risikokapital
(Sicar), Reservierte
Alternative Investment-
fonds (RALF) und andere
alternative Investment-
fonds wie etwa Kom-
manditgesellschaften
(SCS/SCSp).

Dabei ist Nachhaltig-
keit für Luxemburg kein
Neuland: Bereits seit
den 1990 er Jahren hat
man sich stark bei Mi-

krofinanzfonds engagiert und
kommt dort mittlerweile auf einen
Marktanteil von 60% weltweit; es
gibt Regierungsinitiativen wie das
Nachhaltigkeitslabel für Fonds „Lux-
flag" (seit 2006), und erst vor einigen
Wochen begab der Luxemburger
Staat die europaweit erste nachhalti-
ge Staatsanleihe. Nachhaltige Invest-
mentfonds existieren daher schon
eine ganze Weile im Großherzog-

tum, jedoch waren diese eher Zusatz -als Kernprodukt und oft durch staat-
liche Förderbanken wie etwa die KM
oder den ebenfalls in Luxemburg
ansässigen Europäischen Investi-
tionsfonds (EIF — European Invest-
ment Fund) getrieben.

Vor allem gab es bislang keine ein-
heitlichen Standards für die Bezeich-
nung „nachhaltig" oder die Dreifal-
tigkeit „ESG" (Environment Social
Govemance), wie sie die Transpa-
renz -Verordnung vorsieht. Dies soll
sich nun ändern, und die europäi-
schen Regularien sollen es einerseits
dem Anleger einfacher machen bei
seiner Auswahl eines Fonds, anderer-
seits die Finanzindustrie insgesamt
zur Entwicklung neuer Produkte
anhalten und somit Gelder verstärkt
in nachhaltige Projekte lenken.

Dieser Schwenk von nachhaltigen
Fonds von optionaler Kür zur Pflicht
im Wege der Umsetzung der Vorga-
ben der Transparenz -Verordnung
wird dabei alle Marktteilnehmer der
Luxemburger Fondsindustrie, be-
treffen, in erster Linie die Fondsma-
nager. Sie alle werden sich einer gan-
zen Reihe von Herausforderungen in
der Praxis stellen müssen. Zunächst
geht es dabei um die zukünftige stra-

tegische Ausrichtung der Fondsma-
nager und ihrer Produkte und die
Frage, ob man bei den Anlageent-
scheidungen künftig wichtige nach-
teilige Auswirkungen auf bestimmte
Nachhaltigkeitsfaktoren berücksich-
tigen möchte.

Bejaht man dies, hat dies umfang-
reiche Veröffentlichungspflichten
auf der Website des Fondsmanagers
sowie in den Verkaufsprospekten der
Fonds zur Folge. Welche Nachhaltig-
keitsfaktoren hier zu beachten sind
und auf welcher Ebene (des Fonds
oder jedes einzelnen Vermögens-
werts des Portfolios), ist derzeit noch
unklar: Die seitens der europäischen
Aufsichtsbehörde ESMA vor einigen
Monaten im Entwurf veröffentlich-
ten technischen Regulierungsstan-
dards (RTS) sehen 32 solcher Fakto-
ren vor und scheinen von einer Ana-
lyse auf Portfolioebene auszugehen.

Ob der Anleger mit solch detaillier-
ten Informationen etwas anfangen
kann und wie ein Fondsmanager sol-
che Datenmengen überhaupt ver-
arbeiten soll, bleibt derzeit noch im
Dunkeln. Viele der aufgeführten Fak-
toren sind darüber hinaus auf typi-
sche Retailfonds mit einer Anlage in
Wertpapieren zugeschnitten und
sind für Fonds mit anderen Strate-
gien wie etwa Immobilienfonds oder
Private-Equity-Fonds nur teilweise
oder überhaupt nicht relevant.

Entscheidet man sich gegen die

Berücksichtigung dieser Faktoren,
zieht dies einen Begründungszwang
nach sich, und einer solchen Veröf-
fentlichung ist eine gewisse „Pran-
gerwirkung" wohl nicht ganz abzu-
sprechen. Fondsmanager können
sich auch dazu entschließen, nicht
nur negative Auswirkungen auf
Nachhaltigkeitsfaktoren zu berück-
sichtigen, sondern auch nachhaltige
Fonds aufzulegen beziehungsweise
existierende Produkte entsprechend
zuzuordnen. Die Transparenz -Ver-
ordnung sieht hierfür zwei Katego-
rien vor: Entweder solche, auch ESG-
Strategie-Fonds genannt, die
bestimmte ökologische oder soziale
Merkmale bewerben oder weiterge-
hend solche, deren Ziel in einer nach-
haltigen Anlage besteht (auch
Impact -Produkte genannt).

Abgrenzungsfragen

In der Praxis werden sich zwischen
den beiden Kategorien Abgrenzungs-
fragen stellen. So sind etwa Risiko-
hinweise zu Nachhaltigkeitsfaktoren
mittlerweile bei einer Vielzahl von
Fonds üblich — würde dies bereits zu
einer Einordnung als ESG-Strategie-
Fonds führen? Oder wie ist es mit
Mischprodukten, die Anlagen in
nachhaltige Projekte als Möglichkeit
vorsehen, jedoch nur als untergeord-
neten Teil der Anlagestrategie? Hin-
zu kommt, dass der momentane Ent-
wurf der RTS einen Warnhinweis für
Strategiefonds vorsieht, dass diese
gerade kein nachhaltiges Anlageziel
verfolgen — da scheint Verwirrung
auf Anlegerseite vorprogrammiert.

Die wohl größte Herausforderung
wird für die Anbieter von nachhalti-
gen Fondsprodukten in der Verfüg-
barkeit der gemäß der Transparenz -Verordnung erforderlichen Daten
bestehen. Der vermutlich weit über-
wiegende Anteil der Informationen,
die auf Websites, in den Verkaufs-
unterlagen der Fonds oder in regel-
mäßigen Berichten zu veröffentli-
chen sind, wird derzeit noch nicht
erfasst.

Dies ist für ein noch junges Markt-
segment nicht ungewöhnlich, und es
ist zu erwarten, dass dieses
Geschäftsfeld in den kommenden
Jahren von entsprechenden Daten-
anbietern beackert wird. Bis aber
auch nur ein annähernd ausreichen-
des Angebot verfügbar ist, wird noch
einige Zeit vergehen, erst recht bis
es zu einer für automatisierte IT-Ver-
fahren notwendigen Standardisie-
rung dieser Daten kommt. Zu beach-
ten ist auch, dass gerade Luxembur-
ger Investmentfonds einen großen
Anteil ihres Vermögens außerhalb



der EU anlegen, wo die Verfügbarkeit
solcher Daten nochmals geringer ist.

Neben der inhaltlichen Kompo-
nente ist auch die regulatorische
Umsetzung in zeitlicher Hinsicht ein
Problem. Die weit überwiegende
Mehrheit der Luxemburger Fondsty-
pen (OGAW, SIF, Sicar, sogenannte
Teil-11-Fonds) können ihre Fonds-
unterlagen nur nach einem Geneh-
migungsverfahren mit der Luxem-
burger Finanzaufsicht CSSF ändern.
Um die Vorgaben der Transparenz -
Verordnung im Hinblick auf die zwei
Kategorien nachhaltiger Fondspro-
dukte umzusetzen (Gleiches gilt für
die Auswirkungen von Nachhaltig-
keitsrisiken), wäre daher ein Geneh-
migungsverfahren durchzuführen.
Es ist absehbar, dass dies bis zum
Inkrafttreten der Verordnung am
10. März nächsten Jahres nicht
möglich sein wird.

Weitere Unsicherheiten

Dies hat wohl bei der Europäi-
schen Kommission zu einem Umden-
ken geführt, und diese signalisierte
vor einigen Tagen gegenüber einer
Reihe von Marktteilnehmern, dass
zumindest das Inkrafttreten der RTS

nach hinten verschoben wird. Dies
wird seitens der Fondsindustrie
sicherlich mit Erleichterung zur
Kenntnis genommen, schafft aber
auch weitere Unsicherheiten: Da die
Regelungen der Transparenz -Ver-
ordnung ab 10. März 2021 verpflich-
tend sind, müssen die dort aufgeführ-
ten Veröffentlichungen durchgeführt
werden — in Abwesenheit jeglicher
Details hinsichtlich deren prakti-
scher Umsetzung.

Der bislang eher holprigen Einfüh-
rung nachhaltiger Investmentfonds
bleibt zu wünschen, dass diese
Schwierigkeiten durch die Luxem-
burger Fondsindustrie mit ihrer
bekannten Mischung aus Kreativität
und Pragmatismus aufgefangen wer-
den und jedenfalls langfristig zu
einem Erfolg dieser zweifellos
zukunftsträchtigen Initiative führen.
Von
Marcel Bartnik
Partner
bei GSK Stockmann SA

„Seit der Verabschiedung
des Aktionsplans zur
Finanzierung nach-

haltigen Wachstums
durch die Europäische
Kommission im Jahr
2018 war offensichtlich,
dass die Finanzindustrie
ein wichtiges Element
der 2016 mit dem Pariser
Abkommen begonnenen
Strategie zur
Nachhaltigkeit darstellen
würde."
„Die wohl größte
Herausforderung
wird für die Anbieter
von nachhaltigen
Fondsprodukten in
der Verfügbarkeit der
gemäß der Transparenz
Verordnung erforder-
lichen Daten bestehen.”



Gestiegene Erwartungen, Digitalisierung und Regulatorik fordern heraus
Börsen -Zeitung, 31.10.2020

Das Bankenumfeld hat sich drama-
tisch verändert, insbesondere in den
vergangenen Jahren. Die Erwartun-
gen der Investoren sind deutlich
gestiegen. Neben einem personali-
sierten Dienstleistungsangebot wird
das Bedürfnis nach hybrider Bera-
tung immer wichtiger. Anleger und
Kunden sind mobil und permanent
erreichbar; sie wollen von überall
und jederzeit auf die Dienstleistun-
gen und Informationen der Bank
zugreifen können. Sie fordern auch
mehr Transparenz, sowohl in Bezug
auf Entscheidungen, die ihr Portfolio
betreffen, als auch auf die Beratung.
Eine weitere Entwicklung ist die
Fülle von Regulierungen, die seit
dem Beinahe -Zusammenbruch des
Finanzsystems im Jahr 2007 umge-
setzt werden mussten.

Der laufende Digitalisierungspro-
zess ist für Finanzdienstleister wie
die VP Bank eine strategische Diszi-
plin. Er wird gezielt eingesetzt, um
eine maximale Kundenzufrilenheitzu gewährleisten und gleichtig die
Rentabilität der Bank zu steigern.
Intern harmonisiert die Bank die
gruppenweiten Geschäftsprozesse,
vereinheitlicht IT-Dienstleistungen
und Daten und reduziert die Komple-
xität in der Produkt- und System-
landschaft.

Investoren und Kunden haben
positiv auf diese Anpassungen
reagiert. Dies gilt zum Beispiel für
die Modernisierung bestehender
Online -Services. Die Bank hat in den
zurückliegenden Jahren ihren Inter-
netauftritt technisch modernisiert
und neu gestaltet, das E -Banking -
System wurde optisch überarbeitet
und mit neuen Funktionalitäten aus-
gestattet. Zudem sollen die Berate-
rinnen und Berater durch gezielte
Maßnahmen mehr Zeit für ihre Kun-
den erhalten. Der größte Kundennut-
zen liegt in einem hybriden Bera-
tungsmodell, das die persönliche
Beratung mit modernen Technolo-
gien und digitalen Dienstleistungen
geschickt kombiniert.

Die Zukunft der Beratung

Jeder Anleger muss davon über-
zeugt sein, dass sein Bankpartner den
Finger am Puls der Zeit hat und
Trends mit spürbarem Kundennut-
zen aufgreift. Die VP Bank (Luxem-
bourg) SA erkennt laufend aktuelle
Trends und unterstützt ihre Kunden
aktiv. Oft ist von Robo-Advisory die
Rede, doch den Maschinen sind
Grenzen gesetzt. Hier kommt das

hybride Beratungsmodell zum Tra-
gen. Obwohl die Kunden heute eine
große Affinität zu neuen Technolo-
gien haben, wünschen viele von
ihnen letztlich eine individuelle
Beratung, die alle ihre persönlichen
Ziele anspricht. Dies erfordert ein
einfühlsames Verständnis für ihre
spezifische Situation sowie individu-
elle und erstklassige Lösungen. Ein
Robo-Berater — stellvertretend für

menschliche Spezialisten — kann in
dieser Form einfach keine ausge-
wählten Dienstleistungen anbieten.

Das Bankgeschäft der Zukunft wird
auf bestehenden Kernkompetenzen
wie Vermögensverwaltung, Vermö-
gensplanung und Anlageberatung
aufbauen. Die Banken werden ihnen
jedoch ein digital kompatibles Format
zur Verfügung stellen müssen, um den
Kundenbedürfnissen gerecht zu wer-
den. Es wird auch notwendig sein, die
Dienstleistungen transparenter und
messbarer zu machen, damit sie
anhand verschiedener Kriterien
bewertet werden können.

Krisensicheres Private Banking

Die Coronakrise zeigt einmal mehr
die große Bedeutung von Banken als
Finanzversorger für Wirtschaft und
Gesellschaft. Finanzinstitute spielen
in der Krisenbewältigung eine zen-
trale Rolle; Banken müssen daher
jetzt umfangreiche Maßnahmen
ergreifen, um den normalen
Geschäftsbetrieb für Kunden zu
garantieren.

In der Krise ist das volle Leistungs-
spektrum der Banken als systemrele-
vante Infrastruktur besonders ge-
fragt. So bedarf es zum Beispiel bei
komplexen Themen wie Überbrü-
ckungsfinanzierungen und Förde-
rungen für Unternehmen geschulter
Experten als Ansprechpartner. Hier
müssen die Berater Lösungen
erarbeiten, die einen einfachen und
raschen Zugang zu Liquidität ermög-
lichen. Reine Digitalbanken können
diese Rolle nicht erfüllen.

Im Hinblick auf die Ausbreitung
des Coronavirus ist es das oberste
Ziel, den Bankbetrieb unter allen
Umständen aufrechtzuerhalten. In
Übereinstimmung mit den Empfeh-
lungen nationaler Gesundheitsbe-
hörden hat daher auch die VP Bank
in Luxemburg rechtzeitig umfangrei-
che Vorkehrungen getroffen, um ihre
Mitarbeitenden zu schützen und um
die Kunden auch weiterhin jederzeit
bestmöglich betreuen zu können.
Dazu wurden umfassende Reiseres-
triktionen eingeführt, Kunden- und

Bankanlässe verschoben, Bürotren-
nungen bei Schlüsselteams umge-
setzt sowie einem großen Teil der
Mitarbeitenden Homeoffice ermög-
licht. So wird sichergestellt, dass
allen Kunden sämtliche Dienstleis-

tungen weiterhin uneingeschränkt
zur Verfügung stehen.

Somit hat die aktuelle Situation kei-
ne schwerwiegenden Auswirkungen
auf den normalen Geschäftsbetrieb
der Bank. In Luxemburg, aber auch
an allen internationalen Standorten
sind die Berater jederzeit erreichbar.
Kundenanliegen werden telefonisch
oder per E-Mail beantwortet. Zusätz-
lich gibt es die Möglichkeit, sicher

über das moderne E -Ban-
king mit der Bank zu
kommunizieren oder
Bankgeschäfte selbstän-
dig von zu Hause aus
abzuwickeln.

In Krisenzeiten wird
gerade der persönliche
Kontakt besonders ge-
schätzt. Ein zuverlässi-
ger Bankpartner fühlt
sich in schwierigen Situ-
ationen mehr denn je
dazu verpflichtet, seine
Kunden und Geschäfts-
partner, wo immer es

nötig ist, zu unterstützen und zu
begleiten. Gerade bei den jetzt
außergewöhnlich volatilen Märkten
ist es wichtig, dass zwischen Kunden
und persönlichem Berater ein regel-
mäßiger Austausch stattfindet. Da
physische Meetings in den vergange-
nen Wochen aufgrund der Reisebe-
schränkungen nicht mehr möglich
waren, haben sich die digitalen Kon-
takte intensiviert.

Momentan überschlagen sich an
den internationalen Finanzmärkten
die Ereignisse, aktuelle Informationen
haben einen kurzlebigen Charakter.
Gerade in Phasen hoher Unsicherheit
suchen Anleger nach Navigationshil-
fen. In dieser Situation kommt die
VP Bank dem erhöhten Informations-
bedürfnis nach und steht ihren Kun-
den mit regelmäßigem Investment-
Know-how zur Seite.

Die Leistungsfähigkeit der globa-
len Wirtschaft ist massiv beeinträch-
tigt. Im Newsroom auf der Webseite
der Bank finden sich aktuelle Infor-
mationen der hauseigenen Invest-
mentspezialisten rund um die Aus-
wirkungen des Coronavirus auf die
Finanzmärkte: mit den wichtigsten
Analysen, Hintergründen und Ein-
schätzungen. Wie stark die Restrik-
tionen auf die Wirtschaft einwirken,
zeigt das VP-Bank-Coronakrisen-Ba-



rometer.

Kreativ und offen sein

Die Krise verdeutlicht, wie wichtig
es ist, kreativ und offen für Verände-
rungen zu sein. Der Finanzplatz
Luxemburg ist bestens aufgestellt
und wird trotz der Auswirkungen der
Coronakrise seine Erfolgsgeschichte
weiter fortsetzen. Mit bewährter
Kundennähe, besonderer Betreu-

ungsintensität und dem verstärkten
Einsatz digitaler Technik können
und werden Banken als vertrauens-

würdiger, kompetenter Partner
punkten und Orientierung geben.

Von
Christoph T. Müller
Head
of Private Banking
der VP Bank
(Luxembourg) SA



ABBL-Studie: Das Private Banking in Luxemburg glänzt weiter mit Erfolgszahlen
Von Nadia Di Pillo
Die goldenen Zeiten im Private
Banking sind vorbei. Dennoch
glänzt. die Luxemburger Branche
weiterhin mit guten Zahlen. Laut
einer Studie der Bankenvereini-
gung ABBL hat sich das Anlage-
vermögen, das in Luxemburg ver-
waltet wird, innerhalb von elf Jah-
ren mehr als verdoppelt und er-
reichte im Jahr 2019 466 Milliar-
den Euro - im Vorjahr waren es
395 Milliarden Euro. „Auch wenn
der Markteffekt vieles erklärt, so
ist die Entwicklung dennoch be-
achtlich und übertrifft die Progno-
sen der letzten Umfrage, die das
Gesamtvermögen im Private Ban-
king für 2019 auf 450 Milliarden
schätzte", so der Verband in einer
gestern veröffentlichten Presse-
mitteilung.

Luxemburg zieht immer mehr
Menschen an, die zu den soge-
nannten „High Net Worth Indivi-
duals" (HNWI) und den „Ultra
High Net Worth Individuals"
(UHNWI) zählen. Vor allem ist der
Anteil der Kunden, die über ein in-
vestierbares Vermögen von mehr
als 20 Millionen Euro verfügen,
stark gestiegen. Im Jahr 2019 wa-
ren 58 Prozent des in Luxemburg
verwalteten Gesamtvermögens auf
solche besonders wohlhabende
Kunden zurückzuführen.

Umgekehrt nimmt der Anteil

der Kunden mit weniger als einer
Million Euro weiter ab: Das Anla-
gevermögen dieses Kundenseg-
ments belief sich 2015 auf 13 Pro-
zent des Gesamtvermögens, im
Jahr 2019 auf nur noch acht Pro-
zent. „Diese Veränderung stellt
neue Anforderungen an den Pri-
vatbankensektor, der speziell für
dieses Segment mehr anspruchs-
volle Produkte und Dienstleistun-
gen entwickeln musste, um effizi-
ent zu bleiben", meint die ABBL.

Die Studie zeigt, dass 85 Pro-
zent des Anlagevermögens auf
europäische Kunden zurückzufüh-
ren ist - 21 Prozent der Kunden
wohnen in Luxemburg und 17 Pro-
zènt in den Nachbarländern Frank-
reich, Belgien und Deutschland.
Diese Zahlen sind im Vergleich
zum Jahr 2018 stabil.

Die Zahl der Beschäftigten ver-
zeichnet einen leichten Rückgang
von 6,8 Prozent. Die Branche zähl-
te 6 224 Vollzeitbeschäftigte im
Jahr 2019; im Jahr davor waren es
6 676. Die Zahl der Privatbanken
ging von 57 auf 54 im Jahr 2019 zu-
rück.

Vielfältige Chancen
Mit Blick auf die Zukunft „gibt es
für die Privatbanken große Mög-
lichkeiten", heißt es bei der ABBL.
Angefangen mit dem Brexit, der
die Attraktivität des Luxemburger

Finanzplatzes bestätigt hat. Viele
Finanzinstitute haben Luxemburg
als Ankerpunkt gewählt, um sich
in Europa niederzulassen und ihre
Europageschäfte zu führen. In den
vergangenen Jahren haben inter-
nationale Privatbanken ihre Prä-
senz auf tiem europäischen Markt
von Luxemburg aus verwaltet, sei
es durch die Verwendung des so-
genannten EU -Passes oder durch
die Schaffung von Zweigstellen.

Das Private Banking steht aber
auch vor einer harten Probe. Die
Covid-19-Pandemie stellt für viele
Privatbanken eine große Heraus-
forderung dar - viele Institute sind
dennoch in der Lage, sich anzu-
passen und die notwendigen Maß-
nahmen zu ergreifen, um ihre Ren-
tabilität zu erhalten. Dies ist vor al-
lem durch die Beschleunigung der
Digitalisierung möglich.

Die zweite Herausforderung für
Privatbanken betrifft laut ABBL die
Rentabilität. Der Druck steigt von
allen Seiten. Kaum eine Branche ist
so stark mit neuen Regulierungen
konfrontiert wie die Finanzbran-
che. Dazu kommen das negative
Zinsumfeld und die Notwendig-
keit, in Betriebssysteme und in
neuen Produkte und Dienstleis-
tungen zu investieren, was sich
sich auf die Kosten und die Renta-
bilität der Banken auswirkt, so die
ABBL in ihrem Bericht.



Der „ABBL Private Banking Group Survey 2019" zeigt die Entwicklung des Privatbankgeschäfts

LUXEMBURG

CORDELIA CHATON

Luxemburg ist als Finanzplatz bekannt. Doch wie
sieht es tatsächlich aus? Darauf wirft die jähr-
liche Umfrage des Bankenverbandes ABBL ein

Licht, der gestern wieder den „Private Banking
Group Survey" vorstellte. Laut diesem hat sich das ver-
waltete Vermögen in Luxemburg in den vergangenen elf
Jahren verdoppelt und ist 2019 auf 466 Milliarden Euro

gestiegen. Das ist mehr als zuvor geschätzt worden war.
Da waren die Experten noch von 450 Milliarden Euro

ausgegangen.
Laut der ABBL zeugt diese Entwicklung von der At-

traktivität des Finanzplatzes für Privatkunden, die Lu-

xemburgs politische, wirtschaftliche und regulatorische
Stabilität genauso zu schätzen wissen wie das AAA-Ra-

ting, das es als eines der wenigen Länder der Welt re-
gelmäßig von großen Ratingagenturen erhält. Die ABBL

unterstreicht, dass das Private Banking elf Prozent zur
Wertschöpfung des Bruttoinlandsprodukts durch den ge-
samten Finanzbereich beiträgt.

Mehr Superreiche
Bemerkenswert ist auch die Zunahme der so genannten
„Ultra -High Net Worth Clients", also jener Superreichen,
die über mindestens 20 Millionen Euro verfügen. Ihr An-

teil steigt jedes Jahr und machte 2019 immerhin 58 Pro-

zent aller Vermögenswerte aus, die in den Händen dieser
Superreichen lagen, die von den Bankern so geschätzt
werden. Im Gegenzug nimmt die Zahl der Kunden mit

weniger als einer Million Euro kontinuierlich ab. Wäh-
rend ihr Anteil an den Vermögenswerten 2015 noch bei

13 Prozent lag, sackte er 2019 auf acht Prozent.

Damit gehen laut dem Bankenverband neue Anforde-
rungen an den Privatbankbereich einher. Dieser muss
anspruchsvollere Produkte und Dienstleistungen spezi-
ell für dieses Segment anbieten, um attraktiv zu bleiben.
Damit einhergehen auch neue Standards beim digitalen
Zugang zu Informationen.

Europäische Kundschaft
Die Kunden der Privatbanken in Luxemburg kommen

vor allem aus Europa: 85 Prozent aller Vermögenswerte
befinden sich in den Händen europäischer Klienten, von
denen 21 Prozent in Luxemburg leben und immerhin
noch 17 Prozent in den Nachbarländern. Diese Zahlen
sind im Vergleich zu 2018 stabil.

Bei der Zahl der Mitarbeiter ist jedoch ein leichter
Rückgang von 6,8 Prozent zu verzeichnen. Insgesamt

arbeiteten 2019 6.676 Menschen Vollzeit im Privatbank-
bereich. 2018 waren es noch 6.224 Mitarbeiter gewe-
sen. Die Zahl der Mitarbeiter mit Kundenkontakt ging
von 1.462 in 2018 auf 1.365 im Jahr 2019 zurück. Die
Studie erklärt dies zum einen mit der sinkenden Anzahl
von Privatbanken, die von 57 im Jahr 2018 auf 54 im
Folgejahr abnahm. Sie verweist jedoch auch darauf, dass

die Gesamtzahl der Mitarbeiter im Bankenbereich stabil
geblieben sei.

Gute Aussichten
Die Studie sieht zahlreiche gute Geschäftsmöglichkeiten
für Privatbanken. So bestätige der Brexit die Attraktivi-
tät des Standorts Luxemburgs als Finanzzentrum, das
von vielen britischen Finanzinstitutionen als europäi-
scher Standort ausgewählt worden war. Dazu kommen
internationale Banken, die in den vergangenen Jahren
ihre Präsenz in Luxemburg ausgebaut haben und hier
den europäischen Pass für Finanzdienstleistungen nut-

zen respektive auch Filialen errichten. Darüber hinaus,

so die Studie der ABBL, gebe es in Luxemburg ein at-
traktives Umfeld für Privatbanken dank spezialisierter
Dienstleister wie Beratern, Versicherern oder Juristen.
Das spiele angesichts der komplexeren Ansprüche der
Kunden eine Rolle.

Als Herausforderungen sieht die Studie die COVID -
19 -Pandemie, die die Banken zwang, Digitalisierung und
Homeoffice voran zu treiben. Dabei konnten sie auf die
Unterstützung der Bankenaufsicht CSSF setzen. Auch
für die Kunden habe dies Vorteile mit Blick auf neue
Technologien, Kundenbeziehungsmanagement sowie

Reporting. Als zweite grpße Herausforderung bleibt das
Thema Profitabilität auf der Agenda. Diese steht wegen
steigender Regulierungskosten, negativer Zinsen und In-

vestitionszwängen im operativen Bereich unter Druck. •



Luxemburgs Investmentbranche zeigt sich robust angesichts der Krise
Luxemburg. Während die Börsen-
kurse wegen der Corona-Krise
zum Teil um mehr als zehn Pro-
zent im Jahresvergleich eingebro-
chen sind, blieb das Vermögens-
volumen der Luxemburger Invest-
mentfonds stabil. Das geht aus ges-
tern vorgelegten Daten der Finanz-

aufsichtsbehörde CSSF hervor.
Demnach belief sich das Ge-

samtnettovermögen der Luxem-
burger Fonds zum 30. September
2020 auf 4 696,186 Milliarden Euro.
Im Vergleich zum Vormonat be-
trug der Rückgang lediglich 0,01
Prozent. Das sind knapp 600 Mil-

lionen Euro; neuen Einlagen von
acht Milliarden Euro standen ne-
gative Wertschwankungen von 8,6
Milliarden Euro gegenüber. Vor al-
lem europäische und US-amerika-
nische Aktien, so die Analyse der
CSSF, gaben nach. Investitionen in
Wertpapiere von Schwellenlän-

dern profitierten einerseits von der
V-förmigen Erholung der chinesi-
schen Wirtschaft, getrübt von an-
haltenden Handelsspannungen mit
den USA.

Verglichen über einen Zeit-
raum der letzten zwölf Monaten
hinweg stieg das von Luxembur-
ger Fonds verwaltete Nettovermö-
gen um 2,76 Prozent. MeM



Deutsche Bank Luxemburg bekommt einen -neuen Vorstandsvorsitzenden
Luxemburg. Die Deutsche Bank hat
gestern eine Reihe von Verände-
rungen in den Aufsichts- und Lei-
tungsgremien ihrer Tochtergesell-
schaft Deutsche Bank Luxembourg
bekannt gegeben. Diese werden
zum Jahreswechsel wirksam.

Frank Krings, seit 2016 Vor-
standsvorsitzender der Deutsche
Bank Luxembourg S.A. und seit Ju-
li 2020 konzernweit verantwortli-
cher CEO für die Region West-
europa, wird künftig von Paris aus
tätig sein und in Luxemburg vom
Vorstand in den Aufsichtsrat der

Deutsche Bank Luxembourg S.A.
wechseln. In Frankreich wird er zu
dem Generaldirektor der dortigen
Deutsche -Bank -Niederlassung und
Landeschef des Konzerns.

Frank Rückbrodt, Leiter der Be-
triebsorganisation (COO) der Re-
gion Europa, Naher Osten und Afri-
ka (EMEA) im Konzern, wechselt
von Frankfurt nach Luxemburg und
wird Vorstandsvorsitzender der
Deutschen Bank Luxembourg S.A.,
Leiter der Niederlassung der Deut-
schen Bank AG sowie Landeschef

des Konzerns im Großherzogtum.
Frank Rückbrodt arbeitet seit über
zwanzig Jahren in verschiedenen
Funktionen im Konzern, unter an-
derem als Mitglied der leitenden
Direktoren der Deutschen Bank
S.A.E. (Spanien) und als Mitglied
des Aufsichtsrats der Deutschen
Bank S.p.A. (Italien). Darüber hin-
aus war er seit 2016 Mitglied des
Aufsichtsrats sowie des Prüfungs-
ausschusses der Deutsche Bank Lu-
xembourg. Seine bisherige COO-
Funktion für EMEA behält er bei.

Alexander Ilgen, Finanzchef und

Leiter der Betriebsorganisation der
Privatkundenbank des Konzerns,
wird Vorsitzendender des Auf-
sichtsrats der Deutsche Bank Lu-
xembourg S.A. Alexander Ilgen be-
richtet unmittelbar an den Kon-
zernvorstand und folgt Ashok
Aram in dieser Funktion nach, der
sein Mandat im Zuge des Aus-
scheidens aus dem Konzern nie-
derlegt. Ferner folgen im Aufsichts-
rat der Deutsche Bank Luxem-
bourg Bas Marteijn und Michelle
Owen auf Kees Hoving und Ra-
chel Blanshard die nach mehrjäh-
riger Mandatstätigkeit aus dem
Gremium ausscheiden.





Satispay hat eine Finanzierungsrunde mit 93 Millionen Euro abgeschlossen
LUXEMBURG

Das italienische Fintech-Start-
up Satispay hat 93 Millionen
Euro bei Investoren in einer so
genannten C -Runde eingesam-

melt. Damit sollen das Wachstum und die
Internationalisierung beschleunigt werden.
Die Runde besteht aus 68 Millionen Euro
an neu ausgegebenen primären Aktien und
etwa 25 Millionen Euro an sekundären Ak-
tien, die von bestehenden Investoren er-
worben wurden. Das Unternehmen bietet
eine bankkontenfähige, mobile Zahlungslö-
sung an, die völlig unabhängig von Kredit-/
Debitkartennetzwerken ist. Satispay will
die neuen finanziellen Ressourcen nutzen,
um seine europäische Expansion voranzu-
treiben. Die Aufstockung des Geschäftsent-
wicklungsteams in Luxemburg - derzeit ei-
ner der Schlüsselmärkte - steht bei Satispay
ganz oben auf der Tagesordnung.

Nach Abschluss dieser Runde hat Sati-

spay seit seiner Gründung im Jahr 2013
insgesamt 110 Millionen Euro an Primär-
kapital aufgebracht, nachdem es bereits
42 Millionen Euro von Business Angels
sowie industriellen und internationalen
Investoren während der Runden der Serie
A und B aufgebracht hat. Die Runde wur-
de mit einer Bewertung von 180 Millio-
nen Euro vorher und mit einer Bewertung
von 248 Millionen Euro nachher abge-
schlossen. Die neue Finanzierungsrunde
wird von Square, Inc., einem führenden
amerikanischen Fintech-Unternehmen,
Tencent, einem globalen Internet -Un-
ternehmen, und LGT Lightstone, dem
Equity-Impact-Investment-Arm der LGT
Group, der weltweit größten Private -Ban-
king- und Asset-Management- Gruppe in

Familienbesitz, sowie TIM Ventures, dem
Corporate Venture Capital -Arm der Tele-
com .Italia, geleitet.

Die Runde übertraf
das ursprüngliche Ziel
von 50 Millionen Euro
deutlich. Satispay will
jetzt seine Führungs-
position in Italien fes-
tigen um gleichzeitig
seine internationale
Expansion beschleuni-
gen. Diese hat bereits
in Luxemburg und Deutschland begonnen.
In Italien hat Satispay inzwischen über 1,3
Millionen Verbraucher und 130.000 Händ-
ler erreicht.

In den ersten zehn Monaten des Jah-
res wickelte Satispay rund 21,5 Millionen
Transaktionen ab, was einem Transak-
tionsvolumen von 400 Millionen Euro
entspricht. Dies bedeutet einen Anstieg
von 78 Prozent gegenüber dem Vorjah-
reszeitraum. Im Zusammenhang mit der
COVID-19-Pandemie erlebte Satispay
einen signifikanten Zuwachs bei den
Anmeldungen von Verbrauchern und
Händlern sowie bei der Nutzung von In-
App-Services und erreichte in den ersten
zehn Monaten des Jahres 2020 mehr als
450.000 neue Nutzer und 35.000 neue
Händler; darunter Carrefour, Auchan,
Autogrill und KFC.

Alberto Dalmasso, Mitgründer und
CEO von Satispay, fühlt sich geehrt durch
die hohe Zahl neuer Investoren. „Wir
wollen die neue Referenz im Bereich der
Zahlungsnetzwerke in Europa werden.
Unser Ziel ist es, eine ganze Welt von

Mehrwert -Zahlungs-
diensten zu entwi-
ckeln. Diese Dienste

werden eine Alterna-
tive bieten, um von
der digitalen Revo-

lution zu profitieren,
indem sie neue Ne-
arshore-E-Commer-
ce-Modelle schaffen."
Expansion in Luxemburg
In Luxemburg wird Satispay sein Busi-
ness-Development-Team verstärken, um
das weitere Wachstum der Händlerbasis
zu unterstützen. Darüber hinaus plant
das Unternehmen auch den Start von
b2c-Promotion durch gezielte Marke-
tingkampagnen. Ungefähr 200 Händler in
Luxemburg haben bereits den Satispay-
Service aktiviert und bieten ihren Kun-
den sichere Zahlungen' an. Vor kurzem
gab das Unternehmen außerdem bekannt,
dass es sein Händlernetz in Luxemburg
erheblich erweitert hat, indem es Ferber,
Concept+Partners, Manso Group und Pa-
risB - vier große und bekannte Marken - zu
der bereits langen Liste von Verkaufsstel-
len hinzufügt, in denen man mit Satispay
bezahlen kann.

„Wir glauben, dass diese neue Finan-
zierungsrunde uns den zusätzlichen
Schub geben wird, den wir in Luxemburg
brauchen", meint Dalmasso. „In nur we-
nigen Monaten ist es Satispay bereits ge-
lungen, Tausende von Verbrauchern und
zweihundert Händler von der einfachen
und intuitiven Bedienung von Satispay
zu überzeugen. Dies ist erst der Anfang.
Das Team in Luxemburg wächst und wird
in den nächsten Monaten noch weiter
wachsen. Wir entwickeln neue Dienste
und Funktionen mit dem Ziel, unseren
Kunden- und Händlerkreis im Jahr 2021
deutlich zu vergrößern."
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Luxemburg. Nachdem die Schwä-
bisch Hall im Juni angekündigt hat-
te, das Neukundengeschäft in Lu-
xemburg einzustellen, hat die Ban-
que Raiffeisen nun einen neuen
Partner für den Bereich Bauspa-
ren. Das Unternehmen meldete

gestern, dass es künftig mit der
Bausparkasse Wüstenrot zusam-
menarbeiten werde. Wüstenrot
Luxemburg, eine Niederlassung
der deutschen Muttergesellschaft
Wüstenrot Bausparkasse AG, ist
seit 1978 im Großherzogtum aktiv.
Die Niederlassung operiert von
Munsbach aus und zählt 15 Mit-
arbeiter. Yves Biewer, Präsident
des Direktionsvorstandes der Ban-

que Raiffeisen kommentierte, dass
er sich auf die Zusammenarbeit mit
der „seit vielen Jahren hier in Lu-

xemburg etablierten Bausparkas-
se" freue. Mit dieser neuen Part-
nerschaft sei man nun in der Lage,
ein noch umfassenderes Angebot

an Bankdienstleistungen anzubie-
ten. ThK
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COPONA-KRISE Passagierzahlen am Findet sind
im zweiten Quartal um 97 Prozent eingebrochen

(..Y7i;stian Muller
Seit 2010 verbuchte der Lu-
xemburger Flughafen jedes
Jahr neue Rekorde bei den
Passagierzahlen. Das Geschäft
boomte. Diese Erfolgsserie
hat die Corona-Krise nun jäh
unterbrochen. Auch die Aus-
sichten für die Zukunft sind
trüber geworden. Bis sich die
Branche wieder erholt, könn-
te es einige Jahre dauern,
schätzt René Steinhaus vom
Luxemburger Flughafenbe-
treiber Lux -Airport.

Es ist eine Krise, wie sie die Luft-
fahrt seit dem Zweiten Weltkrieg
nicht erlebt hat, so René Stein-
haus, Geschäftsführer von Lux -
Airport, gegenüber dem Tageblatt.
Nach 9/11 habe es einige Tage
gedauert, bis die Menschen wie-
der in den Fliegern saßen - nach
dem isländischen Vulkan einige
Wochen. Nun jedoch gibt es be-
reits seit Monaten massive Reise-
beschränkungen. „Allen in der
Luftfahrt geht es dreckig", so der
Flughafen -Direktor.

Noch letztes Jahr konnte der
Luxemburger Flughafen sich
freuen: Insgesamt 4,37 Millionen
Passagiere haben den Flughafen
genutzt. Ein deutlicher Anstieg
zum Jahr 2018 (3,99 Millionen
Passagiere). Vor zehn Jahren
(2009) waren es erst 1,5 Millio-
nen Passagiere gewesen.

Doch in diesem Jahr hat die
Corona-Krise allen Wachstums -
Erwartungen einen Strich durch
die Rechnung gemacht. Europa-
weit war der Linienverkehr von
März bis Mai praktisch zum Er-
liegen gekommen. In den Mona-
ten April und Mai war es, auch
am Passagier -Terminal in Luxem-
burg, sehr still. Nur Sonderflüge
fanden statt, etwa Corona-be-
dingte Krankentransporte aus der
Großregion.

Das T rauer 1
des leeren lermindis

Dementsprechend sind die
Passagierzahlen am Flughafen,
nach einem bereits merklichen
Rückgang im ersten Quartal (17,
Prozent), in den Monaten Mai bis
Juni fast komplett (97 Prozent)
eingebrochen. Insgesamt 37.270
Passagiere wurden in diesen drei
Monaten am Findel gezählt, wie
neue Zahlen von Eurostat zei-
gen. Zur gleichen Zeit im Vorjahr
lag die Zahl der Passagiere noch
bei deutlich über einer Million
(1.185.171).

Besonders erschreckend waren
die Zahlen im Monat April -
ganze 26 Passagiere wurden am
Findel gezählt. In den Monaten
Mai und Juni ging es wieder auf-
wärts, wenn auch nur ganz leicht
(auf 1.808 bzw. 35.436 Passa-
giere). Zum Vergleich: Im Vor-
jahr (April 2019) wurden stolze
384.281 Passagiere am Findel ge-
zählt - in den Monaten Juni bis
Oktober 2019 lag ihre Zahl bei
über 400.000 pro Monat. „Das
Trauerspiel des leeren Terminals"
konnte René Steinhaus täglich
von seinem Büro aus beobachten.

Verglichen mit dem zweiten
Quartal hat sich die Lage mittler-
weile wieder gebessert. Im dritten
Quartal hat der Rückgang „nur"
noch 66 Prozent verglichen mit
dem Vorjahr betragen. Von den
insgesamt 15 Fluggesellschaften,
die vor der Krise im Passagier-
bereich am Findel tätig waren,
haben elf den Flugbetrieb in-
zwischen wieder aufgenommen,
so Steinhaus. Von den ehemals 85
Zielen werden heute wieder etwa
55 angeflogen, wenn auch mit ge-
ringeren Frequenzen.

Wir mimten alles
am [etw halten"

Eine solche Situation ist derweil
nicht nur für die Fluggesellschaften,
sondern auch für die Betreiber von
Flughäfen äußerst kompliziert.
Selbst wenn am Passagierterminal

praktisch Stillstand herrschte,
„mussten wir alles am Leben hal-
ten: den Sicherheitsbereich, den
Tower, den Flughafenbetrieb, die
Verwaltung, die Technik ... Cargo
musste weiterfliegen können."
Dementsprechend blieben die Kos-
ten für Lux -Airport hoch, während
die erwirtschafteten Umsätze weg-
brachen.

Der Findel-Betreiber, eine Ge-
sellschaft, die seit Jahren auf
Wachstumspfad war, hat mittler-
weile einen Einstellungsstopp ver-
hängt. „Wir drehen derzeit jeden
Euro zweimal um. Wir versuchen,
Kosten zu sparen und die Effizienz
zu steigern", sagte Steinhaus. Mit-
arbeiter entlassen will er nicht.
„Unser Ziel ist es, alle Jobs zu er-
halten. Wir brauchen unsere Mit-
arbeiter, um alles am Laufen zu
halten." Lux -Airport zählt 350 Mit-
arbeiter.

Schwarze Zahlen werde man
dieses und nächstes Jahr jedoch
nicht schreiben, so der Flughafen-
Direktor weiter. Zudem habe man
jedoch noch Investitionen, wie
etwa die für nächstes Jahr geplante
Runway -Sanierung, zu stemmen.
Das könne man nicht verschieben.

Auch in die Immobilien -Projekte
(Airport -City) rund um den Flug-
hafen investiere man weiter, sagte
Steinhaus. Ziel dieser Projekte
ist es, unabhängiger von den Ein-
nahmen aus dem Flugverkehr
zu werden und ein Immobilien -
Portfolio aufzubauen, dessen Ver-
mietung für stabile Einnahmen
sorgt. In diesem Sinne habe man
bereits die neue Cargolux-Zen-
trale errichtet, die die Luftfracht-
gesellschaft nun miete. Das nächste
Projekt sei in der Vorbereitung.

Leichtes Wachstum
bei der Luftfracht

Des Weiteren hat Lux -Airport
Glück, dass Findel nicht nur auf
Passagiere spezialisiert ist, son-
dern eben auch auf Fracht. Nach
einem absoluten Rekordjahr 2018



war 2019 zwar leicht weniger
Frachtumschlag gemessen worden.
Und auch 2020 begann nicht be-
sonders gut. Doch dann kam Coro-
na. Mittlerweile wird im laufenden
Jahr mit einem leichten Plus von
zwei Prozent bei der Luftfracht

- einem Kernelement der Ver-
sorgung während der Krise - ge-
rechnet.

Gründe hierfür gebe es meh-
rere, wie Steinhaus erklärte: So
seien sowohl das Cargozenter als
auch die bereits 50 -jährige Car-
golux wahre Spezialisten ihres
Fachs: „Wir haben erfahrene
Teams, gekühlte Räume für
Pharmaprodukte, und die Fracht
bleibt nicht zwei Stunden auf
dem Flugfeld stehen." Seit Jah-
ren zählt Luxemburg zu den zehn
wichtigsten Fracht -Flughäfen
in Europa. Gleichzeitig konn-
ten Passagierflieger keine Fracht
mehr mitnehmen (da sie nicht
flogen). „Diese Waren mussten
auf Vollfrachter umgebucht wer-
den. Und das ist unser Geschäft."

Retten kann die Luftfracht
das Jahr aber nicht. „Es bleibt
schlecht, überall", so der Flug-
hafendirektor. Mit neuen Maß-
nahmen gegen die Pandemie

scheinen sich die Zahlen bei den
Passagieren, im letzten Quar-
tal des Jahres wieder zu ver-
schlechtern. „Der Trend dreht
sich wieder." Zurzeit wird für das
letzte Quartal mit einem Minus
von 65 Prozent gerechnet.

Bis die Folgen der Krise über-
wunden sind, werden Jahre
vergehen, befürchtet Jtené Stein-
haus. Schon wegen der struktu-
rellen Folgen: Weltweit wurden
Flotten stillgelegt, teilweise Mit-
arbeiter entlassen. Allein bei
der Luxair-Gruppe sollen 600
Arbeitsplätze abgebaut werden.
,;Es wird Jahre brauchen, um das
alles wieder aufzubauen."

„Herausfordernde
ehre v r ns

Dass der Findel wieder auf dem
Niveau von 2019 ankommt,
könnte bis 2023 oder 2025 dau-
ern, schätzt er. „Und auch danach
rechnen wir mit langsamerem
Wachstum als bisher. Wir haben
herausfordernde Jahre vor uns."

Verzweifeln tut er jedoch
nicht. Der Findel hat, neben dem

Frachtbereich und einem guten
Umfeld für Immobilien, weitere
Wettbewerbsvorteile, analysierte
Steinhaus. So sei der inter-
nationale Langstreckenverkehr
am stärksten getroffen. Luxem-
burg jedoch ist ein Regionalflug-
hafen, von wo aus die Ziele mit
Direktverkehr und ohne Um-
steigen angeflogen werden. Es
gebe von hier aus ein gutes, aus-
gewogenes Angebot, etwa nach
Mallorca, Tunesien, London,
Portugal, Frankfurt, Paris oder
München.

Und auch die „Netzwerk -
carrier", die Kunden aus der
Großregion für Langstrecken-
flüge zu den großen inter-
nationalen Flughäfen bringen,
werden ihre Verbindungen wie-
der hochfahren, sobald sich die
Lage beruhigt hat, ist er über-
zeugt. „Ich bin mir sicher: Wir
werden wieder fliegen. Die Men-
schen brauchen Kontakt, sie
müssen sich austauschen. Lang-
fristig wird die Luftfahrt eine
Wachstumsindustrie bleiben. Wir
haben eine globale Welt - Fliegen
gehört einfach dazu."



Ohne Entlassungen sollen in den nächsten drei Jahren bei der Airline 350 Stellen wegfallen

Luxemburg. Einzig das Frachtgeschäft läuft
gut. Das sonst profitable . Geschäft mit
Urlaubsflügen liegt am Boden, während das
Linienfluggeschäft immer schon Verluste
bescherte. Gestern nun unterschrieben die
Sozialpartner Staat, Personalvertreter und
Luxair-Direktion eine Vereinbarung, die
helfen soll, die Gesellschaft die nächsten
drei Jahre durch die Krise zu bringen. 265
Mitarbeiter sollen in diesem Zeitraum in
Frührente geschickt werden, andere gehen
zeitweise in Fortbildungsmaßnahmen oder

Kurzarbeit. Insgesamt, so der Plan, sollen
bis 2024 rund 350 Stellen im Luxair-Kon-
zern wegfallen - „ohne Entlassungen", be-
tont Mobilitätsminister François Bausch.
Den Staat, Hauptaktionär der Luxair, wer-
den diese Maßnahmen viel Geld kosten. Di-
rekthilfen, die von Brüssel abgesegnet wer-
den müssten, sind damit aber vorerst vom
Tisch. Ob an weiteren Schrauben zur Ret-
tung der Luxair gedreht werden muss,
hängt vom Fortgang der Pandemie ab. MeM



Tripartite: Businessplan bis 2024 unterzeichnet - allein 265 Mitarbeiter sollen in Frührente
Von Marco Meng

In den kommenden drei Jahren er-
lebt Luxair eine Rosskur. So lange
werde im optimistischen Fall die
Krise in der Luftfahrtbranche dau-
ern, meinte gestern Mobilitätsmi-
nister François Bausch. Konkret
bedeutet das für den Luxembur-
ger Luftfahrtkonzern: insgesamt
etwa 350 Stellen im Betrieb sollen
bis 2024 wegfallen, durch Verren-
tung, Frühverrentung für 265 Mit-
arbeiter und freiwillige Fortgänge,
die nicht ersetzt werden.

Das ist das Ergebnis des Ge-
schäftsplans bis 2024, der gestern
in der vierten Tripartite zum Luft-
fahrt -Sektor Luxair-Direktion, Per-
sonalvertretern und Staat unter-
zeichnet wurde. Der Ende des Jah-
res auslaufende Kollektivvertrag
bei Luxair wird dabei um drei Jah-
re verlängert werden, wobei die
Gehälter eingefroren

, werden.
Durch die Pandemie sei eine Vor-
ausschau für die Geschäftsent-
wicklung derzeit schwierig. „Es
werden Stellen abgebaut, aber nie-
mand wird bei der Luxair entlas-
sen", betont Bausch.

OGBL-Sekretärin Michelle
Cloos wie auch Robert Fornieri
von der Gewerkschaft LCGB be-
grüßten ebenfalls die Vereinba-
rung und dass es dabei zu keinen
Entlassungen komme. „Alle ge-
meinsam glauben wir an die Zu-
kunft von Luxair", so Cloos.

Neben den Mitarbeitern, die in

den nächsten drei Jahren in Früh-
rente gehen, werden 322 Mitarbei-
ter der Luxair-Gruppe zeitweise in
Kurzarbeit geschickt sowie in Wei-
terbildungsmaßnahmen, respekti-
ve werden an andere Abteilungen
und Unternehmen weitervermit-
telt.

Damit der Plan zur Überwin-
dung der Pandemie -Flaute ohne
Entlassungen funktioniert, muss
das Kurzarbeitsgesetz modifiziert
werden, um die Obergrenze der für
Kurzarbeit erlaubten Stunden an-
zuheben, so Arbeitsminister Dan
Kersch gestern, wie auch das Ge-
setz zur „Cellule de reclasse-
ment", von der 157 Mitarbeiter be-
troffen sind, die wegen der
schlechten konjunkturellen Situa-
tion vorübergehend „aufgefangen"
werden müssen. Von strukturel-
len, also betrieblichen Maßnah-
men betroffen sind demnach 227
Beschäftigte.

Unsicherheît durch Pandemie
Die Fluggesellschaft befindet sich
wegen der Corona-Pandemie und
eines drastischen Rückgangs der
Passagierzahlen seit März unter
Druck. Einige. Maschinen der Ge-
sellschaft wurden vorläufig still-
gelegt, andere fliegen, doch mit
weniger Auslastung und mit weni-
ger Frequenzen als normal. Die Ge-
sellschaft rechnet für das laufende
Jahr mit einem Fehlbetrag in Mil-
lionenhöhe. Luxair-Chef Gilles
Feith erklärt die Situation im

Unternehmen folgendermaßen:
„Es ist nichts mehr, wie es war."
So würden heute Reisen nur sehr
kurzfristig gebucht und ebenso
kurzfristig abgesagt. Das mache es
schwierig, Flüge zu planen. So-
wohl beim Linienverkehr wie auch
bei Urlaubsreiseverkehr.

Die positive Nachricht: wäh-
rend die Passagierzahlen rapide
eingebrochen sind, stieg hingegen
das Aufkommen der Fracht um 20
Prozent. Darum sei es nun auch nö-
tig, so Feith, dass Beschäftigte, die
sonst im Passagierbetrieb arbei-
ten, heute zum Beispiel im Fracht-
bereich arbeiteten. „Jeder trägt sei-
nen Teil dazu bei, die Zukunft von
Luxair zu sichern", bewertet Feith
das Ergebnis der Tripartite -Ge-
spräche.

Mobilitätsminister Bausch sagte
im Anschluss,: en die Tripartite:
„Wenn wir zusammen kooperie-
ren, kommen wir durch die Kri-
se."

Luxair habe eine schwierig kom-
plizierte Situation. Es werde auch
noch lange so bleiben. Während
der Dauer des gestern unterschrie-
benen Geschäftsplans für die Lu-
xair werden sich Firmendirektion,
Personal und Staatsvertreter zwei-
mal im Jahr treffen, um die Situa-
tion im Betrieb und in der Bran-
che jeweils neu zu beurteilen. Der
Staat hilft und hofft, so Bausch,
dass die Situation der Luftfahrt-
branche 2024 besser ist als heute.

Alle Sozialpartner begrüßten
gestern die getroffenen Vereinba-
rungen, gleichzeitig wurde betont,
dass niemand wisse, ob es damit
bis 2024 getan sei. „Bis dahin ist
noch ein langer Weg, und alles
hängt davon ab, wie lange die Pan-
demie dauern wird", so Bausch. Er
hoffe, dass die Maßnahmen ihre
Wirkung täten und nicht an wei-
teren Schrauben gedreht werden
müsse. Bausch verweist darauf,
dass die derzeitige Krise keine nor-
male Konjunkturtrübung sei. „Das
erschwert die Voraussicht."

An den Gesprächen nahm ges-
tern auch Finanzminister Pierre
Gramegna teil, der versicherte,
dass der Staat als Mehrheitsaktio-
när auch weiterhin in die Luxair in-
vestiere. Eine Kapitalerhöhung bei
der Gesellschaft sei aber nicht ge-
plant, so Gramegna. Das stehe
nicht auf der Tagesordnung. Die
gestern beschlossenen indirekten
Hilfsmaßnahmen, für die laut Mi-
nister etwa 50 Millionen Euro im
Staatshaushalt vorgesehen sind,
bedürfen im Gegensatz zu direk-
ten Finanzspritzen keiner Zustim-
mung der EU -Wettbewerbsbehör-
de.

•Esliegt noch ein• langer Weg vor
uns.
François Bausch, Mobilitätsminister



30 Jahre Seefahrernation:
Luxemburgs Hochsee -Schiffsregister
Von Marco Meng

Dass sich Luxemburg mit einem
eigenen Schiffsregister „aufs
Meer" traute, obwohl es ein Bin-
nenland ist, mag als raffinierter
Streich eines Zwergs gelten, der
neue Einnahmequellen sucht und
seine Wirtschaft diversifizieren
will. Ganz ungewöhnlich ist es aber
tatsächlich nicht: So hat die
Schweiz seit 1923 ein Seeschiff-
fahrtsamt, und die Tschechische
Republik verfügt über die größte
Flotte eines europäischen Landes
ohne eigene Küste. Aber während
beispielsweise Osterreich nach
vielen Jahrzehnten des Rückgangs
geflaggter Seeschiffe 2012 sein See -
schifffahrtsrecht einmottete, hat
sich das von Luxemburg bewährt.
Es wird am Montag, den 9. No-
vember, 30 Jahre alt.

„Jeder in der luxemburgischen
Seeverkehrsverwaltung war sich
damals bewusst, dass es keinen
Spielraum für Fehler in Sicher-
heitsfragen geben durfte”, erklärt
heute der Jurist Marc Glodt, der
1991 die Seeverkehrsverwaltung
Luxemburgs eingerichtet hat und
erster Commissaire du gouverne-
ment aux affaires maritimes war.

Das Gesetz über das Seeschiffs-
register ist ein Rahmengesetz, das
die Registrierung von Schiffen und
die Eintragung von Hypotheken er-
möglicht, die Mechanismen für die
Überprüfung und Zertifizierung
von Schiffen bestimmt und die So-
zialstandards für das Seepersonal
festlegt, die nach den Tarifen des
Wohnsitzes bezahlt werden. Ein
zweites Gesetz mit umfangrei-
chem Regelwerk ratifiziert die
internationalen Konventionen in
diesem Bereich.

Der breiten Öffentlichkeit dürf-
te erstmals bekannt geworden sein,
dass Schiffe unter Luxemburger
Flagge auf den Weltmeeren fah-
ren, als Piraten Anfang 2016 das
unter luxemburgischer Flagge fah-
rende Schiff „Bourbon Liberty 251"
im Golf von Guinea überfielen
oder im letzten Jahr, als erstmals
in der Geschichte der Luxembur-
ger Seefahrt mit dem Schlepp- und
Versorgungsfahrzeug „Bourbon
Rhode" ein Schiff mit der Flagge

des roten Löwen während eines
Hurricanes im Atlantik gesunken
war. Solche Meldungen sind na-
türlich Horrornachrichten für den
Luxemburger Seefahrt -Sektor.

Kontrollen auf den Schiffen
Der technische Zustand der Schif-
fe muss also genauso kontrolliert
werden wie die Einhaltung von Ge-
setzen nicht ganz einfach, denn
die Schiffe sind ja nie in Luxem-
burg, das zu den ersten Ländern ge-
hörte, die 2006 eine internationale
maritime Arbeitskonvention
(MLC) über die Arbeit von See-
leuten ratifiziert haben. Darin sind
Minimalgarantien in Sachen Min-
destlohn (625 US-Dollar im Mo-
nat), Arbeitsschutz, Gesundheits-
vorsorge und Versicherung fest-
geschrieben.

Dazu Robert Biwer, der das dem
Wirtschaftsministerium eingeglie-
derte Commissariat aux affaires
maritimea (CAM) leitet: „Wir ha-
ben ein Netzwerk von unabhängi-
gen Inspektoren, die laut einer
Checkliste, die wir zur Verfügung
stellen, die Schiffe etwa einmal im
Jahr kontrollieren." Solche „Flag
State Inspections" dauern norma-
lerweise einen ganzen Tag.

Zu den regelmäßigen Kontrol-
len durch Hafenbehörden kom-
men Prüfungen durch Klassifizie-
rungsgesellschaften hinzu, die im
Namen der CAM technische Zer-
tifikate ausstellen und auch die
Einhaltung des Arbeitsrechts über-
wachen. Laut Jahresbericht des
CAM wurden 2019 auf 170 in Lu-
xemburg zugelassenen Schiffen
Kontrollen durchgeführt, dabei
stellten die Prüfer auf 97 Schiffen
Mängel fest. „Je nach Schwere der
Probleme", so Biwer, „kann das
Schiff festgehalten werden, bis die-
se korrigiert wurden oder bei we-
niger schwerwiegenden Mängel
darf das Schiff weiterfahren, aber
mit der Auflage, dass der Reeder
oder die Besatzung diese zeitnah
behebt und dies auch dokumenta-
risch belegt."

Einganzer Witschaftszweig

Anfangs nutzten belgische Reeder
die Luxemburger See -Flagge - ro-

ter Löwe auf blau -weiß gestreif-
tem Hintergrund -, und auch heu-
te noch hat das aus Belgien stam-
mende Familienunternehmen Jan
de Nul, das seinen Firmensitz in-
zwischen ins Großherzogtum ver-
lagerte, die meisten Schiffe im Lu-
xemburger Hochseeregister, ge-
folgt von CLdN (Compagnie lu-
xembourgeoise de navigation), frü-
her als Cobelfret bekannt, das heu-
te ebenfalls seinen Firmensitz in
Luxemburg hat.

„Die luxemburgische Flagge hat
ihre Nische und ihre Nutzer ge-
funden", so das Fazit von Glodt
nach 30 Jahren. In den 30 Jahren
wurden insgesamt rund 800 Schif-
fe im Land registriert. 215 Schiffe
zählt das Register aktuell. Vor fünf
Jahren waren es noch 245 Hoch-
seefahrzeuge. Vor allem die Zahl
der großen Schiffe mit mehr als
25 000 Bruttoregistertonnen hat
sich verringert, wobei nicht allein
die Bruttoregisterzahl für die Be-
deutung des Sektors ausschlagge-
bend ist.

Robert Biwer von der CAM ver-
weist darauf, dass von der Ein-
richtung eines Schiffsregisters zum
Beispiel auch - und das wohl nicht
unbeabsichtigt - Banken, Steuer-
berater, Wirtschaftsprüfer, Rechts-
anwälten und die Versicherungs-
branche im Land profitiert: Mit
Bruttoprämien von mehr als 640
Millionen Euro verbuchten
Schiffsversicherer wie die West of
England Ship Owner, Tokio Mari-
ne, The Britannia Steam Ship In-
surance oder die International Shi-
powners Reinsurance. Insgesamt
sind im Land etwa 3 000 Men-
schen im „pavillon maritime" be-
schäftigt. Insgesamt 207 Schiff-
fahrtsunternehmen („Entreprises
maritimes") gab es Ende 2019 in
Luxemburg.

Neben Luxus -Charteryachten,
kleineren Containerschiffe, Tan-
kern und vor allem Spezialbagger -
schiffen sind in Luxemburg aber
keine Fischereischiffe und auch
keine Kreuzfahrtschiffe regis-
triert. Letzteres vor allem auch
deshalb, weil Kreuzfahrtschiffe
große Crews haben und das ein
enormer Aufwand für die Luxem-
burger Verwaltung wäre. Eigent-
lich wollte man auch keine „gro-
ßen Öltanker mehr" - hieß es vor
Jahren aus dem Wirtschaftsminis-
terium. Allerdings sind im Luxem-
burger Schiffsregister 15 Tanker,
darunter das größte Schiff unter
Luxemburger Flagge, die 228 Me-
ter lange und 38 Meter breite „Cie-
lo di Cagliari" von d'Amico Tan-
kers, die 2018 von Hyundai in Vi-



etnam gebaut wurde und eine La-
dekapazität von 90 000 Kubikme-
tern hat.

Der Schiffsbagger -Riese Jan de
Nul, der weltweit Häfen wie den
Frachthafen „Tanger Med" in Ma-
rokko baut, Windparks errichtet
und künstliche Inseln aufschüttet,
hat rund 500 Beschäftigte in Ca -
pellen. Die 160 Kapitäne und mehr
als 3 000 Besatzungsmitglieder des
Unternehmens werden regelmäs-
sig dort an der „Jan de Nul Acade-
my" fortgebildet - Luxemburger
sind allerdings nicht darunter.

Laut Commissariat aux affaires
maritimes waren Ende Dezember
2019 insgesamt 14 336 aktive See-
leute auf in Luxemburg zugelasse-
nen Schiffen registriert. Der An-
teil der Europäer beträgt 49 Pro-
zent bei den Offizieren und 28 Pro-
zent bei den Mannschaften. Hier
stammt der größte Teil von den
Philippinen (22 Prozent), gefolgt
von der Ukraine, Belgien, Indien
Kroatien und den Niederlanden.

Umweltschutzes
Umweltschutzverbände kritisieren,

dass Luxemburg das Internationale
Übereinkommen über das sichere
und umweltgerechte Recycling von
Schiffen, auch „Hong Kong -Kon-
vention" genannt, der Internatio-
nalen Seeschifffahrtsorganisation
IMO noch immer nicht unterzeich-
net haben. Allerdings ist diese
„Hong Kong -Vereinbarung" 2013
EU -Recht geworden. Demnach dür-
fen EU-geflaggte Schiffe nur noch
in EU -gelisteten Werften abge-
wrackt werden. Bislang wurde aber
noch kein Schiff unter Luxembur-
ger Flagge verschrottet. Trotzdem
ist die Umweltfrage eine Wichtige,
gehört die Schifffahrt doch mit zu
den größten Treibhausgasprodu-
zenten. Weltweit sind allein etwa
5 000 Containerschiffe auf den
Meeren unterwegs, 80 Prozent des
internationalen Warenhandels fi-
ndet über die Ozeane statt.

Gleichzeitig herrscht zwischen
den Registrierungsländern auch
ein Wettbewerb bei den Tarifen.
Die Länder mit den meisten regis-
trierten Handelsschiffen sind Pa-
nama (6 500), Liberia (3 000) und
die Marshall -Inseln (2 700). Das

europäische Land mit der größten
Handelsflotte ist Malta (1 700).

Hier will Luxemburg eigene Wege
gehen: Im Koalitionsvertrag 2018
ist davon die Rede, das Schiffsre-
gister entsprechend zu moderni-
sieren und ein Konzept des „Green
Shipping" einzuführen. Luxem-
burgs Schifffahrtsbehörde unter-
sucht diesbezüglich, wie man bei-
spielsweise durch Steuernachlässe
oder ähnliche Maßnahmen „grüne
Schifffahrt" finanziell unterstüt-
zen kann.

„Wenn Luxemburg diesen Wirt-
schaftssektor in den kommenden
Jahren der Legislaturperiode noch
ausbauen möchte, müssen grund-
legende Nachhaltigkeits- und Men-
schenrechtsstandards berücksich-
tigt werden", fordert die Vereini-
gung Justice et Paix Luxembourg.
Und kritisiert dabei, dass men-
schenrechtliche Fragen im Regie-
rungsprogramm gar nicht ange-
sprochen wurden und der Begriff
des „Green Shipping" nicht klar de-
finiert sei.

Die Luxemburger
Flagge hat ihre
Nische und ihre
Nutzer gef Linden.

Schwieriger Seeweg zu"GreenShipping"Fort vom Schweröl, hin zu Marinedie-
sel, so heißt es derzeit bei Schiffseig-
nern und Werften. Seit in diesem Jahr
weltweit der maximale Grenzwert
von Schwefel in den Abgasen von
Schiffstreibstoffen auf 0,5 Prozent ge-
senkt wurde, wird bei der Luxembur-
ger Firma Apateq vor allem eins ge-

baut: Filtersysteme für Hochseerie-
sen. „Wir haben bis dato über 150 An-
lagen zur Aufbereitung des Wassers
aus Rauchgaswaschanlagen ausgelie-
fert", teilt Dirk Martin, Geschäftsfüh-
rer von Apateq, mit. Weltweit müssen
bis zu 70 000 Hochseeschiffe umge-
rüstet werden. Nach Justice et Paix
Luxembourg soll „Green Shipping"
aber nicht nur eine Frage der Treib-
hausgasemissionen oder Schwefelge-
halt von Schiffskraftstoffen bleiben,
sondern ökologische und soziale As-
pekte vollumfänglich beinhalten.
Green Shipping ist umsetzbar, sagt

David Lutty, Direktor von Jan de Nul,
doch die Umsetzung sei nicht einfach.
Fabrice Maire, Vorsitzender des 2008
gegründeten Interessenverbands
„Cluster maritime luxembourgeois"
präzisiert: Er geht davon aus, dass
„ökologische Schifffahrt" letztlich
auch zur Verbesserung der Wettbe-
werbsfähigkeit der Luxemburger Flag-

ge beitragen werde. „Wir sollten je-

doch nicht erwarten, dass in zwei bis

drei Jahren ein Durchbruch bei die-
sem Thema erzielt wird."

Maire sieht die Dekarbonisierung
des Seeverkehrs durch die aktuelle
Covid-19-Krise gebremst wegen man-
gelnder staatlicher Förderung von Al-
ternativen zu fossilen Brennstoffen.
Dennoch würden Schiffseigner bereits
umrüsten, auch wenn viele Schiffe
auf den Weltmeeren derzeit unter
dem Selbstkostenpreis betrieben wer-
den. Die CLdN, so Maire, hat Dual-Fu-

el -Schiffe in Auftrag gegeben, die die
Möglichkeit haben, auch mit umwelt-
freundlicherem Flüssigerdgas zu fah-
ren, während sich Jan De Nul und DE -
ME zusammentaten, um gemeinsam
mit dem portugiesischen Meeresfor-
schungszentrum ein wissenschaftli-
ches Forschungsprojekt zum Küsten-
schutz und zur Eindämmung der Aus-
wirkungen der globalen Erwärmung
zu starten. Auch diese beiden Schiffs-
unternehmen habe neue Schiffe mit
emissionsarmer Antriebstechnologie
geordert.

Der Luxemburger maritime Sektor
hoffe auf die Förderung ökologischer
Investitionen und die Gewährung fi-
nanzieller Anreize für die Reeder. Der
Verband habe dazu dem Wirtschafts-
ministerium zu dem neuen Seegesetz,
an dem zurzeit gearbeitet wird, ent-
sprechende Vorschläge unterbreitet,
so Maire.





JUBILÄUM „Commissariat aux affaires maritimes" feiert Geburtstag
Chr;stiaEz P~i~rüer
Obwohl Luxemburg keinen
eigenen Zugang zum Meer
hat, ist das Land seit 30 Jah-
ren eine Seefahrernation. Am
9. November 1990 wurde das
Gesetz zur Gründung des
„Commissariat aux affaires
maritimes" angenommen.
Dass Luxemburg ein Schiffs-
register aufgebaut hat, geht auf
den ehemaligen Wirtschafts- und
Transportminister Robert Goeb-
bels zurück. Im Rahmen einer
Promotionsreise sei er darauf auf-
merksam geworden, „dass bis zu
90 Prozent des Welthandels über
das Meer laufen — und Luxem-
burg keinen Anteil daran hatte",
sagte er vor einigen Jahren gegen-
über dem Tageblatt. „Ich dach-
te, ein maritimer Sektor wäre ein
guter Zusatz für den Finanz- und
Versicherungsplatz. Auch Län-
der ohne eigenen Meereszugang
haben Schiffsregister, beispiels-
weise die Schweiz und Öster-
reich", so Goebbels damals weiter.
„Dann hatte ich dem Regierungs-
rat einen Vorschlag gemacht. (...)
Erst nach viel Hin und Her stimm-
te das Parlament zu. DP, KP und
ADR stimmten nicht zu."

Eine Schlüsselrolle im Aufbau
des Luxemburger Schiffsregisters
hatte Belgien. Es „war ein unglaub-
licher Glücksfall", sagte Goebbels
damals. Von seinem belgischen
Amtskollegen Jean -Lue Dehae-
ne (späterer Premierminister) sei
er gefragt worden, ob es möglich
wäre, die gesamte belgische Flot-
te ins Luxemburger Schiffsregister
einzubringen. „Es war eine typi-
sche ,histoire belge'. Die belgische
Gesetzgebung zum Schiffsregister
war veraltet. Die gesamte Flotte
flämisch. Eine politische Einigung
war nicht möglich. Dehaene ver-
suchte, über den Umweg Luxem-
burg, Bewegung in die Sache zu

bringen." Auf einen Schlag kamen
so mehrere Dutzend Schiffe ins
Luxemburger Register. Ein paar
Jahre später hatte Belgien seine
Gesetzgebung erneuert. Die meis-

ten gingen zurück. Einige jedoch
sind geblieben.

Belgien spielte
eine cl l sselrolle

Die Zahl der Luxemburger Schif-
fe beläuft sich heute auf insgesamt
215. Die Art Schiffe, die am stärks-
ten im Register vertreten ist, sind
Versorgungsschiffe (etwa für Öl-
plattformen). Am zweitmeisten
vertreten sind Baggerschiffe, ge-
folgt von kommerziellen Yachten
und Containerschiffen.

Nicht jeder wird im Register auf-
genommen: „Kein Schiff darf älter
als 15 Jahre sein, wenn es erst-
mals in Luxemburg angemeldet
wird", so Robert Biwer gegenüber
dem Tageblatt. „Wir wollen keine
Mülltonne für alte Schiffe sein.
Wir wollen moderne Schiffe. Das
ist auch besser für die Umwelt."
Robert Biwer ist „Commissaire
du Gouvernement aux Affaires
maritimes". Zuvor war er unter
anderem Sprecher im Wirtschafts-
ministerium und Konsul in San
Francisco. Er hat das Ruder 2008
von Marc Glodt, zuvor Attaché im
Arbeitsministerium, übernommen,
der die Abteilung im Wirtschafts-
ministerium 18 Jahre lang auf-
gebaut hatte.

Große Öltanker und Fischer-
boote will Luxemburg ebenfalls
nicht im Register haben. Das war
eine politische Entscheidung.
Große Passagierschiffe, etwa
Kreuzfahrtschiffe, gibt es auch
keine. Da arbeiten mehrere tau-
send Menschen auf einem Schiff,
was einen großen Arbeitsaufwand
für die kleine Behörde bedeuten
würde. Auf den luxemburgischen
Schiffen sind aktuell insgesamt
rund 4.000 Matrosen beschäftigt.

Zuletzt ist die Zahl der Luxem-
burger Schiffe leicht geschrumpft.
Vor einigen Jahren zählte das Re-
gister noch 250 Meeresschiffe.
Der Rückgang liegt unter ande-
rem am niedrigen Ölpreis, wie
Biwer erklärt. Dieser habe dazu

geführt, dass einige Ölplattformen
und somit auch ihre Versorgungs-
schiffe eingemottet wurden. Die
Zahl der Baggerschiffe sei derweil
stabil geblieben. „Unabhängig von
der wirtschaftlichen Lage müssen
Kanäle freigeschaufelt werden.
Ihre Projekte laufen."

-Ge lungene }~~lche

~ e ing

In diesem Jahr spürt die Branche
die Pandemie. Sowohl die Mit-
arbeiter auf den Schiffen als auch
die grenzüberschreitende Aktivität
der Behörde. „Das ist alles nicht
einfach", so der Kommissar. Je
nach Hafen, Land und Schiff sit-
zen manche Angestellte „Wochen
auf ihren Schiffen fest, während
andere nicht an Bord kommen
können." Glücklicherweise gehe
es mittlerweile wieder besser als
zu Jahresbeginn.

Die Verwaltung selbst hat Pro-
zeduren verändert, elektronische
Dossiers ermöglicht und arbeitet
von zu Hause aus. Selbst eine App
hat sie eingeführt, mit der man
mittels Video live Kontrollen auf
Schiffen durchführen kann — ohne
selbst präsent zu sein. Nach Covid
setze sich die Modernisierung
und Digitalisierung wohl fort, sagt
Biwer. „Die digitale Infrastruktur
steht jetzt. Und sie bedeutet einen
Zeitgewinn. Das werden wir in
Zukunft weiter benutzen."

In den 30 Jahren seit der Grün-
dung hat sich rund um das Regis-
ter ein kleiner, aber dynamischer
Wirtschaftssektor entwickelt. Lu-
xemburger Schiffe haben Offsho-
re -Windparks in Belgien aufgebaut
und eine der Palmeninseln vor
Dubai errichtet. Schätzungen zu-
folge steht der Bereich hierzulande
direkt für rund 300 Arbeitsplätze.
Doch er bringt auch Geschäfte für
Anwaltskanzleien, Finanzinstitute
und Versicherer. Geschätzte 2.500
Arbeitsplätze in Luxemburg haben
mit dem maritimen Sektor zu tun.



Drei Schiffsregister
Das „Commissariat aux affaires maritimes" ist die staatliche Ver-
waltung, die für das Meeresschiffsregister zuständig ist. Ehe ein
Schiff in Luxemburg angemeldet wird, untersucht die Behörde mit
knapp 20 Mitarbeitern technische Daten und andere Dokumen-
te, etwa die Besitzverhältnisse des Schiffes. Daneben gibt es hier-
zulande ein „Registre de plaisance", wo Leute, die in Luxemburg
wohnen, ihre eigenen Freizeitschiffe und -boote eintragen können.
Dort sind etwa 1.000 Einheiten (Segelboote, Motorschiffe, Jetskis
usw.) eingetragen. Auch dieses Register wird vom „Commissariat
maritime" verwaltet. Das dritte Luxemburger Schiffsregister ist für
die Binnenschiffe zuständig. Es wird vom Transportministerium
aus geleitet. Bei der Binnenschifffahrt handelt es sich mehr um
eine Transportaktivität, bei der Schiffe auch Luxemburg anlaufen.



Mobilitätsministerium will Fahrrad -Boom nicht verpuffen lassen und beschleunigt Infrastrukturprojekte

Luxemburg. „Wir haben die Pande-
mie nicht gebraucht, um zu wis-
sen, dass Radfahren die Antwort
auf viele Probleme darstellt", er-
klärte Mobilitätsminister François
Bausch (Déi Gréng) jüngst auf
einer internationalen Videokonfe-
renz (siehe Kasten rechts). Die
Pandemie habe gezeigt, wie Men-
schen sich instinktiv dem Fahrrad
zugewandt hätten. Selbst in einem
Land wie Luxemburg, in dem fast
jeder Erwachsene ein eigenes Auto
besitze, habe es einen Ansturm auf
Fahrradgeschäfte gegeben.

„Während dem Lockdown stell-
ten sie dann fest, dass ihnen plötz-
lich viel mehr Platz im öffentli-
chen Raum zustand", fährt Bausch
vor internationalem Forum fort.
Wohl auch wegen der ausgedehn-
ten Telearbeit seien weit weniger
Autos unterwegs gewesen. „Als
der Lockdown dann gelockert wur-
de, kehrten die Autos zurück und
so zogen sich auch die Radfahrer
an die wenigen Orte zurück, an
denen sie in Sicherheit fahren
konnten", bedauert der Minister.
Nun würden die Menschen aber
gerne weitermachen wie vorher.

Nicht ohne Stolz zeigt François
Bausch beim Webinar dann auch,
welche großen Projekte sein Mi-
nisterium derzeit in Luxemburg in
Planung hat - allem voran das der-
zeitige Steckenpferd, die, schnelle
Trambahn und die damit verbun-
dene, 13 Kilometer lange Fahrrad-
autobahn zwischen der Haupt-
stadt und Esch/Alzette. Aller-
dings, und das ist in Luxemburg
durchaus bekannt, wird dieses Pro-
jekt frühestens 2028 und dann auch
nur zwischen Cloche d'Or und
Foetz fertiggestellt sein.

Fahrrad -Boom oder Fahrrad -Blase?
Dabei scheint klar, dass wenn nicht
sofort und kurzfristig Veränderun-
gen kommen, der Fahrrad -Boom in
Luxemburg zur Fahrrad -Blase wird
und platzt. Die Gelegenheit, wie im
Ausland Pop -Up -Radwege einzu-
führen, auf denen nun aufgebaut
werden könnte, wurde nicht ge-
nutzt. Sollte es nun bei Sonntags-
reden und Versprechen bleiben?

Auf diese Frage und auf seinen
Vortrag beim Webinar angespro-
chen, betont der Mobilitätsminis-
ter gegenüber dem „Luxemburger
Wort", dass man den Fahrrad-

Boom keineswegs verpuffen lasse.
Ganz im Gegenteil: Man habe sich
bemüht, die Arbeiten an einem
Dutzend bestehender Projekte vor-
anzutreiben, um diese binnen der
nächsten zwei Jahre abzuschlie-
ßen. Auf diese Weise soll die neue
Dynamik aufgefangen werden.

Direkte Wege in die Stadt

So könne nun endlich die direkte
Verbindung zwischen Walferdin-
gen und der Hauptstadt fertigge-
stellt werden. Knackpunkt war das
geplante Teilstück in Dommeldin-
gen entlang der Eisenbahn über das
ArcelorMittal-Gelände. Nun lägen
aber sowohl die Genehmigung der
Umweltverwaltung vor als auch
ein Flächennutzungsvertrag des
Grundeigentümers für 50 Jahre.
Die Straßenbauverwaltung habe
zudem bereits das Lastenheft für
die Arbeiten fertiggestellt.

Auf eine direkte Verbindung
zwischen Esch/Alzette und der
Hauptstadt müsse indes nicht bis
2028 gewartet werden. Denn man
habe eine provisorische Lösung
ausgearbeitet. Beim Velosummer
habe man nämlich festgestellt, dass
der CR 169 zwischen Leudelingen
und Steinbrücken lediglich für den
öffentlichen Transport von Bedeu-
tung sei, sodass man nun eine end-
gültige Sperrung ins Auge fasst.
Dann würden nur noch kleinere
Puzzlestücke fehlen, um binnen
maximal 18 Monaten einen direk-
ten und sicheren Radweg zwi-
schen Esch und der Hauptstadt an-
bieten können.

Beschleunigt werde nun auch
der Bau des geplanten Express-
wegs zwischen Bettemburg und
Luxemburg -Stadt. Hier plant das
Ministerium, aus dem von der CFL
eingerichteten provisorischen
Radweg eine Dauerlösung zu ma-
chen. Die Genehmigungen wür-
den ohnehin bereits vorliegen und
der neue Verlauf habe sich zudem
als besser geeignet entpuppt, als
der ursprünglich geplante. Gute
Nachrichten gebe es auch zur
PC 27 zwischen dem Bahnhalt
Cents, Sandweiler und Contern:
Hier sei man dabei Zugriff auf die
letzten erforderlichen Grundflä-
chen zu bekommen. Zudem arbei-
te man auch mit der Gemeinde He-
speringen an einer Anbindung an
diesen neuen Radweg.

Ebenfalls gemeinsam mit der
Gemeinde Hesperingen fasse man
derzeit die Errichtung der PC 11 ins
Auge, die bald Hassel und Alzin-
gen verbinden soll. Auch hier ha-
be nämlich der Velosummer ge-
zeigt, dass eine Sperrung des
CR 154 kein echtes Problem dar-
stelle. Zusammen mit der Stra-
ßenbauverwaltung prüfe man der-
zeit die Machbarkeit einer sol-
chen permanenten Sperrung für
den Allgemeinverkehr.

Zur Fertigstellung der PC 32
zwischen Bridel, Strassen und Eich
habe man indes alle Obstakel aus-
räumen können.

Von der Vennbahn bis in den Süden
Im Norden werde zudem der Aus-
bau der Vennbahn zwischen Ul-
flingen und Clerf vorangetrieben,
der parallel zur Transversale von
Clerf verlaufe. „Zwar sind hier
noch nicht alle Hürden überwun-
den, aber wir können jetzt Gas ge-
ben", betont Bausch. Von Clerf aus
sei man dann bald schnell über Et-
telbrück im Süden des Landes.

Im tiefen Süden meldet Bausch
Fortschritte bei der PC 8 zwi-
schen Esch und Belval, wo die Ge-
nehmigung des Umweltamts nun
vorliege, eine Konvention mit Ar-
celorMittal unterzeichnet sei und
die Straßenbauverwaltung einen
besseren Zugang ins Zentrum von
Esch analysiere. Voran werde es
nun auch auf der PC 8 zwischen
Beles und Niederkorn gehen, wo
ein Baum die Pläne gestoppt habe.

Auch könne nun die Verbin-
dung entlang der N17 zwischen
Bleesbréck und Gilsdorf gebaut
werden. Und für die PC 22 zwi-
schen Bleesbréck und Fouren leite
man jetzt die Enteignungsproze-
dur ein. Zu guter Letzt gebe es auch
bei der PC 21 zwischen Goebels-
mühel und Kautenbach Fortschrit-
te. Hier müsse man die Pläne nach
Einwänden des Wasserwirt-
schaftsamts zwar überarbeiten,
man sei aber zuversichtlich.

In Kürze zwei Einweihungen

Darüber hinaus werde im Früh-
jahr der Radweg zwischen Mersch
und Schoenfels eingeweiht und im
Januar bereits jener in der haupt-
städtischen Avenue de la Liberté.
„Wenn die Stadt Luxemburg dann
auch noch den Radweg vom Stadt-
park auf den Boulevard Prince



Henri verlegt, dann gibt es eine si-
chere Verbindung für Radfahrer
zwischen dem Bahnhof und Kirch-
berg", meint François Bausch.
„Diese wird dann sehr schnell so
attraktiv werden, dass der Rad-
verkehr erheblich zunimmt." Mit
der Gemeinde müsse man dann
überlegen, wie man die Radfahrer
sicher aus den Stadtvierteln zu die-
ser zentralen Achse bekomme.

Auch ansonsten verspricht
Bausch, Bürgermeister bei der Pla-
nung künftig stärker zu unterstüt-
zen. „Das Fahrrad wird bei den
nächsten Kommunalwahlen eine
weitaus größere Rolle spielen, als

in der Vergangenheit", meint er ab-
schließend. „Wer nicht versteht,
dass wir die Städte den Menschen
zurückgeben müssen, der wird
bald das Nachsehen haben."
Webinar: Die Pandemie
als Beschleuniger
Das Ross Center für nachhaltige
Städte des US-amerikanischen
World Ressources Institute (WRI)
hatte kürzlich gemeinsam mit dem
Luxemburger Mobilitätsministerium
ein internationales Online -Diskuss-
ionspanel organisiert. Dabei führte
etwa der beigeordnete Bürgermeis-
ter von Paris, David Belliard, vor,

wie die Pandemie genutzt wurde,
um das Zentrum der französischen
Hauptstadt quasi im Handumdre-
hen, aber dauerhaft in eine durch-
weg fahrradfreundliche Stadt zu
verwandeln. Als prominenter Gast-
redner war auch der dänische Städ-
teplaner Mikael Colville-Anderson
eingeladen, der dafür bekannt ist,
das Kopenhagener Modell in alle
Welt zu exportieren. Die Aufzeich-
nung des Webmars „Cycling as a
Mobility Solution for Challenging
Times" steht auf der WRI-Webseite
zur Ansicht bereit:
฀ http //bit.ly/WRlpanel

Neue Lobbyisten bringen Bewegung ins Spiel
Bei dem internationalen Diskussions-
panel hat Mobilitätsminister François
Bausch keinen Hehl aus seiner Freude
darüber gemacht, dass die Pandemie
auch zu Entstehung einer ganz neuen
Radfahrer -Lobby geführt hat. „Diese
Menschen wollen die Freiheiten, die
sie während dem Lockdown entdeckt
haben auch weiter beanspruchen",
erklärte Bausch. „Sie wollen sicher
Radfahren und das nicht nur auf tou-
ristischen Sightseeing-Touren über
Land, sondern jederzeit und überall."

Daran, dass derartiger Rückhalt
dem Minister sehr zupass kommt,
lässt Bausch keinen Zweifel. „Wir
müssen deren Traum nun Wirklichkeit
machen", betont er. „Radfahren ist
eine der schönsten Möglichkeiten, um
frei zu atmen. Und die Welt muss
mehr denn je atmen."

Doch wer ist diese Lobby, von der
François Bausch seinen Amtskollegen

erzählt? Zum einen gibt es sie teil-
weise schon länger, zum anderen ist
sie weit bodenständiger: Sie zielt
nicht etwa auf die freie Welt ab, son-
dern auf konkrete Veränderungen auf
lokaler Ebene - und organisiert sich
über soziale Medien.

Mobilisierung über soziale Medien
Während traditionsreiche Bewegun-
gen wie Critical Mass in Luxemburg
ums Überleben kämpfen und die alt-
eingesessene Lëtzebuerger Vëlosini-
tiative, (LVI), die sich inzwischen Pro-
Velo.lu nennt, soziale Medien gerade
erst zu entdecken scheint, leisten an-
dere die Vorarbeit: So etwa @Luxem-
bourgize, einanonymer Aktivist mit
ausgeprägtem Fachwissen, der seit
Jahren via Twitter auf Infrastruktur -
schwächen und Lösungsansätze für
mehr Sicherheit für Fußgänger und
Radfahrer aufmerksam macht.

Die neuen Mitspieler sind indes
vorrangig lokal angesiedelt und es ge-
lingt ihnen, zu mobilisieren: Vélo Did-
deleng und E(s)ch biken sind im Sü-
den des Landes aktiv, Siggy the Cyc-
list in der Autofestung Luxemburg.

Bausch ermutigt deren Vorgehen
im LW-Gespräch: „,Wer es fertig-
bringt, spontan binnen 24 Stunden
mehr als 100 Radfahrer zu mobilisie-
ren, der führt auch eine nationale
Fahrraddemo zu einem großen Er-
folg", meint er. „Und kann dann viel-
leicht auch dort etwas bewirken, wo
es derzeit noch Widerstände gibt." Es
sei daher auch wichtig, dass sie sich
mit ihren konkreten Forderungen bei
den jeweiligen Bürgermeistern bè-
merkbar machen. Allerdings, mahnt
Bausch, sollten die neuen Aktivisten
auch die Mühender Kommunen lo-
ben. Eine positive Unterstützung sei
ebenso wichtig wie Kritik.



Minister Bausch stellt Nationalen Verkehrsplan Ende nächsten Jahres vor
LUXEMBURG

PATRICK WELTER

Nachdem jetzt ziemlich klar ist,
dass die Überland-Trambahn

zwischen der Hauptstadt und
Esch/Alzette kommen wird,

fragt man sich in anderen Ecken des Lan-
des, wie es mit ähnlichen Projekten aus-
sieht. Genaue Auskunft über den Stand
der Dinge wollten die beiden sozialisti-
schen Abgeordneten Francine Closener
und Cécile Hemmen, auf dem Wege einer
detaillierten parlamentarischen Anfrage
an Mobilitäts- und Bauminister François
Bausch, haben

Nach der Vorstellung der Tramstrecke
nach Esch habe der Minister von zwei wei-
teren Trambahnstrecken in der Hauptstadt
gesprochen, insbesondere über eine via Ar-

loner Straße nach Strassen.

Der Koalitionsvertrag 2018-2023 sehe

vor, die besten Verkehrslösungen auch für
andere Trassen zu analysieren, etwa in
Richtung Munsbach, in Richtung Echter-
nach, in Richtung Tossebierg oder zwischen

Düdelingen und Bettemburg.
Die LSAP-Abgeordneten wollten nun

wissen, ob die bereits angesprochenen
Strecken untersucht wurden und eine
Analyse der geeignetsten Lösungen und
der Art der Verkehrsmittel begonnen oder
sogar abgeschlossen wurde? Wenn ja, wie

sehen die Schlussfolgerungen aus? Wenn

nein, warum wurden diese Analysen noch
nicht begonnen? Wann sollen sie durchge-
führt werden?

Kann der Minister in Bezug auf den Aus-

bau der Straßenbahn nach Strassen einen

Zeithorizont nennen? Wäre es nicht sinnvoll
nicht nur bis zum Tossebierg (Schulzentren)

sondern bis zum Auto-
bahnanschluss Marner-

Capellen auszubauen.
Eine Überlegung, die der
Minister selbst mehrfach
vorgebracht habe?

Verkehrspian3s

kommt Ende 2021
Die Antwort aus dem Mo-
bilitäts- und Bauminis-
terium klingt ein wenig
unwirsch. Die im Koali-

tionsprogramm vorgesehenen Analysen, um
die beste Verkehrsverbindung auf den ver-
schiedenen Trassen zu finden, würden mit

dem „Plan National de Mobilité" (PNM3S)

im vierten Quartal 2021 vorgestellt.
Bausch meint, dass es nicht darum gehe,

einzelne „Flaschenhälse" zu beseitigen,
sondern das Große und Ganze zu sehen,
und sich auch nicht davon beeinflussen zu

lassen, welches Verkehrsmittel gerade „en
vogue" ist. Die Frage sei einfach: Was passt

wo am besten? Außerdem gebe es neben
dem Staat noch drei weitere Akteure in
Verkehrsfragen - Kommunen, Arbeitgeber
und die Bürger.

Die in Angriff genommene schnelle

Trambahnverbindung nach Esch, stehe bild-
lich für ein multimodales Transportsystem.

Nicht jedes Dorf brauche eine Trambahn-
haltestelle, aber jede Region ein passendes
Transportmittel. Zum Ausbauprogramm
gehören rund 20 Straßenbauprojekte, die

Neuorganisation der Überlandbusse, etli-

che Knotenpunkte zum Umsteigen von dem
einen auf das andere Verkehrsmittel, zum
Teil mit einem P&R, ein Bündel von grenz-
überschreitenden Schnellbusverbindungen
sowie weitere Fernradwege.

Die Umsetzung des „Plan National de

Mobilité" (PNM3S) setze natürlich auch
ausreichende budgetäre Mittel voraus -
schlicht formuliert: Es wird nicht alles
möglich sein.

Konkretes: Ende 2022
Ende 2022 will Minister Bausch dem Re-
gierungsrat Vorprojekte zum Ausbau des
Trambahnnetzes mit einem dazugehören-

den Finanzierungsgesetz
vorlegen. Dazu gehören:

Eine Verbindung zwi-
schen der Innenstadt
und einem Knotenpunkt
in Strassen, in der direk-
ten Nähe zurfi' Klinik-

komplex CHL.
Eine weitere Tram-

bahnlinie auf dem
Kirchberg. Nach Norden

versetzt, zwischen dem
Boulevard Adenauer und

der Luxexpo, die die zukünftigen Wohn-
gebiete „Laangfuhr" und „Kuebebierg" er-
schließen soll.

Eine Linie vom Bahnhof zur projektier-
ten „Porte de Hollerich".

Die schon vorgestellte Verbindung von
der „Cloche d'Or"/ zu den
neuen Stadtvierteln auf der Industriebra-
che Esch-Schifflingen.



Vor rund drei Jahren wurde das erste Teilstück der Tram in Betrieb

genommen. Ab Mitte Dezember wird die Trasse durch das Stadtzentrum
bis zum Bahnhof fahren. Im Interview,spricht Luxtram-Generaldirektor

André Von Der Marck über diesen wegweisenden Schritt und die Zukunft.
Sind Sie eigentlich erleichteft, dass Mitte Dezem-
ber die Tram durchs Zentrum fährt und folglich die
Bauarbeiten abgeschlossen/sind?

Ich würde nicht sagen erleichtert, eher glücklich,
dass wir das Angebot des öffentlichen Transports
erweitern und es für die alltägliche Nutzung freige-
ben können. Das Bedürfnis ist groß uhd die Stra-
ßenbahn kann mit dem neuen Teilstück ihre Rolle
als öffentliches Verkehrsmittel im Stadtzentrum voll
ausspielen. Darüber freue ich mich, auch wenn auf-
grund der aktuellen Corona-Krise der öffentliche
Transport weniger genutzt wird.

Sie sind also nicht erleichtert, dass die komplizier-
ten Arbeiten jetzt zu Ende gehen?

Natürlich war dieses Teilstück im Stadtkern kompli-
zierter als andere. Man muss aber auch in Betracht
ziehen, dass im Zentrum mit den Bauarbeiten von
der Tram auch alles andere erneuert wurde: Bürger-
steige, Fahrradpisten, die unterirdischen Netzwerke
wie Wasser, Abwasser, Glasfaser, Gas, Strom etwa
und jetzt alles auf dem neuesten Stand ist. Solche

Arbeiten mit vielen Anrainern und Geschäften sind
natürlich nicht einfach. Auch, weil aufgepasst wer-
den muss, dass jeder noch in sein eigenes Zuhause
kommt und die Geschäfte geöffnet haben können.

Inwiefern hat Ihnen das gesammelte Know-How durch
den Bau der ersten Teilstrecke hierbei geholfen? "

Wir haben Erfahrungen gesammelt, zusammen

mit den Verantwortlichen der Gemeinde, der Stra-
ßenbauverwaltung und so gab es einen Pool von
Architekten und Ingenieuren, die genau wussten,
was es bedeutet, eine Tram zu bauen. Wir sind den
Abschnitt im Zentrum also mit einer gewissen Vor-
kenntnis angegangen. Auch, wenn die Koordination
der Arbeiten nicht immer ganz so einfach war, sind
die Arbeiten meiner Meinung nach global gesehen
recht gut verlaufen.

Es gab dennoch Anfragen auf Entschädigungen...

Insgesamt wurden 41 Dossiers eingereicht, davon
kam es bei sechs von diesen bereits zu der Aus-

zahlung einer Entschädigung, siebzehn wurden
verworfen und die anderen werden aktuell noch
behandelt. Die Dossiers werden alle genauestens
analysiert und gegebenenfalls kommt es zu einer
finanziellen Entschädigung. Es ist in meinen Augen
eine Premiere in Luxemburg, dass für Unannehm-
lichkeiten bei Bauarbeiten Entschädigungen ausge-
zahlt werden. .

Ist die Anzahl der Anfragen in ihren Augen hoch, im
Vergleich zu Straßburg oder Nizza, wo Sie auch den
Bau der Tram koordiniert haben?

Dies ist schwer zu sagen, es hängt natürlich auch
immer von den einzelnen Städten ab und davon, wo
die Tram langfahren soll. In Straßburg gab es eine

groß angelegte Entschädigungsaktion, auch weil viel
mehr Geschäfte vom Bau betroffen waren. Es wurde
für die Entschädigungen allerdings mit ganz ähnli-
chen Regeln wie in Luxemburg vorgegangen.

Wie wirkt sich die Corona-Krise auf die Anzahl der
transportierten Passagiere aus und welche Projekti-

onen gibt es mit dem neuen Teilstück für das kom-
mende Jahr?

Vor der Pandemie haben wir zwischen 30.000 und
33.000 Passagiere pro Tag befördert. Momentan
liegen wir mit 16.000 bis 18.000 Kunden bei etwa

der Hälfte. Der Einfluss der Krise ist also deutlich
zu bemerken, während des Lockdowns war die Zahl
der täglichen Passagiere sogar bis auf 3.000 gesun-
ken. Dies nur um zu zeigen, dass ich in der aktuel-
len Lage unmöglich einschätzen kann, was in einem

Monat oder nächstes Jahr ist.

Der Abschluss von Arbeiten bedeutet auch der
Beginn von neuen...

Der Ausbau in Richtung Gasperich oder zumindest
die Vorbereitungsarbeiten haben allerdings bereits
begonnen. Zum Beispiel ist die Straßenbauverwal-
tung dabei, den „pont Büchler" neu zu machen und
für die Tram fit zu machen. Luxtram selbst wird mit
den Arbeiten am Ausbau im April des kommenden
Jahres beginnen.



Bislang haben Sie es immer geschafft den angegebe-
nen Zeitplan für die Arbeiten einzuhalten. Sind Sie
in dieser Hinsicht zuversichtlich für die zukünfti-

gen Teilstücke?

Ich hoffe doch sehr. Luxtram hat sich engagiert,
sowohl die Deadlines wie auch die Kosten ein-

zuhalten. Das hat Priorität. 2022 soll der nächste
Abschnitt in Betrieb genommen werden, das werden
wir schaffen. Was den weiteren Ausbau angeht, so
wird im nächsten Jahr mit dem Bau der Brücke über
die Autobahn angefangen, um später mit der Tram
zum Flughafen zu kommen. -

2017 wurde der erste Abschnitt in Betrieb genom-
men, jetzt wird ein zweiter großer 'feil für Fahrgäste
dazukommen. Worauf sind Sie besonders stolz?

Ein erster Abschnitt ist immer etwas Besonderes, vor
allem wenn man ein neues Transportmittel in einer
Stadt anbieten kann. Ich bin aber vor allem froh,
dass wir es geschafft haben, die Infrastruktur und
die Firma aufzubauen. Als ich 2014 nach Luxem-
burg kam, bestand Luxtram aus neun Mitarbeitern,
heute sind es knapp 150. Wir bilden unsere Fah-
rer selbst aus, warten das Material und haben damit
das Know-How erschaffen, eine moderne Tram in

Luxemburg zu betreiben. Die Tram ist nicht nur
durch den Bau spannend, sondern auch durch alle
diese anderen Faktoren.

Die Stimmen der Tram -Skeptiker, die es zu Beginn
gab, sind verstummt. Sehen Sie das auch so?

Das ist ein Klassiker. Ich habe das Gleiche in

Straßburg und in Nizza erlebt, auch dort ist die
Tram aber mittlerweile ein Riesenerfolg. In Straß-
burg sind die Gegner, als die Straßenbahn dann
gefahren ist, vollständig von der Bildfläche ver-
schwunden und dies, obwohl sie vorher regelmä-
ßig ihren Platz in den Medien hatten. Ich sehe das
so: So lange man sich nur gegen eine Idee oder ein

angedachtes Projekt wehren muss, ist es recht ein-

fach, Gegenargumente, die noch nicht mal immer
wahr sind, zu finden. Wenn allerdings etwas zur
Realität geworden ist, wird diese Argumentation
weitaus schwieriger.

Der Transportminister hat den Bau einer schnellen
Tram in Richtung Esch vorgestellt. Wird Luxtram
diesen Bau koordinieren?

Wir stehen der Luxemburger Regierung zur Verfü-
gung um zu helfen, dieses Projekt zu realisieren. Und
natürlich interessiert uns diese schnelle Tram. Es
ist ein innovatives Projekt mit großen Ambitionen.
Wenn Luxtram beim Bau helfen kann oder sogar den
Bau selbst verwirklichen würde, wären wir natürlich
glücklich. Auf jeden Fall haben wir die technischen
Kapazitäten, ein solches Projekt zu leiten.

Text: Hubert Morang
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Der luxemburgische EU -Kommissar Nicolas Schmit über notwendige Kompetenzen für die digitale Arbeitswelt

Interview: Thomas Klein
Die Digitalisierung der Arbeitswelt schrei-
tet voran und wird von der aktuellen Kri-

se noch beschleunigt. Der Luxemburger
Nicolas Schmit, EU -Kommissar für „Be-
schäftigung und soziale Rechte" äußert
sich im Gespräch mit dem "Luxembur-
ger Wort" anlässlich der „European Vo-

cational Skills" über die notwendigen
Kompetenzen für den Arbeitsmarkt der
Zukunft und wie die Europäische Union
den digitalen Wandel ohne soziale Ver-
werfungen gestalten kann.
Nicolas Schmit, in Umfragen ge-
ben 40 Prozent der europäischen
Arbeitgeber an; dass sie nicht die
richtigen Mitarbeiter mit den pas-
senden Fähigkeiten finden. Auf
der anderen Seite haben wir aber
in Europa vielerorts eine hohe Ju-
gendarbeitslosigkeit. Wie erklären
Sie sich die offensichtliche Diskre-
panz zwischen den vorhandenen
Kompetenzen und den Anforde-
rungen am Arbeitsmarkt?

Dieser Mismatch ist ja an sich
nichts Neues, das finden Sie über-
all in Europa, auch in Luxemburg.
Die Gründe sind verschiedenartig
und fangen schon in der Schule an.
Manchmal sogar vorher, wenn die
Kinder nicht hinreichend auf die
Schule vorbereitet werden. Man
kann eine zunehmende Polarisie-
rung des Arbeitsmarktes beobach-
ten, mit einem Rückgang der mitt-
leren Qualifikationen, einem star-
ken Anstieg der Hochqualifizierten
und einem langsamen Anwachsen
der gering- und unqualifizierten
Arbeitnehmer. Das Problem wird
durch die Digitalisierung und die
Auswirkungen der aktuellen Krise,
die den technologischen Wandel
zusätzlich beschleunigt, noch ver-
schärft. So ist das Problem beson-
ders im digitalen Bereich sehr ak-
tuell. Dort haben wir schätzungs-
weise eine Million Positionen in
Europa, die nicht besetzt werden
können.
Verschiedene Studien gehen davon
aus, dass durch Digitalisierung und
Automatisierung ein gewisser Teil

der bestehenden Jobprofile obsolet
werden könnten. Wie schätzen Sie
die Gefahr für den Arbeitsmarkt ein?

Die OECD spricht beispielswei-
se davon, dass zehn bis bis 15 -Pro-
zent der bestehenden Arbeitsplät-
ze verschwinden werden. Wir
werden sicherlich einen Verlust
von Arbeitsplätzen haben. Auf der
anderen Seite wird es natürlich
durch die Digitalisierung auch
neue Arbeitsplätze geben, die wir
heute zum Teil noch gar nicht ken-
nen. Da diese Entwicklung sich so
extrem rasch vollzieht, ist es na-
türlich schwierig, Leute auf Jobs
vorzubereiten, die es noch nicht
gibt. Das heißt, dass wir eine ganz
neue Konzeption brauchen, wie
Ausbildung stattfmden soll und or-
ganisiert wird. Noch stärker als
bisher müssen wir Arbeitnehmern
die Möglichkeit bieten, sich wei-
terzubilden und neue Kompeten-
zen zu erwerben. Dies hilft gegen
die Verunsicherung und Angst vie-
ler Menschen in dieser Transi-
tionsperiode.

Welche Kompetenzen werden not-
wendig sein, um auf dem Arbeits-
markt unter diesen Bedingungen zu
bestehen?

Wir müssen jungen Menschen
nicht nur Wissen vermitteln, son-
dern vor allem die Fähigkeit, sich
immer neues Wissen anzueignen.
Es gibt natürlich Schlüsselkompe-
tenzen, die man einfach braucht.
Dazu gehören natürlich ein gutes
Sprachniveau, mathematische Fä-
higkeiten, aber immer mehr auch
Grundkenntnisse im Bereich der
Digitalisierung, das wird zuneh-
mend wie das kleine Einmaleins.
Aber auch Soft Skills wie kreatives
Denken und Teamarbeit müssen
gefördert werden.
Inwiefern wird die aktuelle Krise
diese Entwicklung am Arbeitsmarkt
beschleunigen?

Wir gehen jetzt durch eine
schwierige Periode, besonders für
jugendliche in Europa. Die sind die
ersten Opfer dieser Krise, weil Be-

triebe natürlich weniger einstellen
und ausbilden. Und das hat natür-
lich schon fast dramatische Konse-
quenzen, besonders in den Län-
dern, wo Jugendarbeitslosigkeit so-
wieso schon sehr hoch war.

Bildung und Ausbildung ist ja vor al-
lem die Sache der Mitgliedsstaaten.
Inwieweit kann denn die Europäi-
sche Union diesen Prozess begleiten
und unterstützen?

Die EU -Kommission will nicht
in die Bildungssysteme der Staaten
eingreifen und bestimmen, wie
diese zu organisieren sind. Wir
können aber dabei helfen aufzuzei-
gen, wo die großen zukünftigen
Herausforderungen liegen, welche
bewährten Lösungen und erfolg: -
reichen praktischen Ansätze es

gibt, die man vielleicht auch von
anderen Ländern übernehmen
könnte. Dann werden wir erfolg-
versprechende Initiativen finan-
ziell fördern und so entsprechende
Anreize setzen. Das gilt natürlich
für die öffentlichen Bildungssyste-
me, aber auch für Unternehmen.

Es gibt heute bereits eine Kluft, zwi-
schen Menschen, die Zugang zu di-
gitaler Bildung haben, und solchen,
die den Anschluss zu verpassen dro-
hen. Das kann an fehlender Bildung
liegen, am Einkommen oder am Al-
ter. Wie kann vermieden werden,
dass bestimmte Bevölkerungsgrup-

pen bei dem technologischen Wan-
del auf der Strecke bleiben?

Für Menschen, die den An-
schluss auf dem Arbeitsmarkt ver-
lieren, kann die Digitalisierung
eine Katastrophe §ein. Auf der an-
deren Seite ist das aber auch ein
Verlust für Wirtschaft und Gesell-
schaft, wenn wir vorhandene Ta-
lente aus sozialen Gründen nicht
nutzen. Wenn wir also diese sozia-
le Dimension des technologischen
Wandels verkennen und nicht dar-
ein investieren, dass alle den glei-
chen Zugang zur Technologie ha-
ben, dann wird es viele Verlierer

geben, was unsere Gesellschaften
auseinanderreißen könnte.

Können Sie konkrete Beispiele für
Instrumente nennen, mit denen die
EU Investitionen in die Entwicklung
neuer Kompetenzen ankurbeln will?

Zum Beispiel können über 20
Prozent des Budgets des Europäi-
schen Sozialfonds genutzt werden,
um Leute auszubilden, weiterzubil-
den und neu zu orientieren. Zwei-
tens haben wir in Verbindung mit
der Krise ein großes Programm
aufgelegt, die „Recovery and Resi-
lience Facility". Die 750 Milliarden
Euro aus diesem Fonds sollen dazu
dienen, nicht nur die Wirtschaft
wieder auf Trab zu bringen, son-
dern auch zu modernisieren. Zu
dieser Modernisierung gehören na-
türlich auch Investitionen in Kom-
petenzen.

In dieser Woche findet die "Vocatio-
nal Skills Weck" statt. Wie können
solche Events dazu beitragen, diese
Herausforderungen anzugehen?

Wir werden etwa 800 Events in
Europa haben, an denen Lehrlinge,
Unternehmer sowie Vertreter von
Bildungseinrichtungen, Berufskam-
mern und so weiter teilnehmen,
um über die Zukunft von Berufs-
ausbildung und Weiterbildung zu
diskutieren. Im Rahmen solcher
Veranstaltungen kann die EU dazu
beitragen, eine neue Dynamik in
die nationalen Systeme hineinzu-
bringen, wenn die Verantwortli-
chen sich darüber austauschen,
was zum Beispiel besonders gut in
Deutschland, in Schweden oder in
Rumänien funktioniert und so von-
einander lernen.
Es ist natürlich
schwierig, Leute
auf Jobs vorzube-
reiten, die es heute
noch nicht gibt.



 
 
 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

TOURISMUS UND 

GASTRONOMIE 
 

 

 

 

 

 

 



Corona stürzt Hotelbranche in die Krise - die Lage ist besonders in Luxemburg -Stadt angespannt

Die Geschäftsleute fehlen, die Tou-
risten sowieso - die Hotelbranche
ist wegen der Corona-Pandemie in
eine tiefe Krise geraten. Viele be-
finden sich in ernsten finanziellen
Schwierigkeiten; bei Hotels in Lu-
xemburg -Stadt ist sogar die Rede
von Umsatzeinbußen von bis zu 80
Prozent. Während einige Betriebe
noch einigermaßen im Sommer
über die Runden gekommen sind,
hat sich ihre Lage mit der derzeit
wütenden zweiten Welle dras-
tisch verschlechtert. Ob alle Adres-
sen die Corona-Schockwelle über-
leben werden, ist noch ungewiss.
„Es könnte sein, dass das eine oder
andere Hotel die Türen schließen
muss", sagt der Generalsekretär
des Verbandes der Hoteliers, Res-
taurantbesitzer und Cafetiers (Ho-
resca), François Koepp. „Aber für
eine Einschätzung ist es noch zu
früh." Vieles hängt auch davon ab,
wie sich die Lage im Ausland ent-
wickelt, so Koepp.

„Der Monat Oktober war katas-
trophal", sagt Marc Schwamber-
ger. Er ist der Geschäftsführer des
Hotels Park Inn by Radisson in Lu-
xemburg -Stadt. Die Bettenauslas-
tung liege im Schnitt bei 15 bis 30
Prozent, die Preise habt er um et-
wa 30 Prozent senken müssen. Für
Hotels, die sich in der Hauptstadt
befinden, eine besonders kritische
Situation, denn: Die Mieten sind
vergleichsweise hoch, so Schwam-
berger. „Für Hoteliers, die nicht
Eigentümer der vier Wände sind,
schlägt das zu Buche." Für das ge-
samte Jahr 2020 geht er von einem
Gesamtumsatzverlust von mehr als
70 Prozent aus - „und diese Pro-
gnose habe ich vor der Verschär-
fung der Corona-Maßnahmen der
vergangenen Tage abgegeben."

Selbst im Vergleich zum Aus-
land schneide die Luxemburger
Hotelbranche schlecht ab, sagt der
Geschäftsführer. Sein Hotel ist Teil
der Radisson Hotelgruppe; als
Chef einer Franchise in Luxem-
burg steht er im ständigen Kon-
takt mit anderen Hoteliers der
Gruppe. „In deutschen Großstäd-
ten liegt die Bettenauslastung noch
bei 40 bis 50 Prozent", sagt
Schwamberger. Der Geschäftstou-
rismus ist in Luxemburg komplett
eingebrochen - „große Teile der
nationalen Wirtschaft können ja
vom Homeoffice aus weiter arbei-

ten". Selbst auf größere Veranstal-
tungen der EU -Institutionen, die
regelmäßig in Luxemburg organi-
siert werden, konnten sich die Ho-
tels dieses Jahr nicht verlassen.
„Kongresse, Seminare, Messen -
alles abgesagt oder verschoben",
stellt Schwamberger fest.

Auer Anfang ist schwer
Eine ähnliche Erfahrung macht der-
zeit Marcel Goeres. Die von ihm ge-
gründete. Hotelgruppe - ihm ge-
hört unter anderem das Hotel Parc
Belair in Luxemburg -Stadt - emp-
fängt ebenfalls kaum noch Gäste,
wie er erklärt. Seine Hotels in der
Hauptstadt sind auf den Besuch
von Geschäftsleuten angewiesen;
sie machen einen großen Teil der
Kundschaft aus. Bei ihm liegt die
Bettenauslastung je nach Hotel
zwischen zehn und 25 Prozent; für
das laufende Jahr rechnet er da-
mit, dass er bei 27 Prozent des
eigentlichen Umsatzes liegen wird.

Für Goeres stellt sich zudem das
Problem, dass seine Einnahmen in
der Gastronomie ebenfalls wegge-
brochen sind - wenige Besucher in
den Hotels heißt schließlich weni-
ger Gäste für die Restaurants. „Die
Situation ist derzeit sehr schwie-
rig", sagt er. Wie es ausgehen kann,
zeigt sich am Beispiel „La Pomme
Cannelle": Vor Kurzem wurde be-
kannt, dass das Gourmetrestaurant
im Hotel Le Royal bis auf Weite-
res die Türen schließen muss. Der
Grund: die fehlende Kundschaft.

Auch für Neuankömmlinge ist
die Situation schwierig. Im vor ein
paar Monaten eröffnete Graace Ho-
tel lassen die Kunden auf sich war-
ten, so Geschäftsführer Steve
Krack. „Wir empfangen fast keine
Gäste aus dem Ausland", sagt er.
Ob Urlauber oder Geschäftsleute -
jedes Mal wenn die Regierung das
Wort ergreift und sich für eine Ver-
schärfung der Corona-Maßnah-
men entscheidet, häufen sich die
Stornierungen. Ein paar neugierige
Besucher aus Luxemburg gibt es
zwar schon, erklärt Krack. „Diese
Gäste nutzen ihren Iwwernuech-
tongsbong." Damit scheinen die im
Sommer von der Regierung ver-
teilten Tourismusgutscheine zu-
mindest einen kleinen Teil der Um-
satzeinbußen wettzumachen. Von
den insgesamt mehr als 730 000
ausgeteilten Gutscheinen wurden
bereits mehr als 68 000 eingelöst,
so die Generaldirektion für Mittel-

stand. Minister für Mittelstand Lex
Delles (DP) zeigte sich in einer
Antwort auf eine parlamentarische
Frage zufrieden mit diesem Ergeb-
nis: „Auf der einen Seite haben wir
es fertig gebracht, mehr Bürger da-
zu zu motivieren, ihr eigenes Land
neu zu entdecken, auf der anderen
Seite konnten wir durch diese Ak-
tion die Übernachtungsstrukturen
in dieser Krise unter die Arme grei-
fen."

Im Schnitt liegt die Bettènaus-
lastung im Graace Hotel bei zehn
bis 15 Prozent. „Maximal", betont
Steve Krack. In seinem Hotel muss
die Bettenauslastung bei mindes-
tens 35 Prozent liegen, um das Ren-
tabilitätsniveau zu erreichen. „Da
habe ich noch Glück; bei anderen
Strukturen müssen es viel mehr
Betten sein", weiß Krack aus Er-
fahrung.

Ungewisse Zukunft
Die Hotelbetreiber sind sich ei-
nig: Die Kurzarbeit -Maßnahmen
sind weiterhin notwendig. Ein Teil
der Belegschaft ist aktuell immer
noch zu Hause. „Kurz- bis mittel-
fristig ist Kurzarbeit eine absolut
unerlässliche Maßnahme", sagt
Marcel Goeres. „Für die nächsten
Monate muss es weiterhin mög-
lich sein, auf solche Hilfen zu-
rückgreifen zu können - sonst
werden es viele Betriebe nicht
schaffen." Dennoch werden in vie-
len Unternehmen bereits Entlas-
sungen in Erwägung gezogen. Der
Grund: Der Staat übernimmt zwar
80 Prozent,; des Gehaltes der Mit-
arbeiter in Kurzarbeit, nur fallen
die Arbeitgeberbeiträge weiter an,
wie Marc Schwamberger erklärt.
„Langfristig können selbst diese
Kosten nicht mehr getragen wer-
den", so auch Steve Krack. Dazu
kommt, dass für diese Betriebe kei-
ne Erleichterung in Sicht ist: Mit
einem Aufschwung rechnet der
Chef vom Graace Hotel nicht vor
März.

Die Hotelbetreiber zeigen sich
aber erfinderisch in der Krise und
setzen alles auf Digitalisierung. So
konnte im Graace Hotel beispiels-
weise diese Woche der kontaktlo-
se Check -in starten. „Alle unsere
Prozesse sind ab sofort digital", er-
klärt Steve Krack - eine physi-
sche Interaktion ist nicht mehr nö-
tig, das Hotel ist mit sogenannten
„smart locks" ausgestattet. In der
Hotelgruppe von Marcel Goeres



wurde in den vergangenen Mona-
ten in modernste Technologien in-
vestiert, wie Goeres erklärt. „Die
Corona-Krise hat die Digitalisie-
rung der Hotelbranche beschleu-
nigt." In seinen Hotels sei es nun
für Geschäftsleute möglich, Semi-
nare, Versammlungen, und Co.
auch in digitaler Form zu organi-
sieren.

Mit großer Besorgnis verfolgen
die Hoteliers die aktuelle Corona-
Lage: Angesichts der zuletzt ra-
sant gestiegenen Zahlen könnte

die Regierung schon bald neue
Verschärfungen bekannt geben -
ein neuer Lockdown ist nicht aus-
geschlossen. Viele Hoteliers rech-
nen sogar fest damit. „Ich be-
fürchte, dass schwerwiegende
neue Auflagen auf uns zukommen
werden", sagt Marcel Goeres.
Marc Schwamberger arbeitet sei-
nerseits bereits an einem Worst-
Case-Szenario. „Es ist wichtig, gut
vorbereitet zu sein, wenn stren-
gere Maßnahmen kommen."

Zahl des Tages

0,7
In der Woche vom 19. bis 25. Oktober
blieb der Familienkreis mit 27,6 Pro-
zent die häufigste Quelle unter den

identifizierbaren Kontaminationsursa-
chen, so das Gesundheitsministerium.

Der Anteil der Corona-Fälle, deren
Ursprung nachweisbar in Verbindung

mit dem Horeca-Sektor stand,
lag bei 0,7 Prozent.

Die Horeca-Branche
in Zahlen
Nach Angaben der Generaldirektion
für Mittelstand gibt es in Luxem-
burg derzeit 228 Hotels, rund 900
Cafés und 1 650 Restaurants. Der
Beitrag des Horeca-Sektors zum
Bruttoinlandsprodukt (BIP) liegt bei
acht Prozent; insgesamt stehen
rund 22 500 Arbeitsplätze in Ver-

Bindung mit der Branche (davon
sind 20 500 Vollzeitbeschäftigte).
Die von vielen Experten befürchtete
Pleitewelle im Horeca-Sektor ist
noch nicht in Luxemburg angekom-
men: Zwischen Januar und Septem-
ber 2020 wurden in Luxemburg 71
Pleiten verzeichnet - dagegen ste-
hen 112 Betriebe, die in diesem
Zeitraum eine Niederlassungsge-
nehmigung erhalten haben. Grund

dafür können aber die verschiede-
nen Staatshilfen sein, die immer
noch vielerorts die Betriebe der
Branche unterstützen. Angesichts
der Verschärfung der Corona-Maß-
nahmen werden einige Hilfen ver-
längert - beispielsweise der „Fonds
de relance et de solidarité pour ent-
reprises", der sich auch an Betriebe
der Horeca-Branche richtet.
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LOCKDOWN LIGHT Eine Übersicht
Frank Goekael
Die Chamber hat die neuen Maßnahmen im Kampf gegen das
Coronavirus gebilligt. Diese Regeln gelten von heute an bis
(mindestens) zum 15. Dezember.

PRIVATES
Die nächtliche Ausgangssperre

wird verlängert: zwischen 23.00 Uhr
und 6.00 Uhr darf man sich weiterhin
nur aus besonderem Grund im öffent-
lichen Raum aufhalten.

Pro Haushalt sind nur noch Treffen
mit maximal zwei Personen erlaubt,
die ihrerseits ebenfalls aus einem
Haushalt stammen müssen.

Bei Ansammlungen im öffentlichen
Raum von vier bis zehn Personen
müssen alle Beteiligten einen jewei-
ligen Abstand von zwei Metern ein-
halten und Masken tragen.

Bei Ansammlungen im öffentlichen
Raum, bei denen zwischen zehn und
100 Menschen anwesend sind, müs-
sen alle Beteiligten Masken tragen
und sitzen - jeweils zwei Meter von-
einander entfernt.

Versammlungen von mehr als 100
Menschen sind untersagt.

Für diese Regeln können Aus-
nahmen gemacht werden, zum Bei-
spiel zur Durchführung von Märkten,
Demonstrationen oder religiösen
Riten (Beerdigungen).

GESCHÄFTE
Der Einzelhandel darf geöffnet blei-

ben. Hygiene- und Abstandsregeln
sind einzuhalten.

Gesonderte Zugangskontrollen
sind ab einer Verkaufsfläche von 400
Quadratmetern zu • schaffen: Hier
muss jeder Kunde zehn Quadratmeter
Platz zur Verfügung haben (also darf,
beispielsweise, ein 500 Quadratmeter
großes Geschäft von maximal 50 Kun-

den gleichzeitig betreten werden).

GASTRONOMIE
Bars, Restaurants und andere Gast-

stätten: müssen schließen, aber: Essen
zum Mitnehmen darf hergestellt wer-
den, ebenso können Lieferdienste
betrieben werden und damit auch
mobile Einheiten („Food Trucks").

Betriebskantinen müssen schlie-
ßen.

Schul- und Universitätskantinen
dürfen geöffnet bleiben.

Hotels dürfen Gäste aus jedem
Grund (geschäftlich, privat) be-
herbergen und zudem Zimmerservice
anbieten - Frühstückssäle dürfen al-
lerdings nicht betrieben werden.

VERANSTALTUNGEN /
KULTUR

Filmvorführungen, Konzerte und
Theaterstücke, dürfen nicht statt-
finden.

Messen und Salons dürfen nicht
stattfinden.

Casinos müssen schließen.
Freizeitparks und ähnliche Ein-

richtungen sind zu schließen.
Konferenzen dürfen weiter statt-

findéh,'allerditïgs ohne gemeinsame
Mahlzeiten oder Kaffeepausen der
Teilnehmer.

Museen, Kunstzentren, Biblio-
theken und Nationalarchive dürfen
weiter in Betrieb bleiben.

SCHULE I BILDUNG
In den Schulen wird für die oberen

Klassen der. Sekundarstufe II alter-

nierender Präsenz -Unterricht jeweils
halber Klassen eingeführt, wobei aber
die andere Klassenhälfte virtuell mit
dabei ist - und nicht, wie im ersten
Lockdown, nur Eigenarbeit zu Hause
macht.

Mobile Teams führen vor Ort Tests
durch, wenn es zu Infektionen einzel-
ner Schüler gekommen ist.

Prüf ings-Taktungen werden von
Trimester auf Semester umgestellt.

SPORT
Fitnessstudios müssen schließen.
Mannschaftsport ist nicht mehr er-

laubt, es gelten Ausnahmen für Profi-
sportler. -

Sporthallen müssen schließen,
lediglich für Schulen gelten Aus-
nahmen.

Schwimmbäder bleiben für Be-
sucher geschlossen, lediglich für
Schulen können Ausnahmen gelten.

Freiluft-Sportstätten, (wie zum Bei-
spiel Laufanlagen) können in Betrieb
bleiben, gemeinsamer Sport mit bis
zu vier Personen bleibt hier erlaubt.

TESTING
Wer Symptome hat oder sich aus

anderen Gründen gezielt testen las-
sen will, wendet sich-an die Labore
von Bionext, Ketterthill oder der „La-
boratoires réunis". Zudem ist das öf-
fentliche Testzentrum in Düdelingen
von montags bis samstags von 10 bis
17 Uhr geöffnet.

Achtung: Für Kinder von zwei bis
sechs Jahren muss ein PCR-Test unter
www.ligue.lu vereinbart werden.




